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Änderungsantrag 1
Tokia Saïfi

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 3

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– in Kenntnis der gemeinsamen 
Arbeitsdokumente der Dienststellen zu der 
Umsetzung der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik in den östlichen 
ENP-Ländern (Fortschritte 2012 und 
Handlungsempfehlungen),

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 2
Tokia Saïfi

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 4

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

in Kenntnis der Gemeinsamen Mitteilung
der Europäischen Kommission und der 
Hohen Vertreterin der Europäischen Union 
für Außen- und Sicherheitspolitik an das 
Europäische Parlament, den Rat, den 
Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der 
Regionen vom 15. Mai 2012 mit dem Titel
„Östliche Partnerschaft: Fahrplan bis zum 
Gipfeltreffen im Herbst 2013“
(JOIN(2012) 13 final),

– in Kenntnis der Gemeinsamen
Mitteilungen der Europäischen 
Kommission und der Hohen Vertreterin der 
Europäischen Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik an das Europäische 
Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 
Ausschuss der Regionen vom 15. Mai 2012 
mit dem Titel „Östliche Partnerschaft:
Fahrplan bis zum Gipfeltreffen im Herbst 
2013“ (JOIN(2012) 13 final) und 
„Umsetzung einer neuen Europäischen 
Nachbarschaftspolitik“ (JOIN(2012) 14 
final) sowie der zugehörigen 
gemeinsamen Arbeitsdokumente vom 
20. März 2013 („Regionale Berichte“,
SWD(2013) 85 und 86),
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Or. en

Änderungsantrag 3
Tokia Saïfi

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 5 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf die auf der Europa-
Mittelmeer-Konferenz der Außenminister 
vom 27. und 28. November 1995 
angenommene Erklärung von Barcelona, 
durch die eine Europa-Mittelmeer-
Partnerschaft begründet wurde,

Or. en

Änderungsantrag 4
Tokia Saïfi

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 5 b (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Erklärung des 
Pariser Gipfeltreffens für den 
Mittelmeerraum vom 13. Juli 2008,

Or. en

Änderungsantrag 5
Tokia Saïfi

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 5 c (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Partnerschaft von 
Deauville, die die G8 beim Treffen der 
Staats- und Regierungschefs im Mai 2011 
in Deauville begründeten und bei der die 
EU Vertragspartei ist,

Or. en
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Änderungsantrag 6
Raimon Obiols

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 9 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine Entschließung 
vom 10. Mai 2010 zur Union für den 
Mittelmeerraum (P7_TA(2010)0192),

Or. es

Änderungsantrag 7
Marek Siwiec, Justas Vincas Paleckis, Libor Rouček, Knut Fleckenstein, Evgeni Kirilov

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 12 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine Empfehlung 
vom 11. September 2013 zur Politik der 
EU gegenüber Belarus,

Or. en

Änderungsantrag 8
Libor Rouček, Justas Vincas Paleckis, Marek Siwiec

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 12 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine Empfehlung 
vom 11. September 2013 zur Politik der 
EU gegenüber Belarus,

Or. en

Änderungsantrag 9
Marietje Schaake
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Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 12 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine Entschließung 
vom 20. Mai 2013 über die Presse- und 
Medienfreiheit in der Welt1,
__________________
1 Angenommene Texte P7_TA(2013)0274.

Or. en

Änderungsantrag 10
Marietje Schaake

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 12 b (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine Entschließung 
vom 11. Dezember 2012 zu einer digitalen 
Freiheitsstrategie in der Außenpolitik der 
EU2,
__________________
2 Angenommene Texte P7_TA(2012)0470.

Or. en

Änderungsantrag 11
Tokia Saïfi

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 13

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf die 
Schlussfolgerungen des Gipfels der 
Präsidenten der Parlamente der Union für 
den Mittelmeerraum (Marseille, 
6./7. April 2013) und auf die 
Schlussfolgerungen der Parlamentarischen
Versammlungen der Union für den 
Mittelmeerraum und Euronest,

– unter Hinweis auf die 
Schlussfolgerungen des Gipfels der 
Präsidenten der Parlamente der Union für 
den Mittelmeerraum (Marseille,
6./7. April 2013) und auf die 
Schlussfolgerungen der Parlamentarischen
Versammlung der Union für den 
Mittelmeerraum und der 
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Parlamentarischen Versammlung 
Euronest,

Or. en

Änderungsantrag 12
Tokia Saïfi

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 14 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Beschlüsse 
2006/356/EG, 2005/690/EG, 
2004/635/EG, 2002/357/EG, 
2000/384/EG, 2000/204/EG und 
98/238/EG über den Abschluss von 
Europa-Mittelmeer-Abkommen zur 
Gründung einer Assoziation zwischen den 
Europäischen Gemeinschaften und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und der 
Libanesischen Republik, der 
Demokratischen Volksrepublik Algerien, 
der Arabischen Republik Ägypten, dem 
Haschemitischen Königreich Jordanien, 
dem Staat Israel, dem Königreich 
Marokko und der Tunesischen Republik 
andererseits,

Or. fr

Änderungsantrag 13
Tokia Saïfi

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 18

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Revolutionen in 
der arabischen Welt, die einen 
Meilenstein in der modernen Geschichte 
der südlichen Nachbarländer Europas 
und in der Geschichte der Beziehungen 
zwischen der EU und diesen Staaten 

entfällt
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darstellen, unter Verfolgung eines 
differenzierten Ansatzes, der sich auf den 
Grundsatz der leistungs- und 
fortschrittsabhängigen Unterstützung der 
Partnerländer („mehr für mehr“ und 
„weniger für weniger“) stützt und 
regelmäßig im Rahmen von 
Fortschrittsberichten anhand genauer 
und schätzbarer Kriterien zu überprüfen 
ist, sowie unter Hinweis darauf, dass die 
inkonsistente Anwendung des Prinzips 
„mehr für mehr“ kontraproduktiv sein 
und nicht nur den gesamten Prozess, 
sondern auch die Wirkung der 
Unterstützung und die Glaubwürdigkeit 
der Union untergraben kann,

Or. en

Änderungsantrag 14
Pier Antonio Panzeri

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 18

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Revolutionen in 
der arabischen Welt, die einen Meilenstein 
in der modernen Geschichte der südlichen 
Nachbarländer Europas und in der 
Geschichte der Beziehungen zwischen der 
EU und diesen Staaten darstellen, unter 
Verfolgung eines differenzierten Ansatzes, 
der sich auf den Grundsatz der leistungs-
und fortschrittsabhängigen Unterstützung 
der Partnerländer („mehr für mehr“ und
„weniger für weniger“) stützt und 
regelmäßig im Rahmen von 
Fortschrittsberichten anhand genauer und 
schätzbarer Kriterien zu überprüfen ist, 
sowie unter Hinweis darauf, dass die 
inkonsistente Anwendung des Prinzips
„mehr für mehr“ kontraproduktiv sein und 
nicht nur den gesamten Prozess, sondern 
auch die Wirkung der Unterstützung und 
die Glaubwürdigkeit der Union 

– in der Erwägung, dass die Revolutionen 
in der arabischen Welt einen Meilenstein in 
der modernen Geschichte der südlichen 
Nachbarländer Europas und in der 
Geschichte der Beziehungen zwischen der 
EU und diesen Staaten darstellen, unter 
Verfolgung eines differenzierten Ansatzes, 
der sich auf den Grundsatz der leistungs-
und fortschrittsabhängigen Unterstützung 
der Partnerländer („mehr für mehr“ und
„weniger für weniger“) stützt und 
regelmäßig im Rahmen von 
Fortschrittsberichten anhand genauer und 
schätzbarer Kriterien zu überprüfen ist,
sowie unter Hinweis darauf, dass die 
inkonsistente Anwendung des Prinzips
„mehr für mehr“ kontraproduktiv sein und 
nicht nur den gesamten Prozess, sondern 
auch die Wirkung der Unterstützung und 
die Glaubwürdigkeit der Union 
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untergraben kann, untergraben kann,

Or. en

Änderungsantrag 15
Raimon Obiols

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 18

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Revolutionen in 
der arabischen Welt, die einen Meilenstein 
in der modernen Geschichte der südlichen 
Nachbarländer Europas und in der 
Geschichte der Beziehungen zwischen der 
EU und diesen Staaten darstellen, unter 
Verfolgung eines differenzierten Ansatzes, 
der sich auf den Grundsatz der leistungs-
und fortschrittsabhängigen Unterstützung 
der Partnerländer („mehr für mehr“ und
„weniger für weniger“) stützt und 
regelmäßig im Rahmen von 
Fortschrittsberichten anhand genauer und 
schätzbarer Kriterien zu überprüfen ist, 
sowie unter Hinweis darauf, dass die 
inkonsistente Anwendung des Prinzips
„mehr für mehr“ kontraproduktiv sein und 
nicht nur den gesamten Prozess, sondern 
auch die Wirkung der Unterstützung und 
die Glaubwürdigkeit der Union 
untergraben kann,

– unter Hinweis auf die massive 
Mobilisierung in der arabischen Welt, die 
einen Meilenstein in der modernen 
Geschichte der südlichen Nachbarländer 
Europas und in der Geschichte der 
Beziehungen zwischen der EU und diesen 
Staaten darstellt, unter Verfolgung eines 
differenzierten Ansatzes, der sich auf den 
Grundsatz der leistungs- und 
fortschrittsabhängigen Unterstützung der 
Partnerländer („mehr für mehr“ und
„weniger für weniger“) stützt und 
regelmäßig im Rahmen von 
Fortschrittsberichten anhand genauer und 
schätzbarer Kriterien zu überprüfen ist, 
sowie unter Hinweis darauf, dass die 
inkonsistente Anwendung des Prinzips
„mehr für mehr“ kontraproduktiv sein und 
nicht nur den gesamten Prozess, sondern 
auch die Wirkung der Unterstützung und 
die Glaubwürdigkeit der Union 
untergraben kann,

Or. es

Änderungsantrag 16
Renate Weber

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 18

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Revolutionen in – in der Erwägung, dass die Revolutionen 
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der arabischen Welt, die einen Meilenstein 
in der modernen Geschichte der südlichen 
Nachbarländer Europas und in der 
Geschichte der Beziehungen zwischen der 
EU und diesen Staaten darstellen, unter 
Verfolgung eines differenzierten Ansatzes, 
der sich auf den Grundsatz der leistungs-
und fortschrittsabhängigen Unterstützung 
der Partnerländer („mehr für mehr“ und 
„weniger für weniger“) stützt und 
regelmäßig im Rahmen von 
Fortschrittsberichten anhand genauer 
und schätzbarer Kriterien zu überprüfen 
ist, sowie unter Hinweis darauf, dass die 
inkonsistente Anwendung des Prinzips
„mehr für mehr“ kontraproduktiv sein und 
nicht nur den gesamten Prozess, sondern 
auch die Wirkung der Unterstützung und 
die Glaubwürdigkeit der Union 
untergraben kann,

in der arabischen Welt einen Meilenstein in 
der modernen Geschichte der südlichen 
Nachbarländer Europas und in der 
Geschichte der Beziehungen zwischen der 
EU und diesen Staaten darstellen, unter 
Verfolgung eines differenzierten Ansatzes, 
der sich auf den Grundsatz der leistungs-
und fortschrittsabhängigen Unterstützung 
der Partnerländer („mehr für mehr“) stützt, 
sowie in der Erwägung, dass die 
inkonsistente Anwendung des Prinzips
„mehr für mehr“ kontraproduktiv sein und 
nicht nur den gesamten Prozess, sondern 
auch die Wirkung der Unterstützung und 
die Glaubwürdigkeit der Union 
untergraben kann,

Or. en

Änderungsantrag 17
Francisco José Millán Mon

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 18

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Revolutionen in 
der arabischen Welt, die einen Meilenstein 
in der modernen Geschichte der südlichen 
Nachbarländer Europas und in der 
Geschichte der Beziehungen zwischen der 
EU und diesen Staaten darstellen, unter 
Verfolgung eines differenzierten Ansatzes, 
der sich auf den Grundsatz der leistungs-
und fortschrittsabhängigen Unterstützung 
der Partnerländer („mehr für mehr“ und
„weniger für weniger“) stützt und 
regelmäßig im Rahmen von 
Fortschrittsberichten anhand genauer und 
schätzbarer Kriterien zu überprüfen ist,
sowie unter Hinweis darauf, dass die 
inkonsistente Anwendung des Prinzips 
„mehr für mehr“ kontraproduktiv sein 

– unter Hinweis auf die Revolutionen in 
der arabischen Welt, die einen Meilenstein 
in der modernen Geschichte der südlichen 
Nachbarländer Europas und in der 
Geschichte der Beziehungen zwischen der 
EU und diesen Staaten darstellen, unter 
Verfolgung eines differenzierten Ansatzes, 
der sich nicht nur auf die Bedürfnisse 
jedes einzelnen Partnerlandes, sondern 
auch auf den Grundsatz der leistungs- und 
fortschrittsabhängigen Unterstützung der 
Partnerländer („mehr für mehr“ und
„weniger für weniger“) stützt und 
regelmäßig im Rahmen von 
Fortschrittsberichten anhand genauer und 
schätzbarer Kriterien zu überprüfen ist,
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und nicht nur den gesamten Prozess, 
sondern auch die Wirkung der 
Unterstützung und die Glaubwürdigkeit 
der Union untergraben kann,

Or. en

Änderungsantrag 18
Marietje Schaake

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 18

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Revolutionen in 
der arabischen Welt, die einen Meilenstein 
in der modernen Geschichte der südlichen 
Nachbarländer Europas und in der 
Geschichte der Beziehungen zwischen der 
EU und diesen Staaten darstellen, unter 
Verfolgung eines differenzierten 
Ansatzes, der sich auf den Grundsatz der 
leistungs- und fortschrittsabhängigen 
Unterstützung der Partnerländer („mehr für 
mehr“ und „weniger für weniger“) stützt 
und regelmäßig im Rahmen von 
Fortschrittsberichten anhand genauer und 
schätzbarer Kriterien zu überprüfen ist, 
sowie unter Hinweis darauf, dass die 
inkonsistente Anwendung des Prinzips 
„mehr für mehr“ kontraproduktiv sein und 
nicht nur den gesamten Prozess, sondern 
auch die Wirkung der Unterstützung und 
die Glaubwürdigkeit der Union 
untergraben kann,

– unter Hinweis auf die Revolutionen in 
der arabischen Welt, die einen Meilenstein 
in der modernen Geschichte der südlichen 
Nachbarländer Europas und in der 
Geschichte der Beziehungen zwischen der 
EU und diesen Staaten darstellen, wobei 
derzeit ein differenzierter Ansatz verfolgt 
wird, der sich auf den Grundsatz der 
leistungs- und fortschrittsabhängigen 
Unterstützung der Partnerländer („mehr für 
mehr“ und „weniger für weniger“) stützt 
und regelmäßig im Rahmen von 
Fortschrittsberichten anhand genauer und 
schätzbarer Kriterien zu überprüfen ist, 
sowie unter Hinweis darauf, dass es
kontraproduktiv sein und nicht nur den 
gesamten Prozess, sondern auch die 
Wirkung der Unterstützung und die 
Glaubwürdigkeit der Union untergraben 
kann, wenn das Prinzip „mehr für mehr“ 
inkonsistent oder gar nicht angewandt 
wird,

Or. en

Änderungsantrag 19
Francisco José Millán Mon

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 18 a (neu)
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Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf die langjährigen 
Beziehungen der EU zu den südlichen 
Nachbarländern Europas und die 
geschichtlichen, wirtschaftlichen, 
politischen und sozialen Verbindungen 
vieler Mitgliedstaaten der EU mit den 
Ländern dieser Region sowie auf das 
europäische Bekenntnis, im Rahmen der 
allgemeinen Europäischen 
Nachbarschaftspolitik auch weiterhin 
möglichst enge Beziehungen zu 
unterhalten und die erforderliche 
Unterstützung zu leisten,

Or. en

Änderungsantrag 20
Raimon Obiols

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 19

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Notwendigkeit 
einer konsistenten Außenpolitik der 
Union, insbesondere hinsichtlich ihrer 
internen Politik, und auf die 
Notwendigkeit, zweierlei Maßstäbe zu 
vermeiden, sowie unter Hinweis darauf, 
dass die Wirtschafts- und Finanzkrise 
nicht zur Rechtfertigung einer 
Verminderung des Engagements der 
Union gegenüber ihren Nachbarn 
herangezogen werden kann;

entfällt

Or. es

Änderungsantrag 21
Tokia Saïfi

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 19
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Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Notwendigkeit 
einer konsistenten Außenpolitik der 
Union, insbesondere hinsichtlich ihrer 
internen Politik, und auf die 
Notwendigkeit, zweierlei Maßstäbe zu 
vermeiden, sowie unter Hinweis darauf, 
dass die Wirtschafts- und Finanzkrise 
nicht zur Rechtfertigung einer 
Verminderung des Engagements der 
Union gegenüber ihren Nachbarn 
herangezogen werden kann;

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 22
Renate Weber

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 19

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Notwendigkeit 
einer konsistenten Außenpolitik der 
Union, insbesondere hinsichtlich ihrer 
internen Politik, und auf die 
Notwendigkeit, zweierlei Maßstäbe zu 
vermeiden, sowie unter Hinweis darauf, 
dass die Wirtschafts- und Finanzkrise nicht 
zur Rechtfertigung einer Verminderung des 
Engagements der Union gegenüber ihren 
Nachbarn herangezogen werden kann;

– in der Erwägung, dass die Außenpolitik 
der Union insbesondere mit ihrer internen 
Politik konsistent sein muss und dass 
dabei nicht mit zweierlei Maß gemessen 
werden darf, sowie in der Erwägung, dass 
die Wirtschafts- und Finanzkrise nicht zur 
Rechtfertigung einer Verminderung des 
Engagements der Union gegenüber ihren 
Nachbarn herangezogen werden kann;

Or. en

Änderungsantrag 23
Pier Antonio Panzeri

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 19

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Notwendigkeit 
einer konsistenten Außenpolitik der Union, 

– in Erwägung der Notwendigkeit einer 
konsistenten Außenpolitik der Union, 
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insbesondere hinsichtlich ihrer internen 
Politik, und auf die Notwendigkeit, 
zweierlei Maßstäbe zu vermeiden, sowie 
unter Hinweis darauf, dass die Wirtschafts-
und Finanzkrise nicht zur Rechtfertigung 
einer Verminderung des Engagements der 
Union gegenüber ihren Nachbarn 
herangezogen werden kann;

insbesondere hinsichtlich ihrer internen 
Politik, und der Notwendigkeit, zweierlei 
Maßstäbe zu vermeiden, sowie unter 
Hinweis darauf, dass die Wirtschafts- und 
Finanzkrise nicht zur Rechtfertigung einer 
Verminderung des Engagements der Union 
gegenüber ihren Nachbarn herangezogen 
werden kann;

Or. en

Änderungsantrag 24
Tokia Saïfi

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 19 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– in der Erwägung, dass die 2011 
verzeichneten Demonstrationen der 
Bevölkerung in der arabischen Welt ein 
Ruf nach Würde, Demokratie, Freiheit 
und sozialer Gerechtigkeit waren; in der 
Erwägung, dass die Revolutionen in der 
arabischen Welt einen Meilenstein in der 
modernen Geschichte der südlichen 
Nachbarländer Europas und in der 
Geschichte der Beziehungen zwischen der 
EU und diesen Ländern darstellen; und 
in der Erwägung, dass mehrere 
Mittelmeerländer zwei Jahre später 
immer noch mit wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten kämpfen;

Or. en

Änderungsantrag 25
Jacek Saryusz-Wolski

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 19 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis darauf, dass die 
Beschlüsse des Gipfeltreffens zur 
Östlichen Partnerschaft in Vilnius 
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möglicherweise richtungsweisend für die 
Zukunft der Östlichen Partnerschaft sein 
werden, weshalb die langfristige 
Entwicklung über das Gipfeltreffen 
hinaus im Blick bleiben und für 
ehrgeizige Folgemaßnahmen für die 
Region gesorgt werden sollte,

Or. en

Änderungsantrag 26
Tokia Saïfi

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 20

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf die 2011 
verzeichneten Demonstrationen der 
Bevölkerung in der arabischen Welt, die 
ein Ruf nach Würde, Demokratie, 
Freiheit und sozialer Gerechtigkeit waren, 
und auf die Tatsache, dass mehrere 
Mittelmeerländer zwei Jahre später 
immer noch mit wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten kämpfen,

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 27
Renate Weber

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 20

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf die 2011 
verzeichneten Demonstrationen der 
Bevölkerung in der arabischen Welt, die 
ein Ruf nach Würde, Demokratie, Freiheit 
und sozialer Gerechtigkeit waren, und auf 
die Tatsache, dass mehrere 
Mittelmeerländer zwei Jahre später immer
noch mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
kämpfen,

– in der Erwägung, dass bei den 2011 
verzeichneten friedlichen Demonstrationen 
der Bevölkerung in der arabischen Welt
legitime demokratische Bestrebungen zum 
Ausdruck gebracht und nachdrücklich 
institutionelle, politische und soziale 
Reformen gefordert wurden, die darauf 
ausgerichtet sind, eine echte Demokratie
herzustellen, Korruption und 
Vetternwirtschaft einzudämmen, die 
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Achtung der Rechtsstaatlichkeit, der 
Menschenrechte und der Grundfreiheiten 
sicherzustellen, die sozialen 
Ungleichheiten zu verringern und bessere 
wirtschaftliche und soziale Bedingungen 
zu schaffen, sowie in der Erwägung, dass 
mehrere Mittelmeerländer zwei Jahre 
später immer noch mit wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten und Unruhen kämpfen;

Or. en

Änderungsantrag 28
Pier Antonio Panzeri

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 20

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf die 2011 
verzeichneten Demonstrationen der 
Bevölkerung in der arabischen Welt, die 
ein Ruf nach Würde, Demokratie, Freiheit 
und sozialer Gerechtigkeit waren, und auf 
die Tatsache, dass mehrere 
Mittelmeerländer zwei Jahre später immer 
noch mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
kämpfen,

– in Erwägung der 2011 verzeichneten 
Demonstrationen der Bevölkerung in der 
arabischen Welt, die ein Ruf nach Würde, 
Demokratie, Freiheit und sozialer 
Gerechtigkeit waren, und der Tatsache, 
dass mehrere Mittelmeerländer zwei Jahre 
später immer noch mit wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten kämpfen;

Or. en

Änderungsantrag 29
Marietje Schaake

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 20

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf die 2011 verzeichneten 
Demonstrationen der Bevölkerung in der 
arabischen Welt, die ein Ruf nach Würde, 
Demokratie, Freiheit und sozialer 
Gerechtigkeit waren, und auf die Tatsache, 
dass mehrere Mittelmeerländer zwei Jahre 
später immer noch mit wirtschaftlichen 

– unter Hinweis auf die 2011 verzeichneten 
Demonstrationen der Bevölkerung in der 
arabischen Welt, die ein Ruf nach Würde, 
Demokratie, Freiheit und sozialer 
Gerechtigkeit waren, und auf die Tatsache, 
dass die Bürger in mehreren 
Mittelmeerländern zwei Jahre später 
immer noch Verletzungen ihrer 
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Schwierigkeiten kämpfen, grundlegenden Menschenrechte und 
Grundfreiheiten ausgesetzt sind und mit 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten kämpfen,

Or. en

Änderungsantrag 30
Raimon Obiols

Entwurf eines Entschließungsantrags
Bezugsvermerk 20 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Notwendigkeit 
einer – insbesondere mit ihrer 
Innenpolitik – abgestimmten Außenpolitik 
der Union und auf die Notwendigkeit, 
zweierlei Maßstäbe zu vermeiden, sowie 
unter Hinweis darauf, dass die 
Wirtschafts- und Finanzkrise nicht zur 
Rechtfertigung eines geringeren 
Engagements der Union gegenüber ihren 
Nachbarn herangezogen werden darf;

Or. es

Änderungsantrag 31
Helmut Scholz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung A

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

A. in der Erwägung, dass ein 
Assoziierungsabkommen kein 
Selbstzweck, sondern ein Instrument für 
grundlegende Reformen, Systemwandel 
und eine Annäherung an die Union, ihre 
Werte und Normen ist; in der Erwägung, 
dass die planmäßige und rechtzeitige 
Umsetzung solcher Abkommen deshalb 
ein entscheidendes Kriterium bei der 
Bewertung der Situation in den 

A. in der Erwägung, dass es das Ziel der 
Nachbarschaftspolitik ist, im Wege von 
Dialog und Zusammenarbeit zum 
gegenseitigen Vorteil Frieden und 
Sicherheit, wirtschaftliche Stabilität sowie 
gesellschaftliche Entwicklung in 
Richtung von Rechtsstaatlichkeit, der 
Achtung grundlegender bürgerlicher, 
politischer und sozialer Rechte sowie der 
Entwicklung demokratischer Strukturen 
in der unmittelbaren Nachbarschaft der 
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betroffenen Ländern ist; EU zu fördern; in der Erwägung, dass die 
Zusammenarbeit im Rahmen der 
Nachbarschaftspolitik den Interessen, 
Entwicklungsbedingungen und 
Entwicklungspotenzialen der 
Partnerländer Rechnung tragen muss 
und sich eine Bindung der 
Nachbarschaftspolitik an strenge 
Konditionalitäten und geostrategische 
Zielsetzungen als kontraproduktiv für 
beide Seiten erwiesen haben; in der 
Erwägung, dass diese Herausforderung 
auch Einfluss auf die Ausgestaltung der 
vertraglichen Bindungen so zum Beispiel 
die Assoziierungsabkommen haben sollte;

Or. de

Änderungsantrag 32
Maria Eleni Koppa

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung A

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

A. in der Erwägung, dass ein
Assoziierungsabkommen kein 
Selbstzweck, sondern ein Instrument für 
grundlegende Reformen, Systemwandel 
und eine Annäherung an die Union, ihre 
Werte und Normen ist; in der Erwägung, 
dass die planmäßige und rechtzeitige 
Umsetzung solcher Abkommen deshalb ein 
entscheidendes Kriterium bei der 
Bewertung der Situation in den betroffenen 
Ländern ist;

A. in der Erwägung, dass 
Assoziierungsabkommen Instrumente 
werden sollten, mit denen die 
Zusammenarbeit der Länder 
untereinander und mit der Europäischen
Union gefördert wird; in der Erwägung, 
dass die planmäßige und rechtzeitige 
Umsetzung solcher Abkommen deshalb ein 
entscheidendes Kriterium bei der 
Bewertung der Situation in den betroffenen 
Ländern ist;

Or. en

Änderungsantrag 33
Willy Meyer

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung A
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Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

A. in der Erwägung, dass ein
Assoziierungsabkommen kein 
Selbstzweck, sondern ein Instrument für 
grundlegende Reformen, Systemwandel
und eine Annäherung an die Union, ihre 
Werte und Normen ist; in der Erwägung, 
dass die planmäßige und rechtzeitige 
Umsetzung solcher Abkommen deshalb ein 
entscheidendes Kriterium bei der 
Bewertung der Situation in den betroffenen 
Ländern ist;

A. in der Erwägung, dass durch den 
Abschluss von Assoziierungsabkommen
eine besondere Beziehung zu den 
Partnerländern aufgebaut werden soll, 
um einen auf den gemeinsamen Werten 
der Partner aufgebauten Raum des 
Wohlstands zu schaffen, der sich durch 
eine enge Beziehung und eine friedliche 
Zusammenarbeit auszeichnet; in der 
Erwägung, dass die planmäßige und 
rechtzeitige Umsetzung solcher 
Abkommen deshalb ein entscheidendes 
Kriterium bei der Bewertung der Situation 
in den betroffenen Ländern ist;

Or. es

Änderungsantrag 34
Marietje Schaake

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung A

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

A. in der Erwägung, dass ein 
Assoziierungsabkommen kein 
Selbstzweck, sondern ein Instrument für 
grundlegende Reformen, Systemwandel 
und eine Annäherung an die Union, ihre 
Werte und Normen ist; in der Erwägung, 
dass die planmäßige und rechtzeitige 
Umsetzung solcher Abkommen deshalb ein 
entscheidendes Kriterium bei der 
Bewertung der Situation in den betroffenen 
Ländern ist;

A. in der Erwägung, dass ein 
Assoziierungsabkommen kein 
Selbstzweck, sondern ein Instrument zur 
Förderung grundlegender und 
nachhaltiger Reformen, des 
Systemwandels und einer Annäherung an 
die Union, ihre Grundwerte und Normen 
ist; in der Erwägung, dass die planmäßige 
und rechtzeitige Umsetzung solcher 
Abkommen deshalb ein entscheidendes 
Kriterium bei der Bewertung der Situation 
in den betroffenen Ländern ist;

Or. en

Änderungsantrag 35
Tokia Saïfi
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Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung A a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

Aa. in der Erwägung, dass die Umsetzung 
des neuen differenzierten Ansatzes, der 
sich auf den Grundsatz der leistungs- und 
fortschrittsabhängigen Unterstützung der 
Partnerländer („mehr für mehr“ und 
„weniger für weniger“) stützt, regelmäßig 
im Rahmen von Fortschrittsberichten 
anhand genauer und schätzbarer 
Kriterien zu überprüfen ist, und in der 
Erwägung, dass die inkonsistente 
Anwendung des Prinzips „mehr für 
mehr“ kontraproduktiv sein und nicht nur 
den gesamten Prozess, sondern auch die 
Wirkung der Unterstützung und die 
Glaubwürdigkeit der Union untergraben 
kann;

Or. en

Änderungsantrag 36
Eduard Kukan

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung A a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

Aa. in der Erwägung, dass die 
Europäische Nachbarschaftspolitik die 
Partnerschaft zwischen der EU und den 
benachbarten Ländern und deren 
Gesellschaften stärken soll, um gesunde 
Demokratien aufzubauen und zu festigen, 
um nachhaltiges Wirtschaftswachstum zu 
fördern und um grenzübergreifende 
Verbindungen zu gestalten;

Or. en

Änderungsantrag 37
Cristian Dan Preda



AM\1001977DE.doc 21/129 PE516.932v01-00

DE

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung A a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

Aa. in der Erwägung, dass die 
privilegierten Beziehungen mit den 
Nachbarländern Europas im Rahmen der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik auf 
dem gegenseitigen Bekenntnis zu 
gemeinsamen Werten (Demokratie und 
Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit, 
verantwortungsvolle Staatsführung, 
marktwirtschaftlichen Grundsätzen und 
nachhaltiger Entwicklung) gründen; in 
der Erwägung, dass in der überarbeiteten 
Europäischen Nachbarschaftspolitik ein 
besonderer Schwerpunkt auf der 
Förderung einer vertieften und 
tragfähigen Demokratie liegt, mit der eine 
integrative wirtschaftliche Entwicklung 
einhergeht;

Or. en

Änderungsantrag 38
Hélène Flautre, Werner Schulz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung A a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

Aa. in der Erwägung, dass eine 
funktionierende Demokratie, die Achtung 
der Menschenrechte und 
Rechtsstaatlichkeit die Grundpfeiler der 
Partnerschaft zwischen der EU und ihren 
Nachbarn bilden; in der Erwägung, dass 
sich die Länder zu Folgendem bekennen 
müssen, damit eine vertiefte und 
tragfähige Demokratie aufgebaut werden 
kann: freie und faire Wahlen, 
Vereinigungsfreiheit, freie 
Meinungsäußerung und 
Versammlungsfreiheit sowie freie Presse 
und freie Medien, Rechtsstaatlichkeit, 
unabhängige Justiz und Recht auf ein 
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gerechtes Verfahren, 
Korruptionsbekämpfung, Reformen im 
Bereich Sicherheit und Strafverfolgung 
(einschließlich der Polizei) und 
Gewährleitung demokratischer Kontrolle 
über Streit- und Sicherheitskräfte;

Or. en

Änderungsantrag 39
Tokia Saïfi

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung A b (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

Ab. in der Erwägung, dass die 
Außenpolitik der Union insbesondere mit 
ihrer internen Politik konsistent sein muss 
und dass dabei nicht mit zweierlei Maß 
gemessen werden darf, sowie in der 
Erwägung, dass die Wirtschafts- und 
Finanzkrise nicht zur Rechtfertigung 
einer Verminderung des Engagements der 
Union gegenüber ihren Nachbarn 
herangezogen werden kann;

Or. en

Änderungsantrag 40
Helmut Scholz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung B

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

B. in der Erwägung, dass die Fortschritte in 
den Partnerländern aufgrund allgemeiner, 
gemeinsamer Grundsätze und 
länderspezifischer Anforderungen anhand 
von aussagekräftigen Indikatoren und 
Normen zu bewerten sind;

B. in der Erwägung, dass die Fortschritte 
bei der Umsetzung der 
Nachbarschaftspolitik in den 
Partnerländern aufgrund allgemeiner, 
gemeinsamer Grundsätze und 
länderspezifischer Anforderungen anhand 
von aussagekräftigen Indikatoren und 
Normen zu bewerten sind; in der 
Erwägung, dass derartige Bewertungen 
dem Ableiten von Schlussfolgerungen für 
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die weitere länderspezifische 
Ausgestaltung der Nachbarschaftspolitik 
und nicht als Voraussetzung dieser dienen 
sollte;

Or. de

Änderungsantrag 41
Marietje Schaake

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung B

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

B. in der Erwägung, dass die Fortschritte in 
den Partnerländern aufgrund allgemeiner, 
gemeinsamer Grundsätze und 
länderspezifischer Anforderungen anhand 
von aussagekräftigen Indikatoren und 
Normen zu bewerten sind;

B. in der Erwägung, dass die Fortschritte in 
den Partnerländern bei der Achtung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, im 
Demokratisierungsprozess und bei der 
Umsetzung der Rechtsstaatlichkeit sowie 
in puncto nachhaltige Reformen der 
Wirtschaft und des öffentlichen Sektors
aufgrund allgemeiner, gemeinsamer 
Grundsätze und länderspezifischer 
Anforderungen anhand von 
aussagekräftigen Indikatoren und
transparenten Normen zu bewerten sind;

Or. en

Änderungsantrag 42
Willy Meyer

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung B

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

B. in der Erwägung, dass die Fortschritte in 
den Partnerländern aufgrund allgemeiner, 
gemeinsamer Grundsätze und 
länderspezifischer Anforderungen anhand 
von aussagekräftigen Indikatoren und 
Normen zu bewerten sind;

B. in der Erwägung, dass die Fortschritte in 
den Partnerländern aufgrund allgemeiner, 
gemeinsamer Grundsätze, des Grundsatzes 
der Gegenseitigkeit und länderspezifischer 
Anforderungen anhand von 
aussagekräftigen Indikatoren und Normen 
zu bewerten sind;

Or. es
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Änderungsantrag 43
Eduard Kukan

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung B

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

B. in der Erwägung, dass die Fortschritte in 
den Partnerländern aufgrund allgemeiner, 
gemeinsamer Grundsätze und 
länderspezifischer Anforderungen anhand 
von aussagekräftigen Indikatoren und 
Normen zu bewerten sind;

B. in der Erwägung, dass die Fortschritte in 
den Partnerländern aufgrund allgemeiner, 
gemeinsamer Grundsätze und 
länderspezifischer Anforderungen anhand 
von eindeutigen, transparenten und 
messbaren Indikatoren und Normen zu 
bewerten sind;

Or. en

Änderungsantrag 44
Raimon Obiols

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung B

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

B. in der Erwägung, dass die Fortschritte in 
den Partnerländern aufgrund allgemeiner, 
gemeinsamer Grundsätze und 
länderspezifischer Anforderungen anhand 
von aussagekräftigen Indikatoren und 
Normen zu bewerten sind;

B. in der Erwägung, dass die Fortschritte in 
den Partnerländern aufgrund allgemeiner, 
gemeinsamer Grundsätze und
länderspezifischer Anforderungen anhand 
von aussagekräftigen objektiven und 
spezifischen Indikatoren und Normen zu 
bewerten sind;

Or. es

Änderungsantrag 45
Francisco José Millán Mon

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung B
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Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

B. in der Erwägung, dass die Fortschritte in 
den Partnerländern aufgrund allgemeiner, 
gemeinsamer Grundsätze und 
länderspezifischer Anforderungen anhand 
von aussagekräftigen Indikatoren und 
Normen zu bewerten sind;

B. in der Erwägung, dass die Fortschritte in 
den Partnerländern aufgrund allgemeiner, 
gemeinsamer Grundsätze und 
länderspezifischer Anforderungen anhand 
von aussagekräftigen Indikatoren und 
Normen zu bewerten sind, wobei die 
allgemeinen Fortschritte und der Umfang 
der Reformbemühungen zu 
berücksichtigen sind;

Or. en

Änderungsantrag 46
Renate Weber

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung B a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

Ba. in der Erwägung, dass die 
Europäische Nachbarschaftspolitik auf 
Werten beruhen und der Förderung der 
allgemeinen Menschen- und 
Grundrechte, einer echten Demokratie, 
der Rechtsstaatlichkeit sowie dem Schutz 
und der Einbeziehung von Minderheiten 
dienlich sein muss;

Or. en

Änderungsantrag 47
Mário David

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung B a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

Ba. in der Erwägung, dass die Achtung 
und Förderung der Demokratie und der 
Menschenrechte – insbesondere der 
Rechte von Kindern, Frauen und 
Minderheiten –, Gerechtigkeit und 
Rechtsstaatlichkeit, die Grundfreiheiten –
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einschließlich der Meinungs-, Gewissens-, 
Religions- und Glaubensfreiheit, der 
Vereinigungs- und Medienfreiheit, 
einschließlich des uneingeschränkten 
Zugangs zu Informationen, zu 
Kommunikation und zum Internet – die 
Stärkung der Zivilgesellschaft, 
Sicherheit – einschließlich friedlicher 
Konfliktlösung und gutnachbarlicher 
Beziehungen –, demokratische Stabilität, 
Wohlstand, die gerechte Verteilung von 
Einkommen, Reichtum und Chancen, der 
soziale Zusammenhalt, die Bekämpfung 
von Korruption und die Förderung der 
verantwortungsvollen Staatsführung 
sowie die nachhaltige Entwicklung zu den 
Grundprinzipien und Zielen der EU 
gehören, die als gemeinsame Werte im 
Zentrum der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik stehen müssen;

Or. en

Änderungsantrag 48
Renate Weber

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung C

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

C. in der Erwägung, dass die 
demokratischen Grundsätze rote Linien 
darstellen, die nicht überschritten werden 
dürfen, und dass Praktiken, bei denen 
Bürger durch eine selektive Justiz, die 
sich gegen Oppositionsführer richtet, wie 
im Fall der ehemaligen Premierminister 
Julija Timoschenko und Wano 
Merabischwili, und durch die 
Inhaftierung politischer Gegner ihres 
legitimen Rechts auf die Wahl der 
Regierung beraubt werden, diese 
Grundsätze verletzen;

entfällt

Or. en
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Änderungsantrag 49
Libor Rouček, Marek Siwiec

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung C

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

C. in der Erwägung, dass die
demokratischen Grundsätze rote Linien 
darstellen, die nicht überschritten werden
dürfen, und dass Praktiken, bei denen 
Bürger durch eine selektive Justiz, die 
sich gegen Oppositionsführer richtet, wie 
im Fall der ehemaligen Premierminister 
Julija Timoschenko und Wano 
Merabischwili, und durch die 
Inhaftierung politischer Gegner ihres 
legitimen Rechts auf die Wahl der 
Regierung beraubt werden, diese 
Grundsätze verletzen;

C. in der Erwägung, dass die Achtung der 
Demokratie, der Menschenrechte und der 
Rechtsstaatlichkeit 
Grundvoraussetzungen für eine engere 
Assoziierung der Länder der Östlichen 
Partnerschaft mit der EU sind; in der 
Erwägung, dass diese Grundsätze dadurch 
verletzt werden, dass Justiz selektiv 
angewandt wird, politische Gegner
inhaftiert und keine freien und fairen 
Wahlen abgehalten werden;

Or. en

Änderungsantrag 50
Marek Siwiec, Libor Rouček, Knut Fleckenstein, Justas Vincas Paleckis, Evgeni Kirilov

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung C

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

C. in der Erwägung, dass die
demokratischen Grundsätze rote Linien 
darstellen, die nicht überschritten werden
dürfen, und dass Praktiken, bei denen 
Bürger durch eine selektive Justiz, die 
sich gegen Oppositionsführer richtet, wie 
im Fall der ehemaligen Premierminister 
Julija Timoschenko und Wano 
Merabischwili, und durch die 
Inhaftierung politischer Gegner ihres 
legitimen Rechts auf die Wahl der 
Regierung beraubt werden, diese 
Grundsätze verletzen;

C. in der Erwägung, dass die Achtung der 
Demokratie, der Menschenrechte und der 
Rechtsstaatlichkeit 
Grundvoraussetzungen für eine engere 
Assoziierung der Länder der Östlichen 
Partnerschaft mit der EU sind; in der 
Erwägung, dass diese Grundsätze dadurch 
verletzt werden, dass Justiz selektiv 
angewandt wird, politische Gegner 
inhaftiert und keine freien und fairen 
Wahlen abgehalten werden;

Or. en
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Änderungsantrag 51
Inese Vaidere

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung C

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

C. in der Erwägung, dass die 
demokratischen Grundsätze rote Linien 
darstellen, die nicht überschritten werden 
dürfen, und dass Praktiken, bei denen 
Bürger durch eine selektive Justiz, die sich 
gegen Oppositionsführer richtet, wie im 
Fall der ehemaligen Premierminister Julija 
Timoschenko und Wano Merabischwili, 
und durch die Inhaftierung politischer 
Gegner ihres legitimen Rechts auf die 
Wahl der Regierung beraubt werden, diese 
Grundsätze verletzen;

C. in der Erwägung, dass die 
demokratischen Grundsätze einzuhalten 
sind und dass Praktiken, bei denen Bürger 
durch eine selektive Justiz, die sich gegen 
Oppositionsführer richtet, wie im Fall der 
ehemaligen Premierminister Julija 
Timoschenko und Wano Merabischwili, 
und durch die Inhaftierung politischer 
Gegner ihres legitimen Rechts auf die 
Wahl der Regierung beraubt werden, diese 
Grundsätze verletzen;

Or. en

Änderungsantrag 52
Maria Eleni Koppa

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung C

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

C. in der Erwägung, dass die 
demokratischen Grundsätze rote Linien 
darstellen, die nicht überschritten werden 
dürfen, und dass Praktiken, bei denen 
Bürger durch eine selektive Justiz, die sich 
gegen Oppositionsführer richtet, wie im 
Fall der ehemaligen Premierminister Julija 
Timoschenko und Wano Merabischwili, 
und durch die Inhaftierung politischer 
Gegner ihres legitimen Rechts auf die 
Wahl der Regierung beraubt werden, diese 
Grundsätze verletzen;

C. in der Erwägung, dass die 
demokratischen Grundsätze unantastbar 
sind und dass Praktiken, bei denen Bürger 
durch eine selektive Justiz, die sich gegen 
Oppositionsführer richtet, wie im Fall der 
ehemaligen Premierminister Julija 
Timoschenko und Wano Merabischwili, 
und durch die Inhaftierung politischer 
Gegner ihres legitimen Rechts auf die 
Wahl der Regierung beraubt werden, diese 
Grundsätze verletzen;

Or. en

Änderungsantrag 53
Marietje Schaake
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Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung C

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

C. in der Erwägung, dass die 
demokratischen Grundsätze rote Linien 
darstellen, die nicht überschritten werden
dürfen, und dass Praktiken, bei denen 
Bürger durch eine selektive Justiz, die sich 
gegen Oppositionsführer richtet, wie im 
Fall der ehemaligen Premierminister 
Julija Timoschenko und Wano 
Merabischwili, und durch die Inhaftierung 
politischer Gegner ihres legitimen Rechts 
auf die Wahl der Regierung beraubt 
werden, diese Grundsätze verletzen;

C. in der Erwägung, dass die 
demokratischen Grundsätze
unverzichtbare Voraussetzungen sind, die
geachtet und gewahrt werden müssen, und 
dass Praktiken, bei denen Bürger durch 
eine selektive Justiz, die sich gegen 
Oppositionsführer richtet, und durch die 
Inhaftierung politischer Gegner ihres 
legitimen Rechts auf die Wahl der 
Regierung beraubt werden, diese 
Grundsätze verletzen;

Or. en

Änderungsantrag 54
Marusya Lyubcheva

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung C

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

C. in der Erwägung, dass die
demokratischen Grundsätze rote Linien 
darstellen, die nicht überschritten werden 
dürfen, und dass Praktiken, bei denen 
Bürger durch eine selektive Justiz, die sich 
gegen Oppositionsführer richtet, wie im 
Fall der ehemaligen Premierminister 
Julija Timoschenko und Wano 
Merabischwili, und durch die 
Inhaftierung politischer Gegner ihres 
legitimen Rechts auf die Wahl der 
Regierung beraubt werden, diese 
Grundsätze verletzen;

C. in der Erwägung, dass sich die EU in 
Bezug auf die Beziehungen zu ihren 
Partnerländern auf die wesentlichen
Grundsätze der Demokratie stützt und dass 
Praktiken, bei denen Bürger durch eine 
selektive Justiz, die sich gegen politische 
Entscheidungsträger richtet, ihres 
legitimen Rechts auf die Wahl der 
Regierung beraubt werden, diese 
Grundsätze verletzen;

Or. bg
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Änderungsantrag 55
Willy Meyer

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung C

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

C. in der Erwägung, dass die 
demokratischen Grundsätze rote Linien 
darstellen, die nicht überschritten werden 
dürfen, und dass Praktiken, bei denen 
Bürger durch eine selektive Justiz, die
sich gegen Oppositionsführer richtet, wie 
im Fall der ehemaligen Premierminister 
Julija Timoschenko und Wano 
Merabischwili, und durch die 
Inhaftierung politischer Gegner ihres 
legitimen Rechts auf die Wahl der 
Regierung beraubt werden, diese 
Grundsätze verletzen;

C. in der Erwägung, dass die 
demokratischen Grundsätze rote Linien 
darstellen, die nicht überschritten werden 
dürfen, und dass diese demokratischen 
Grundsätze nicht nur die Wahl der 
Regierung, sondern auch das Recht auf 
Wahrnehmung aller wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Menschenrechte 
umfassen müssen;

Or. es

Änderungsantrag 56
Hélène Flautre, Werner Schulz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung C

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

C. in der Erwägung, dass die 
demokratischen Grundsätze rote Linien
darstellen, die nicht überschritten werden 
dürfen, und dass Praktiken, bei denen 
Bürger durch eine selektive Justiz, die sich 
gegen Oppositionsführer richtet, wie im 
Fall der ehemaligen Premierminister 
Julija Timoschenko und Wano 
Merabischwili, und durch die 
Inhaftierung politischer Gegner ihres 
legitimen Rechts auf die Wahl der 
Regierung beraubt werden, diese 
Grundsätze verletzen;

C. in der Erwägung, dass die 
demokratischen Grundsätze, die 
Rechtsstaatlichkeit und die Achtung der 
Menschenrechte Grenzen darstellen, die 
nicht überschritten werden dürfen, und 
dass Praktiken, bei denen Bürger ihres 
legitimen Rechts auf die Wahl der 
Regierung beraubt und politische Gegner 
inhaftiert werden, im Widerspruch zu 
diesen Grundsätzen stehen;
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Or. en

Änderungsantrag 57
Graham Watson

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung C

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

C. in der Erwägung, dass die 
demokratischen Grundsätze rote Linien
darstellen, die nicht überschritten werden 
dürfen, und dass Praktiken, bei denen 
Bürger durch eine selektive Justiz, die sich 
gegen Oppositionsführer richtet, wie im 
Fall der ehemaligen Premierminister 
Julija Timoschenko und Wano 
Merabischwili, und durch die Inhaftierung 
politischer Gegner ihres legitimen Rechts 
auf die Wahl der Regierung beraubt 
werden, diese Grundsätze verletzen;

C. in der Erwägung, dass die 
demokratischen Grundsätze Grenzen
darstellen, die nicht überschritten werden 
dürfen, und dass Praktiken, bei denen 
Bürger durch eine selektive Justiz, die sich 
gegen Oppositionsführer richtet, und durch 
die Inhaftierung politischer Gegner ihres 
legitimen Rechts auf die Wahl der 
Regierung beraubt werden, diese 
Grundsätze verletzen;

Or. en

Änderungsantrag 58
Pino Arlacchi, Ivo Vajgl

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung C

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

C. in der Erwägung, dass die 
demokratischen Grundsätze rote Linien
darstellen, die nicht überschritten werden 
dürfen, und dass Praktiken, bei denen 
Bürger durch eine selektive Justiz, die sich 
gegen Oppositionsführer richtet, wie im 
Fall der ehemaligen Premierminister 
Julija Timoschenko und Wano 
Merabischwili, und durch die 
Inhaftierung politischer Gegner ihres 
legitimen Rechts auf die Wahl der 
Regierung beraubt werden, diese 
Grundsätze verletzen;

C. in der Erwägung, dass die 
demokratischen Grundsätze Grenzen
darstellen, die nicht überschritten werden 
dürfen, und dass Praktiken, bei denen 
Bürger durch eine selektive Justiz, die sich 
gegen Oppositionsführer richtet, ihres 
legitimen Rechts auf die Wahl der 
Regierung beraubt werden, diese 
Grundsätze verletzen;

Or. en
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Änderungsantrag 59
Adam Bielan

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung C

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

C. in der Erwägung, dass die 
demokratischen Grundsätze rote Linien
darstellen, die nicht überschritten werden 
dürfen, und dass Praktiken, bei denen 
Bürger durch eine selektive Justiz, die sich 
gegen Oppositionsführer richtet, wie im 
Fall der ehemaligen Premierminister Julija 
Timoschenko und Wano Merabischwili, 
und durch die Inhaftierung politischer 
Gegner ihres legitimen Rechts auf die 
Wahl der Regierung beraubt werden, diese 
Grundsätze verletzen;

C. in der Erwägung, dass die 
demokratischen Grundsätze Grenzen
darstellen, die nicht überschritten werden 
dürfen, und dass Praktiken, bei denen 
Bürger durch eine selektive Justiz, die sich 
gegen Oppositionsführer richtet, wie im 
Fall der ehemaligen ukrainischen 
Ministerpräsidentin Julija Timoschenko 
und des ehemaligen georgischen 
Ministerpräsidenten Wano Merabischwili, 
und durch die Inhaftierung politischer 
Gegner ihres legitimen Rechts auf die 
Wahl der Regierung beraubt werden, diese 
Grundsätze verletzen;

Or. pl

Änderungsantrag 60
Helmut Scholz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung D

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

D. in der Erwägung, dass die 
unbefriedigenden Fortschritte in den 
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
möglicherweise auf den nur langsam 
fortschreitenden oder fehlenden
politischen und sozialen Wandel in den 
Partnerländern, auf das nachlassende 
Engagement der Union in der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik, das 
den östlichen Partnerländern auch wegen 
der Wirtschafts- und Finanzkrise keine
ausreichend motivierende europäische
Perspektive bietet, und auf den Einfluss 
Russlands und dessen alternatives 
Angebot einer Integration in die 

D. in der Erwägung, dass die begrenzten 
Fortschritte bei der Umsetzung der 
Nachbarschaftspolitik auf die 
widersprüchlichen politischen und 
sozialen Wandlungen in den 
Partnerländern, auf die unterschiedlichen 
Entwicklungsvoraussetzungen und 
Potenziale, auf die zunehmende Bindung 
der Nachbarschaftspolitik an 
geostrategische Zielsetzungen und 
Konditionalitäten seitens der EU, auf die 
wegen der Wirtschafts- und Finanzkrise 
der EU nicht ausreichend motivierenden 
europäischen Perspektive und auf den 
Einfluss konkurrierender Angebote für 
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Eurasische Union zurückzuführen sind; eine gesellschaftliche 
Entwicklungsperspektive in den 
Partnerländern zurückzuführen sind;

Or. de

Änderungsantrag 61
Hélène Flautre, Werner Schulz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung D

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

D. in der Erwägung, dass die
unbefriedigenden Fortschritte in den 
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
möglicherweise auf den nur langsam 
fortschreitenden oder fehlenden
politischen und sozialen Wandel in den 
Partnerländern, auf das nachlassende 
Engagement der Union in der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik, das
den östlichen Partnerländern auch wegen
der Wirtschafts- und Finanzkrise keine
ausreichend motivierende europäische
Perspektive bietet, und auf den Einfluss 
Russlands und dessen alternatives Angebot 
einer Integration in die Eurasische Union 
zurückzuführen sind;

D. in der Erwägung, dass die 
unbefriedigenden Fortschritte in den
meisten Ländern der Östlichen 
Partnerschaft und des südlichen 
Mittelmeerraums möglicherweise auf
mangelnden politischen Willen der 
Regierungen, regionale Konflikte sowie
auf das nachlassende Engagement der 
Union in der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik oder auf die 
Unfähigkeit bzw. fehlende Bereitschaft 
der EU, sämtliche Teile der Gesellschaft 
der Partnerländer zu berücksichtigen, auf
das auch der Wirtschafts- und Finanzkrise
geschuldete Fehlen einer ausreichend
motivierenden europäischen Perspektive
für die östlichen Partnerländer und auf 
den Einfluss Russlands und dessen 
alternatives Angebot einer Integration in 
die Eurasische Union zurückzuführen sind;

Or. en

Änderungsantrag 62
Traian Ungureanu, Monica Luisa Macovei

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung D

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

D. in der Erwägung, dass die D. in der Erwägung, dass die 
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unbefriedigenden Fortschritte in den 
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
möglicherweise auf den nur langsam 
fortschreitenden oder fehlenden politischen 
und sozialen Wandel in den 
Partnerländern, auf das nachlassende 
Engagement der Union in der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik, das 
den östlichen Partnerländern auch wegen 
der Wirtschafts- und Finanzkrise keine
ausreichend motivierende europäische 
Perspektive bietet, und auf den Einfluss 
Russlands und dessen alternatives 
Angebot einer Integration in die 
Eurasische Union zurückzuführen sind;

unbefriedigenden Fortschritte in den 
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
möglicherweise auf den nur langsam 
fortschreitenden oder fehlenden politischen 
und sozialen Wandel in den 
Partnerländern, auf das nachlassende 
Engagement der Union in der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik, das 
den östlichen Partnerländern auch wegen 
der Wirtschafts- und Finanzkrise keine
hinreichend fundierte Beitrittsperspektive
bietet, zurückzuführen sind; in der 
Erwägung, dass der Druck Russlands 
erheblich zugenommen hat und dass es 
immer stärker für eine Integration in die 
Eurasische Union als Alternative wirbt, 
woraus sich möglicherweise 
Veränderungen in der außenpolitischen 
Ausrichtung der Partnerländer ergeben;
in der Erwägung, dass der mögliche 
Beitritt zur Eurasischen Zollunion die 
wirtschaftliche Verflechtung mit der EU 
durch vertiefte und umfassende 
Freihandelsabkommen gefährden würde;

Or. en

Änderungsantrag 63
Charles Tannock, Tomasz Piotr Poręba, Ryszard Antoni Legutko, Paweł Robert Kowal
im Namen der ECR-Fraktion

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung D

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

D. in der Erwägung, dass die 
unbefriedigenden Fortschritte in den
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
möglicherweise auf den nur langsam 
fortschreitenden oder fehlenden politischen 
und sozialen Wandel in den 
Partnerländern, auf das nachlassende 
Engagement der Union in der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik, das 
den östlichen Partnerländern auch wegen 
der Wirtschafts- und Finanzkrise keine 
ausreichend motivierende europäische 

D. in der Erwägung, dass die 
unbefriedigenden Fortschritte in einigen
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
möglicherweise auf den nur langsam 
fortschreitenden oder fehlenden politischen 
und sozialen Wandel in den 
Partnerländern, auf das nachlassende 
Engagement der Union in der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik, das 
den östlichen Partnerländern auch wegen 
der Wirtschafts- und Finanzkrise keine 
ausreichend motivierende europäische 
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Perspektive bietet, und auf den Einfluss 
Russlands und dessen alternatives Angebot 
einer Integration in die Eurasische Union 
zurückzuführen sind;

Perspektive bietet, und auf den Einfluss 
Russlands und dessen alternatives Angebot 
einer Integration in die Eurasische Union 
zurückzuführen sind;

Or. en

Änderungsantrag 64
Inese Vaidere

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung D

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

D. in der Erwägung, dass die 
unbefriedigenden Fortschritte in den 
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
möglicherweise auf den nur langsam 
fortschreitenden oder fehlenden politischen 
und sozialen Wandel in den 
Partnerländern, auf das nachlassende 
Engagement der Union in der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik, das 
den östlichen Partnerländern auch wegen
der Wirtschafts- und Finanzkrise keine 
ausreichend motivierende europäische 
Perspektive bietet, und auf den Einfluss 
Russlands und dessen alternatives Angebot 
einer Integration in die Eurasische Union 
zurückzuführen sind;

D. in der Erwägung, dass die 
unbefriedigenden Fortschritte in den 
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
möglicherweise auf den nur langsam 
fortschreitenden oder fehlenden politischen 
und sozialen Wandel in den 
Partnerländern, auf das – auch infolge der 
Wirtschafts- und Finanzkrise –
unzureichende Engagement der Union
und auf den wirtschaftlichen und 
politischen Einfluss Russlands und dessen 
alternatives Angebot einer Integration in 
die Eurasische Union zurückzuführen sind;

Or. en

Änderungsantrag 65
Libor Rouček, Marek Siwiec

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung D

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

D. in der Erwägung, dass die 
unbefriedigenden Fortschritte in den
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
möglicherweise auf den nur langsam 
fortschreitenden oder fehlenden politischen 
und sozialen Wandel in den 

D. in der Erwägung, dass die 
unbefriedigenden Fortschritte in den
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
möglicherweise auf den nur langsam 
fortschreitenden oder fehlenden politischen 
und sozialen Wandel in den 
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Partnerländern, auf das nachlassende 
Engagement der Union in der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik, das 
den östlichen Partnerländern auch wegen
der Wirtschafts- und Finanzkrise keine 
ausreichend motivierende europäische 
Perspektive bietet, und auf den Einfluss 
Russlands und dessen alternatives Angebot 
einer Integration in die Eurasische Union 
zurückzuführen sind;

Partnerländern, auf das nachlassende 
Engagement der Union in der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik, auf 
auch wegen der Wirtschafts- und 
Finanzkrise fehlende Anreize, einen 
tragfähigen Konsens über die 
Annäherung an die EU in den
Partnerländern zu etablieren, und auf den 
Einfluss Russlands und dessen alternatives 
Angebot einer Integration in die Eurasische 
Union zurückzuführen sind;

Or. en

Änderungsantrag 66
Paweł Zalewski, Krzysztof Lisek

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung D

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

D. in der Erwägung, dass die 
unbefriedigenden Fortschritte in den 
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
möglicherweise auf den nur langsam 
fortschreitenden oder fehlenden politischen 
und sozialen Wandel in den 
Partnerländern, auf das nachlassende 
Engagement der Union in der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik, das 
den östlichen Partnerländern auch wegen 
der Wirtschafts- und Finanzkrise keine 
ausreichend motivierende europäische 
Perspektive bietet, und auf den Einfluss
Russlands und dessen alternatives Angebot 
einer Integration in die Eurasische Union 
zurückzuführen sind;

D. in der Erwägung, dass die 
unbefriedigenden Fortschritte in den 
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
möglicherweise auf den nur langsam 
fortschreitenden oder fehlenden politischen 
und sozialen Wandel in den 
Partnerländern, auf das nachlassende 
Engagement der Union in der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik, das 
den östlichen Partnerländern auch wegen 
der Wirtschafts- und Finanzkrise keine 
ausreichend motivierende europäische 
Perspektive bietet, und auf den steten und 
zunehmenden Druck Russlands und 
dessen alternatives Angebot einer 
Integration in die Eurasische Union 
zurückzuführen sind;

Or. en

Änderungsantrag 67
Willy Meyer

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung D
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Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

D. in der Erwägung, dass die 
unbefriedigenden Fortschritte in den 
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
möglicherweise auf den nur langsam 
fortschreitenden oder fehlenden politischen 
und sozialen Wandel in den 
Partnerländern, auf das nachlassende 
Engagement der Union in der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik, das 
den östlichen Partnerländern auch wegen 
der Wirtschafts- und Finanzkrise keine 
ausreichend motivierende europäische 
Perspektive bietet, und auf den Einfluss 
Russlands und dessen alternatives Angebot 
einer Integration in die Eurasische Union
zurückzuführen sind;

D. in der Erwägung, dass die 
unbefriedigenden Fortschritte in den 
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
möglicherweise auf den nur langsam 
fortschreitenden oder fehlenden politischen 
und sozialen Wandel in den 
Partnerländern, auf die Einmischung der 
EU, auf das nachlassende Engagement der 
Union in der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik, das den östlichen 
Partnerländern auch wegen der 
Wirtschafts- und Finanzkrise keine 
ausreichend motivierende europäische 
Perspektive bietet, und auf den Einfluss 
Russlands und dessen Angebot einer 
Integration zurückzuführen sind;

Or. es

Änderungsantrag 68
Jacek Saryusz-Wolski

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung D

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

D. in der Erwägung, dass die 
unbefriedigenden Fortschritte in den 
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
möglicherweise auf den nur langsam 
fortschreitenden oder fehlenden politischen 
und sozialen Wandel in den 
Partnerländern, auf das nachlassende 
Engagement der Union in der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik, das 
den östlichen Partnerländern auch wegen 
der Wirtschafts- und Finanzkrise keine 
ausreichend motivierende europäische 
Perspektive bietet, und auf den Einfluss
Russlands und dessen alternatives Angebot 
einer Integration in die Eurasische Union 
zurückzuführen sind;

D. in der Erwägung, dass die 
unbefriedigenden Fortschritte in den 
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
möglicherweise auf den nur langsam 
fortschreitenden oder fehlenden politischen 
und sozialen Wandel in den 
Partnerländern, auf das nachlassende 
Engagement der Union in der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik, das 
den europäischen Partnerländern auch 
wegen der Wirtschafts- und Finanzkrise 
keine ausreichend motivierende 
europäische Perspektive bietet, und auch
auf den Druck Russlands und dessen 
alternatives Angebot einer Integration in 
die Eurasische Union zurückzuführen sind;
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Or. en

Änderungsantrag 69
Marek Siwiec, Libor Rouček, Knut Fleckenstein, Evgeni Kirilov

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung D

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

D. in der Erwägung, dass die 
unbefriedigenden Fortschritte in den 
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
möglicherweise auf den nur langsam 
fortschreitenden oder fehlenden politischen 
und sozialen Wandel in den 
Partnerländern, auf das nachlassende 
Engagement der Union in der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik, das 
den östlichen Partnerländern auch wegen 
der Wirtschafts- und Finanzkrise keine 
ausreichend motivierende europäische 
Perspektive bietet, und auf den Einfluss 
Russlands und dessen alternatives Angebot 
einer Integration in die Eurasische Union 
zurückzuführen sind;

D. in der Erwägung, dass die 
unbefriedigenden Fortschritte in den 
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
möglicherweise auf den nur langsam 
fortschreitenden oder fehlenden politischen 
und sozialen Wandel in den 
Partnerländern, auf das nachlassende 
Engagement der Union in der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik, auf
auch wegen der Wirtschafts- und 
Finanzkrise fehlende Anreize, einen 
tragfähigen Konsens über die 
Annäherung an die EU in den 
Partnerländern zu etablieren, und auf den 
Einfluss Russlands und dessen alternatives 
Angebot einer Integration in die Eurasische 
Union zurückzuführen sind;

Or. en

Änderungsantrag 70
Marusya Lyubcheva

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung D

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

D. in der Erwägung, dass die 
unbefriedigenden Fortschritte in den 
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
möglicherweise auf den nur langsam 
fortschreitenden oder fehlenden politischen 
und sozialen Wandel in den 
Partnerländern, auf das nachlassende 
Engagement der Union in der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik, das 
den östlichen Partnerländern auch wegen 

D. in der Erwägung, dass die 
unbefriedigenden Fortschritte in den 
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
möglicherweise auf den nur langsam 
fortschreitenden oder fehlenden politischen 
und sozialen Wandel in den 
Partnerländern, auf das nachlassende 
Engagement der Union in der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik, auf 
die unzureichenden Anstrengungen 
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der Wirtschafts- und Finanzkrise keine 
ausreichend motivierende europäische 
Perspektive bietet, und auf den Einfluss 
Russlands und dessen alternatives 
Angebot einer Integration in die 
Eurasische Union zurückzuführen sind;

seitens der EU, eine ausreichend 
motivierende europäische Perspektive zu 
bieten, und seitens der Partnerländer, 
diese in Anspruch zu nehmen – auch 
wegen der Wirtschafts- und Finanzkrise –
und auf äußere Einflüsse zurückzuführen 
sind;

Or. bg

Änderungsantrag 71
Libor Rouček, Marek Siwiec, Boris Zala

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung D a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

Da. in der Erwägung, dass das 
Gipfeltreffen in Vilnius ein Meilenstein in 
der Geschichte der Östlichen 
Partnerschaft und ein bedeutsamer 
Prüfstein für die Fähigkeit der EU-
Nachbarschaftspolitik ist, greifbare 
Ergebnisse zu bewirken;

Or. en

Änderungsantrag 72
Marek Siwiec, Libor Rouček, Justas Vincas Paleckis, Boris Zala, Evgeni Kirilov

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung D a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

Da. in der Erwägung, dass das 
Gipfeltreffen in Vilnius ein Meilenstein in 
der Geschichte der Östlichen 
Partnerschaft und ein bedeutsamer 
Prüfstein für die Fähigkeit der EU-
Nachbarschaftspolitik ist, greifbare 
Ergebnisse zu bewirken;

Or. en
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Änderungsantrag 73
Pier Antonio Panzeri

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der
Östlichen Partnerschaft ist, 
parlamentarische Demokratie und 
Marktwirtschaft zu fördern, einen Kreis 
mit der Union befreundeter Länder 
aufzubauen und die Zusammenarbeit 
zwischen ihnen zu fördern, und dass die 
Fortschritte deshalb unbedingt anhand des 
Kriteriums bewertet werden sollten, ob 
Sicherheit und Wohlstand auf beiden 
Seiten zunehmen;

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der
Europäischen Nachbarschaftspolitik ist, 
parlamentarische Demokratie und 
Marktwirtschaft zu fördern, einen Kreis 
mit der Union befreundeter Länder 
aufzubauen und die Zusammenarbeit 
zwischen ihnen zu fördern, und dass die 
Fortschritte deshalb unbedingt anhand des 
Kriteriums bewertet werden sollten, ob 
Sicherheit und Wohlstand auf beiden 
Seiten zunehmen;

Or. en

Änderungsantrag 74
Mário David

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der 
Östlichen Partnerschaft ist,
parlamentarische Demokratie und 
Marktwirtschaft zu fördern, einen Kreis 
mit der Union befreundeter Länder 
aufzubauen und die Zusammenarbeit
zwischen ihnen zu fördern, und dass die 
Fortschritte deshalb unbedingt anhand 
des Kriteriums bewertet werden sollten, ob
Sicherheit und Wohlstand auf beiden
Seiten zunehmen;

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der 
Östlichen Partnerschaft ist, politische und 
wirtschaftliche Reformen zu fördern und 
die Länder der Region bei der 
Annäherung an die Union zu 
unterstützen, die kulturellen Bande zu 
festigen und die Zusammenarbeit der 
Länder mit der EU und untereinander zu 
vertiefen; in der Erwägung, dass ihre 
Grundlage das gemeinsame Bekenntnis 
zu allgemeinen Grundwerten und zum 
Völkerrecht ist, was Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und die Achtung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten 
ebenso umfasst wie Marktwirtschaft, 
nachhaltige Entwicklung und 
verantwortungsvolle Staatsführung und 
daher zur Sicherheit, zur Solidarität und
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zum Wohlstand beider Seiten beiträgt;

Or. en

Änderungsantrag 75
Tokia Saïfi

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der
Östlichen Partnerschaft ist,
parlamentarische Demokratie und 
Marktwirtschaft zu fördern, einen Kreis 
mit der Union befreundeter Länder 
aufzubauen und die Zusammenarbeit
zwischen ihnen zu fördern, und dass die 
Fortschritte deshalb unbedingt anhand des 
Kriteriums bewertet werden sollten, ob 
Sicherheit und Wohlstand auf beiden
Seiten zunehmen;

E. in der Erwägung, dass es gemäß dem 
Auftrag in Artikel 8 EUV das Ziel der
Europäischen Nachbarschaftspolitik ist,
besondere Beziehungen zu den Ländern 
in der Nachbarschaft der Union zu 
entwickeln, um einen Raum des 
Wohlstands und der guten Nachbarschaft 
zu schaffen, der auf den Werten der 
Union aufbaut und sich durch enge, 
friedliche Beziehungen auf der 
Grundlage der Zusammenarbeit
auszeichnet, und dass die Fortschritte 
deshalb unbedingt anhand des Kriteriums 
bewertet werden sollten, ob Sicherheit und 
Wohlstand auf allen Seiten zunehmen;

Or. en

Änderungsantrag 76
Willy Meyer

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der 
Östlichen Partnerschaft ist, 
parlamentarische Demokratie und
Marktwirtschaft zu fördern, einen Kreis 
mit der Union befreundeter Länder 
aufzubauen und die Zusammenarbeit 
zwischen ihnen zu fördern, und dass die 
Fortschritte deshalb unbedingt anhand 
des Kriteriums bewertet werden sollten, ob 
Sicherheit und Wohlstand auf beiden 

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der 
Östlichen Partnerschaft sein sollte,
Demokratie und die Zusammenarbeit 
zwischen den Partnern auf der Grundlage 
der Achtung der jeweiligen Souveränität
zu fördern;
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Seiten zunehmen;

Or. es

Änderungsantrag 77
Hélène Flautre, Werner Schulz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der 
Östlichen Partnerschaft ist, 
parlamentarische Demokratie und
Marktwirtschaft zu fördern, einen Kreis 
mit der Union befreundeter Länder 
aufzubauen und die Zusammenarbeit 
zwischen ihnen zu fördern, und dass die 
Fortschritte deshalb unbedingt anhand des 
Kriteriums bewertet werden sollten, ob 
Sicherheit und Wohlstand auf beiden 
Seiten zunehmen;

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der 
Östlichen Partnerschaft und der Union für 
den Mittelmeerraum ist, eine voll 
funktionsfähige parlamentarische 
Demokratie, eine nachhaltige soziale
Marktwirtschaft in den Nachbarländern 
der EU und die Zusammenarbeit zwischen 
ihnen zu fördern, und dass die Fortschritte 
deshalb unbedingt anhand des Kriteriums 
bewertet werden sollten, ob Sicherheit und 
Wohlstand auf beiden Seiten zunehmen;

Or. en

Änderungsantrag 78
Laima Liucija Andrikienė

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der 
Östlichen Partnerschaft ist, 
parlamentarische Demokratie und
Marktwirtschaft zu fördern, einen Kreis 
mit der Union befreundeter Länder 
aufzubauen und die Zusammenarbeit 
zwischen ihnen zu fördern, und dass die 
Fortschritte deshalb unbedingt anhand des 
Kriteriums bewertet werden sollten, ob 
Sicherheit und Wohlstand auf beiden 
Seiten zunehmen;

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der 
Östlichen Partnerschaft ist, eine vertiefte 
und tragfähige parlamentarische 
Demokratie sowie die Marktwirtschaft zu 
fördern, einen Kreis mit der Union 
befreundeter Länder aufzubauen und die 
Zusammenarbeit zwischen ihnen zu 
fördern, und dass die Fortschritte deshalb 
unbedingt anhand des Kriteriums bewertet 
werden sollten, ob Sicherheit und 
Wohlstand auf beiden Seiten zunehmen;
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Or. en

Änderungsantrag 79
Paweł Zalewski, Krzysztof Lisek

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der 
Östlichen Partnerschaft ist, 
parlamentarische Demokratie und 
Marktwirtschaft zu fördern, einen Kreis 
mit der Union befreundeter Länder 
aufzubauen und die Zusammenarbeit 
zwischen ihnen zu fördern, und dass die 
Fortschritte deshalb unbedingt anhand des 
Kriteriums bewertet werden sollten, ob 
Sicherheit und Wohlstand auf beiden 
Seiten zunehmen;

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der 
Östlichen Partnerschaft ist, 
parlamentarische Demokratie und 
Marktwirtschaft zu fördern, einen Kreis
von Ländern aufzubauen, die mit der 
Union in politischer Hinsicht befreundet
und ihre Handelspartner sind, und die 
Zusammenarbeit zwischen ihnen zu 
fördern, und dass die Fortschritte deshalb 
unbedingt anhand des Kriteriums bewertet 
werden sollten, ob Sicherheit und 
Wohlstand auf beiden Seiten zunehmen;

Or. en

Änderungsantrag 80
Gunnar Hökmark

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der 
Östlichen Partnerschaft ist, 
parlamentarische Demokratie und 
Marktwirtschaft zu fördern, einen Kreis 
mit der Union befreundeter Länder 
aufzubauen und die Zusammenarbeit 
zwischen ihnen zu fördern, und dass die 
Fortschritte deshalb unbedingt anhand des 
Kriteriums bewertet werden sollten, ob 
Sicherheit und Wohlstand auf beiden 
Seiten zunehmen;

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der 
Östlichen Partnerschaft ist, 
parlamentarische Demokratie und 
Marktwirtschaft, die Verflechtung der 
Partnerländer mit Europa und die
Achtung europäischer Werte in den 
Partnerländern sowie die Zusammenarbeit 
zwischen ihnen zu fördern, und dass die 
Fortschritte deshalb unbedingt anhand des 
Kriteriums bewertet werden sollten, ob 
Sicherheit und Wohlstand auf beiden 
Seiten zunehmen;

Or. en
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Änderungsantrag 81
Eduard Kukan

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der 
Östlichen Partnerschaft ist, 
parlamentarische Demokratie und 
Marktwirtschaft zu fördern, einen Kreis
mit der Union befreundeter Länder 
aufzubauen und die Zusammenarbeit 
zwischen ihnen zu fördern, und dass die 
Fortschritte deshalb unbedingt anhand des 
Kriteriums bewertet werden sollten, ob 
Sicherheit und Wohlstand auf beiden 
Seiten zunehmen;

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der 
Östlichen Partnerschaft ist, eine vertiefte 
und tragfähige parlamentarische 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Marktwirtschaft zu fördern, einen Kreis 
mit der Union befreundeter Länder 
aufzubauen und die Zusammenarbeit 
zwischen ihnen zu fördern, und dass die 
Fortschritte deshalb unbedingt anhand des 
Kriteriums bewertet werden sollten, ob 
Sicherheit und Wohlstand auf beiden 
Seiten zunehmen;

Or. en

Änderungsantrag 82
Traian Ungureanu, Monica Luisa Macovei, Jacek Protasiewicz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der 
Östlichen Partnerschaft ist, 
parlamentarische Demokratie und 
Marktwirtschaft zu fördern, einen Kreis 
mit der Union befreundeter Länder 
aufzubauen und die Zusammenarbeit 
zwischen ihnen zu fördern, und dass die 
Fortschritte deshalb unbedingt anhand des 
Kriteriums bewertet werden sollten, ob 
Sicherheit und Wohlstand auf beiden 
Seiten zunehmen;

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der 
Östlichen Partnerschaft ist, 
parlamentarische Demokratie und 
Marktwirtschaft zu fördern, einen Kreis 
mit der Union befreundeter Länder 
aufzubauen und die regionale
Zusammenarbeit zwischen ihnen zu 
fördern, und dass die Fortschritte deshalb 
unbedingt anhand des Kriteriums bewertet 
werden sollten, ob Sicherheit und 
Wohlstand auf beiden Seiten zunehmen;

Or. en

Änderungsantrag 83
Jacek Saryusz-Wolski
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Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der 
Östlichen Partnerschaft ist, 
parlamentarische Demokratie und 
Marktwirtschaft zu fördern, einen Kreis 
mit der Union befreundeter Länder 
aufzubauen und die Zusammenarbeit
zwischen ihnen zu fördern, und dass die 
Fortschritte deshalb unbedingt anhand des 
Kriteriums bewertet werden sollten, ob 
Sicherheit und Wohlstand auf beiden 
Seiten zunehmen;

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der 
Östlichen Partnerschaft ist, 
parlamentarische Demokratie und 
Marktwirtschaft zu fördern, einen Kreis 
mit der Union und untereinander
befreundeter Länder aufzubauen und die 
Zusammenarbeit zwischen ihnen nach 
Maßgabe von Artikel 8 und Artikel 49 
EUV zu fördern, und dass die Fortschritte 
deshalb unbedingt anhand des Kriteriums 
bewertet werden sollten, ob Sicherheit und 
Wohlstand auf beiden Seiten zunehmen;

Or. en

Änderungsantrag 84
Marusya Lyubcheva

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der 
Östlichen Partnerschaft ist, 
parlamentarische Demokratie und 
Marktwirtschaft zu fördern, einen Kreis 
mit der Union befreundeter Länder 
aufzubauen und die Zusammenarbeit 
zwischen ihnen zu fördern, und dass die 
Fortschritte deshalb unbedingt anhand des 
Kriteriums bewertet werden sollten, ob 
Sicherheit und Wohlstand auf beiden 
Seiten zunehmen;

E. in der Erwägung, dass es das Ziel der 
Östlichen Partnerschaft ist, 
parlamentarische Demokratie und 
Marktwirtschaft zu fördern, einen Kreis 
mit der Union befreundeter Länder 
aufzubauen und die Zusammenarbeit 
zwischen ihnen zu fördern, und dass die 
Fortschritte deshalb im Wesentlichen
anhand des Kriteriums bewertet werden 
sollten, ob Sicherheit und Wohlstand auf 
beiden Seiten zunehmen;

Or. bg

Änderungsantrag 85
Charles Tannock, Tomasz Piotr Poręba, Ryszard Antoni Legutko, Paweł Robert Kowal
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Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

Ea. verurteilt in diesem Zusammenhang 
die negativen Auswirkungen der Politik 
der geschlossenen Grenzen in den 
Nachbarländern der EU, insbesondere in 
den Ländern der Östlichen Partnerschaft 
und den Kandidatenländern;

Or. en

Änderungsantrag 86
Raimon Obiols

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

Ea. in der Erwägung, dass bei der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik die 
neuen regionalen Zusammenhänge in 
einigen der südlichen Nachbarländer der 
EU berücksichtigt werden sollten, in 
denen die Bevölkerung einen echten 
Wandel und bessere Lebensbedingungen 
in der Region fordern;

Or. en

Änderungsantrag 87
Hélène Flautre, Werner Schulz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

Ea. in der Erwägung, dass sich aufgrund 
der multilateralen Dimension der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik die 
einmalige Gelegenheit bietet, sämtliche 
Länder und Interessengruppen der 
betreffenden Region zusammenzubringen, 
um durch Arbeit an konkreten Vorhaben 
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greifbare Fortschritte und Verständnis 
auf der technischen Ebene zu erzielen, 
und dass die parlamentarischen 
Versammlungen Euronest und Euromed 
zudem auf politischer Ebene die 
Gelegenheit eröffnen, gegenseitiges 
Verständnis hervorzurufen und zu 
vertiefen und die Entwicklung der jungen 
Demokratien in der Region zu fördern;

Or. en

Änderungsantrag 88
Mário David

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

Ea. in der Erwägung, dass die 
wirtschaftlichen und sozialen 
Herausforderungen in den 
Partnerländern enorm sind: Dazu zählen 
weit verbreitete Armut, eine oft niedrige 
Lebenserwartung, eine hohe 
Arbeitslosigkeit insbesondere der jungen 
Menschen, starke soziale und 
wirtschaftliche Ungleichheiten und die 
fehlende soziale Mobilität, wenig effektive 
Sozialversicherungssysteme, die Erosion 
des Naturkapitals, unzureichend 
diversifizierte Volkswirtschaften und die 
rasch steigenden Lebensmittel- und 
Energiepreise – ein Zustand, der durch 
die Anfälligkeit der Partnerländer 
gegenüber externen wirtschaftlichen 
Schocks verschärft wird;

Or. en

Änderungsantrag 89
Marietje Schaake

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E a (neu)
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Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

Ea. in der Erwägung, dass die Presse-
und Medienfreiheit sowie die Freiheiten 
im digitalen Raum in vielen der ENP-
Länder ständig in Bedrängnis sind, und 
dass das Recht auf freie 
Meinungsäußerung ein universelles 
Menschenrecht ist, das für die 
Demokratie grundlegend und für die 
Durchsetzung anderer Rechte 
entscheidend ist; in der Erwägung, dass 
universelle Rechte und Freiheiten online 
den gleichen Schutz erfordern wie offline;

Or. en

Änderungsantrag 90
Eduard Kukan

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

Ea. in der Erwägung, dass die EU die 
Europäische Nachbarschaftspolitik 2011 
neu konzipiert hat, um die Partnerländer, 
die eine vertiefte und tragfähige 
Demokratie aufbauen, stärker zu 
unterstützen und eine inklusive 
wirtschaftliche Entwicklung zu fördern; 
in der Erwägung, dass mit den externen 
Finanzierungsinstrumenten der EU und 
insbesondere dem Europäischen 
Nachbarschaftsinstrument die Ziele der 
Nachbarschaftspolitik unterstützt werden 
sollten; in der Erwägung, dass starke und 
eindeutige Bezüge zwischen dem 
Regelungsrahmen und der im Wege 
dieser Instrumente gewährten 
Unterstützung hergestellt werden müssen;

Or. en

Änderungsantrag 91
Jacek Saryusz-Wolski



AM\1001977DE.doc 49/129 PE516.932v01-00

DE

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

Ea. in der Erwägung, dass die 
Assoziierungsabkommen zwar das 
Ergebnis der bilateralen Beziehungen im 
Rahmen der Östlichen Partnerschaft sind, 
dass jedoch die multilaterale Komponente 
weiterhin entscheidend für die 
Entwicklung einer erfolgreichen 
regionalen Zusammenarbeit auf der 
Grundlage guter nachbarschaftlicher 
Beziehungen ist; in der Erwägung, dass 
in der Östlichen Partnerschaft 
diesbezüglich bedauerlicherweise eine 
Reihe ungelöster Territorialstreitigkeiten 
besteht, die ausgeräumt werden sollten, 
und das Europäische Parlament die 
Grundsätze der Souveränität, der 
territorialen Integrität sowie des 
Selbstbestimmungsrechts der Völker 
uneingeschränkt unterstützt;

Or. en

Änderungsantrag 92
Hélène Flautre, Werner Schulz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E b (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

Eb. in der Erwägung, dass die EU in 
diesem Zusammenhang eine aktivere 
Rolle bei der friedlichen Lösung von 
Konflikten spielen sollte, einschließlich 
festgefahrener Konflikte, die derzeit ein 
unüberwindbares Hindernis für die 
vollständige Entwicklung guter 
nachbarschaftlicher Beziehungen und 
einer regionalen Zusammenarbeit in den 
östlichen und südlichen Partnerländern 
darstellen;
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Or. en

Änderungsantrag 93
Jacek Saryusz-Wolski

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E b (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

Eb. in der Erwägung, dass die 
Parlamentarische Versammlung der 
Östlichen Partnerschaft EuroNest 
weiterhin ein Schlüsselelement für die 
Entwicklung der demokratischen und 
parlamentarischen Dimension der 
Östlichen Partnerschaft ist, die den 
Austausch bewährter Verfahren 
hinsichtlich der Methoden der 
parlamentarischen Arbeit ermöglicht und 
eine wichtige Plattform für die 
Annäherung der östlichen Partnerländer 
an die EU darstellt, mit der die Bürger 
erreicht werden sollen;

Or. en

Änderungsantrag 94
Werner Schulz
im Namen der Verts/ALE-Fraktion
Hélène Flautre

Entwurf eines Entschließungsantrags
Erwägung E c (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

Ec. in der Erwägung, dass insbesondere 
die Fortschritte bei der Lösung von 
Konflikten und Kontroversen zwischen 
den Ländern der Östlichen Partnerschaft 
als ein wichtiges, in den jährlichen 
Fortschrittsberichten zu bewertendes 
Kriterium betrachtet werden sollten;

Or. en
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Änderungsantrag 95
Marusya Lyubcheva

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 1

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

1. begrüßt die Veröffentlichung der 
Fortschrittsberichte 2012 für die südlichen 
Länder der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik und für die östlichen 
Partnerländer, bedauert jedoch, dass sich 
aus den Berichten sowie den 
nachfolgenden Entwicklungen meistens ein 
gemischtes Bild von Fortschritt, Stagnation 
und Rückschritt ergibt und die jeweilige 
innerstaatliche Situation beschrieben wird, 
ohne dass die Programme der Union 
bewertet oder konkrete Empfehlungen für 
die Zuweisung von 
Entwicklungshilfegeldern ausgesprochen 
werden; ist der Ansicht, dass diese Berichte 
auch Vergleichsdaten aus den Vorjahren 
enthalten sollten;

1. begrüßt die Veröffentlichung der 
Fortschrittsberichte 2012 für die südlichen 
Länder der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik und für die östlichen 
Partnerländer, bedauert jedoch, dass sich 
aus den Berichten sowie den 
nachfolgenden Entwicklungen meistens ein 
gemischtes Bild von Fortschritt, Stagnation 
und Rückschritt ergibt und die jeweilige 
innerstaatliche Situation beschrieben wird, 
ohne dass die Programme der Union 
bewertet oder konkrete Empfehlungen für 
die Ausrichtung von 
Entwicklungshilfegeldern und deren 
Einfluss auf die Politikgestaltung in den 
Partnerländern ausgesprochen werden; ist 
der Ansicht, dass diese Berichte auch 
Vergleichsdaten aus den Vorjahren 
enthalten sollten;

Or. bg

Änderungsantrag 96
Hélène Flautre, Werner Schulz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 1

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

1. begrüßt die Veröffentlichung der 
Fortschrittsberichte 2012 für die südlichen 
Länder der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik und für die östlichen 
Partnerländer, bedauert jedoch, dass sich 
aus den Berichten sowie den 
nachfolgenden Entwicklungen meistens ein 
gemischtes Bild von Fortschritt, Stagnation 

1. begrüßt die Veröffentlichung der 
Fortschrittsberichte 2012 für die südlichen 
Länder der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik und für die östlichen 
Partnerländer, bedauert jedoch, dass sich 
aus den Berichten sowie den 
nachfolgenden Entwicklungen meistens ein 
gemischtes Bild von Fortschritt, Stagnation 
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und Rückschritt ergibt und die jeweilige 
innerstaatliche Situation beschrieben wird, 
ohne dass die Programme der Union 
bewertet oder konkrete Empfehlungen für 
die Zuweisung von 
Entwicklungshilfegeldern ausgesprochen 
werden; ist der Ansicht, dass diese Berichte 
auch Vergleichsdaten aus den Vorjahren 
enthalten sollten;

und Rückschritt ergibt und die jeweilige 
innerstaatliche Situation beschrieben wird, 
ohne dass die Programme der Union 
bewertet oder konkrete Empfehlungen für 
die Zuweisung von 
Entwicklungshilfegeldern ausgesprochen 
werden; ist der Ansicht, dass diese Berichte 
auch Vergleichsdaten aus den Vorjahren 
enthalten sollten und dass alle 
wesentlichen Interessenträger der ENP-
Länder einbezogen und vor der 
Ausarbeitung der Fortschrittsberichte 
konsultiert werden sollten;

Or. en

Änderungsantrag 97
Eduard Kukan

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 1

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

1. begrüßt die Veröffentlichung der 
Fortschrittsberichte 2012 für die südlichen 
Länder der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik und für die östlichen 
Partnerländer, bedauert jedoch, dass sich 
aus den Berichten sowie den 
nachfolgenden Entwicklungen meistens ein 
gemischtes Bild von Fortschritt, Stagnation 
und Rückschritt ergibt und die jeweilige 
innerstaatliche Situation beschrieben wird, 
ohne dass die Programme der Union 
bewertet oder konkrete Empfehlungen für 
die Zuweisung von
Entwicklungshilfegeldern ausgesprochen 
werden; ist der Ansicht, dass diese Berichte 
auch Vergleichsdaten aus den Vorjahren 
enthalten sollten;

1. begrüßt die Veröffentlichung der 
Fortschrittsberichte 2012 für die südlichen 
Länder der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik und für die östlichen 
Partnerländer, bedauert jedoch, dass sich 
aus den Berichten sowie den 
nachfolgenden Entwicklungen meistens ein 
gemischtes Bild von Fortschritt, Stagnation 
und Rückschritt ergibt und die jeweilige 
innerstaatliche Situation beschrieben wird, 
ohne dass die Programme der Union 
bewertet oder konkrete Empfehlungen für 
die Zuweisung von Geldern im Rahmen 
der externen Instrumente der EU
ausgesprochen werden; ist der Ansicht, 
dass diese Berichte auch die 
kontinuierliche Beurteilung von 
Entwicklungstendenzen und
Vergleichsdaten aus den Vorjahren 
enthalten sollten;

Or. en
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Änderungsantrag 98
Jacek Saryusz-Wolski

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 1

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

1. begrüßt die Veröffentlichung der 
Fortschrittsberichte 2012 für die südlichen 
Länder der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik und für die östlichen 
Partnerländer, bedauert jedoch, dass sich 
aus den Berichten sowie den 
nachfolgenden Entwicklungen meistens ein 
gemischtes Bild von Fortschritt, Stagnation 
und Rückschritt ergibt und die jeweilige 
innerstaatliche Situation beschrieben wird, 
ohne dass die Programme der Union 
bewertet oder konkrete Empfehlungen für 
die Zuweisung von 
Entwicklungshilfegeldern ausgesprochen 
werden; ist der Ansicht, dass diese Berichte 
auch Vergleichsdaten aus den Vorjahren 
enthalten sollten;

1. begrüßt die Veröffentlichung der 
Fortschrittsberichte 2012 für die südlichen 
Länder der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik und für die ENP im 
Osten, bedauert jedoch, dass sich aus den 
Berichten sowie den nachfolgenden 
Entwicklungen meistens ein gemischtes 
Bild von Fortschritt, Stagnation und 
Rückschritt ergibt und die jeweilige 
innerstaatliche Situation beschrieben wird, 
ohne dass die Programme der Union 
bewertet oder konkrete Empfehlungen für 
die Zuweisung von 
Entwicklungshilfegeldern ausgesprochen 
werden; ist der Ansicht, dass diese Berichte 
auch Vergleichsdaten aus den Vorjahren 
enthalten sollten;

Or. en

Änderungsantrag 99
Traian Ungureanu, Monica Luisa Macovei, Jacek Protasiewicz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 1 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

1a. ist der Ansicht, dass die 
Veröffentlichung des Fahrplans für die 
Östliche Partnerschaft 2012–2013 ein 
erster Schritt auf dem Weg zur 
Entwicklung besserer 
Überwachungsinstrumente ist; fordert die 
Kommission und den Europäischen 
Auswärtigen Dienst auf, weitere geeignete 
Kontrollmechanismen zu entwickeln, mit 
denen die Leistungen und Ergebnisse der 
ENP-Länder bewertet sowie eindeutige 
und messbare Ziele festgelegt werden 
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können;

Or. en

Änderungsantrag 100
Renate Weber

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 1 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

1a. betont, dass der EU-Vertrag für alle 
europäischen Länder, darunter die ENP-
Länder, langfristig die Möglichkeit 
vorsieht, einen Antrag auf Mitgliedschaft 
in der Europäischen Union zu stellen; 

Or. en

Änderungsantrag 101
Raimon Obiols

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 2

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

2. vertritt die Auffassung, dass das 
Europäische Parlament an der Umsetzung 
der neuen Nachbarschaftspolitik in vollem 
Umfang beteiligt sein sollte und 
regelmäßig von den Reformfortschritten in 
den Partnerländern unterrichtet werden 
sollte; bekundet sein Bedauern darüber, 
dass es nicht immer zu der Aufstellung von 
Aktionsplänen angehört oder über den 
Verlauf von Gesprächen informiert wird;
fordert, dass die europäischen 
Abgeordneten Beobachterstatus erhalten, 
damit sie an den Sitzungen der 
Unterausschüsse für Politik und 
Menschenrechte teilnehmen können;

2. ist der festen Überzeugung, dass das 
Europäische Parlament an der Umsetzung 
der neuen Nachbarschaftspolitik in vollem 
Umfang beteiligt sein sollte und 
regelmäßig von den Reformfortschritten in 
den Partnerländern unterrichtet werden 
sollte; bekundet sein Bedauern darüber, 
dass es nicht immer zu der Aufstellung von 
Aktionsplänen angehört oder über den 
Verlauf von Gesprächen informiert wird;
fordert, dass die europäischen 
Abgeordneten Beobachterstatus erhalten, 
damit sie an den Sitzungen der 
Unterausschüsse für Politik und 
Menschenrechte teilnehmen können;

Or. en

Änderungsantrag 102
Willy Meyer
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Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 2

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

2. vertritt die Auffassung, dass das 
Europäische Parlament an der Umsetzung
der neuen Nachbarschaftspolitik in vollem 
Umfang beteiligt sein sollte und 
regelmäßig von den Reformfortschritten in 
den Partnerländern unterrichtet werden 
sollte; bekundet sein Bedauern darüber, 
dass es nicht immer zu der Aufstellung von 
Aktionsplänen angehört oder über den 
Verlauf von Gesprächen informiert wird;
fordert, dass die europäischen 
Abgeordneten Beobachterstatus erhalten, 
damit sie an den Sitzungen der 
Unterausschüsse für Politik und 
Menschenrechte teilnehmen können;

2. vertritt die Auffassung, dass das 
Europäische Parlament an der Umsetzung 
der neuen Nachbarschaftspolitik in vollem 
Umfang beteiligt sein sollte und 
regelmäßig von den Fortschritten in den 
Partnerländern unterrichtet werden sollte;
bekundet sein Bedauern darüber, dass es 
nicht immer zu der Aufstellung von 
Aktionsplänen angehört oder über den 
Verlauf von Gesprächen informiert wird;
fordert, dass die europäischen 
Abgeordneten Beobachterstatus erhalten, 
damit sie an den Sitzungen der 
Unterausschüsse für Politik und 
Menschenrechte teilnehmen können;

Or. es

Änderungsantrag 103
Eduard Kukan, Franziska Katharina Brantner

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 2

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

2. vertritt die Auffassung, dass das 
Europäische Parlament an der Umsetzung 
der neuen Nachbarschaftspolitik in vollem 
Umfang beteiligt sein sollte und 
regelmäßig von den Reformfortschritten in 
den Partnerländern unterrichtet werden 
sollte; bekundet sein Bedauern darüber, 
dass es nicht immer zu der Aufstellung von 
Aktionsplänen angehört oder über den 
Verlauf von Gesprächen informiert wird;
fordert, dass die europäischen 
Abgeordneten Beobachterstatus erhalten, 
damit sie an den Sitzungen der 
Unterausschüsse für Politik und 
Menschenrechte teilnehmen können;

2. vertritt die Auffassung, dass das 
Europäische Parlament an der Umsetzung 
der neuen Nachbarschaftspolitik sowie an 
den Anpassungen der Finanzhilfen der 
EU in vollem Umfang beteiligt sein sollte 
und regelmäßig von den 
Reformfortschritten in den Partnerländern 
unterrichtet werden sollte; bekundet sein 
Bedauern darüber, dass es nicht immer zu 
der Aufstellung von Aktionsplänen 
angehört oder über den Verlauf von 
Gesprächen informiert wird; ist der 
Ansicht, dass die Entschließung des 
Europäischen Parlaments einen 
integralen Bestandteil des ENP-Rahmens 
bilden sollte, und fordert, dass die 
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europäischen Abgeordneten 
Beobachterstatus erhalten, damit sie an den 
Sitzungen der Unterausschüsse für Politik 
und Menschenrechte teilnehmen können;

Or. en

Änderungsantrag 104
Hélène Flautre, Werner Schulz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 2

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

2. vertritt die Auffassung, dass das 
Europäische Parlament an der Umsetzung 
der neuen Nachbarschaftspolitik in vollem 
Umfang beteiligt sein sollte und 
regelmäßig von den Reformfortschritten in 
den Partnerländern unterrichtet werden 
sollte; bekundet sein Bedauern darüber, 
dass es nicht immer zu der Aufstellung von 
Aktionsplänen angehört oder über den 
Verlauf von Gesprächen informiert wird;
fordert, dass die europäischen 
Abgeordneten Beobachterstatus erhalten, 
damit sie an den Sitzungen der 
Unterausschüsse für Politik und 
Menschenrechte teilnehmen können;

2. vertritt die Auffassung, dass das 
Europäische Parlament an der Umsetzung 
der neuen Nachbarschaftspolitik, vor allem 
mittels delegierter Rechtsakte, in vollem 
Umfang beteiligt sein sollte und 
regelmäßig von den Reformfortschritten in 
den Partnerländern und den 
entsprechenden Anpassungen unterrichtet 
werden sollte; bekundet sein Bedauern 
darüber, dass es nicht immer zu der 
Aufstellung von Aktionsplänen angehört 
oder über den Verlauf von Gesprächen 
informiert wird;

Or. en

Änderungsantrag 105
Pino Arlacchi, Ivo Vajgl

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 2 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

2a. bekräftigt seinen Standpunkt, dass es
gegen die wesentlichen Grundsätze und 
Ziele der Östlichen Partnerschaft verstößt, 
wenn ein Land der Östlichen 
Partnerschaft das Gebiet eines anderen 
besetzt hält, und dass der Abschluss der 
Assoziierungsabkommen der EU mit 
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Armenien und Aserbaidschan mit 
Fortschritten in Bezug auf die Beilegung 
des Konflikts um Bergkarabach 
einhergehen sollte – im Einklang mit den 
Resolutionen des Sicherheitsrats der 
Vereinten Nationen Nr. 822, Nr. 853, 
Nr. 874 und Nr. 884 von 1993 und den in 
der gemeinsamen Erklärung von 
L’Aquila vom 10. Juli 2009 verankerten 
Grundsätzen der Minsker OSZE-Gruppe;

Or. en

Änderungsantrag 106
Bernd Posselt

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 2 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

2a. bekräftigt seinen Standpunkt, dass der 
Abschluss der Assoziierungsabkommen 
der EU mit Armenien und Aserbaidschan 
mit Fortschritten in Bezug auf die 
Beilegung des Konflikts um 
Bergkarabach einhergehen sollte – im 
Einklang mit den Resolutionen des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
Nr. 822, Nr. 853, Nr. 874 und Nr. 884 von 
1993 und den in der gemeinsamen 
Erklärung von L’Aquila vom 10. Juli 
2009 verankerten Grundsätzen der 
Minsker OSZE-Gruppe;

Or. en

Änderungsantrag 107
Hélène Flautre, Werner Schulz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 2 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

2a. betont, dass die wichtigsten 
nichtstaatlichen Organisationen sowohl 
für die Union für den Mittelmeerraum als 
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auch für die Östliche Partnerschaft 
gemeinsame Plattformen eingerichtet 
haben; ist der Ansicht, dass diese 
zivilgesellschaftlichen Foren bei der 
Ausarbeitung, der Umsetzung und der 
Überwachung der ENP-Aktionspläne in 
gebührender Form und rechtzeitig 
konsultiert werden sollten;

Or. en

Änderungsantrag 108
Pier Antonio Panzeri

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 3

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

3. erklärt sich besorgt darüber, dass die 
Partnerländer offenbar unterschiedliche 
Fortschritte machen; fordert eine konkrete 
Bewertung der Wirkungen der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik; fordert eine 
einheitliche Umsetzung des differenzierten 
Ansatzes und des Grundsatzes „mehr für 
mehr“ – und möglicherweise „weniger für 
weniger“ – der ein Eckpfeiler der neu 
konzipierten Nachbarschaftspolitik ist;

3. fordert deshalb eine konkrete 
Bewertung der Wirksamkeit der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik; erklärt sich besorgt 
darüber, dass die Partnerländer offenbar 
unterschiedliche Fortschritte machen; 
fordert eine konkrete Bewertung der 
Wirkungen der neu konzipierten 
Europäischen Nachbarschaftspolitik; 
fordert eine einheitliche Umsetzung des 
differenzierten Ansatzes und des 
Grundsatzes „mehr für mehr“ – und 
möglicherweise „weniger für weniger“ –
der ein Eckpfeiler der neu konzipierten 
Nachbarschaftspolitik ist;

Or. fr

Änderungsantrag 109
Jacek Saryusz-Wolski

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 3

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

3. erklärt sich besorgt darüber, dass die 
Partnerländer offenbar unterschiedliche 
Fortschritte machen; fordert eine konkrete 

3. bedauert, dass die Fortschritte der
Partnerländer nicht immer den gemeinsam
mit der EU festgelegten Zielen 
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Bewertung der Wirkungen der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik; fordert eine 
einheitliche Umsetzung des differenzierten 
Ansatzes und des Grundsatzes „mehr für 
mehr“ – und möglicherweise „weniger für 
weniger“ – der ein Eckpfeiler der neu 
konzipierten Nachbarschaftspolitik ist;

entsprochen haben; fordert eine konkrete 
Bewertung der Wirkungen der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik; fordert eine 
einheitliche Umsetzung des differenzierten 
Ansatzes und des Grundsatzes „mehr für 
mehr“ und „weniger für weniger“, der ein 
Eckpfeiler der neu konzipierten 
Nachbarschaftspolitik ist;

Or. en

Änderungsantrag 110
Hélène Flautre, Werner Schulz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 3

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

3. erklärt sich besorgt darüber, dass die 
Partnerländer offenbar unterschiedliche 
Fortschritte machen; fordert eine konkrete 
Bewertung der Wirkungen der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik; fordert eine
einheitliche Umsetzung des differenzierten 
Ansatzes und des Grundsatzes „mehr für 
mehr“ – und möglicherweise „weniger für 
weniger“ – der ein Eckpfeiler der neu 
konzipierten Nachbarschaftspolitik ist;

3. fordert eine konkrete Bewertung der 
Wirkungen der neu konzipierten 
Europäischen Nachbarschaftspolitik;
fordert die einheitliche Umsetzung des
anreizorientierten, differenzierten 
Ansatzes und betont, dass der Grundsatz 
„mehr für mehr“ als Eckpfeiler der neu 
konzipierten Nachbarschaftspolitik 
darauf ausgerichtet ist, die Partnerländer 
zu größeren Anstrengungen bezüglich des 
Aufbaus einer vertieften und tragfähigen 
Demokratie anzuregen, weist darauf hin, 
dass der anreizorientierte Ansatz die 
Möglichkeit eines „weniger für weniger“
für die ENP-Länder vorsieht, die offenbar 
nicht gewillt sind, die vereinbarten 
Reformen einzuleiten, und dass er eine 
regelmäßige Bewertung der Bemühungen 
der Partnerländer erforderlich macht;

Or. en

Änderungsantrag 111
Marusya Lyubcheva

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 3
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Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

3. erklärt sich besorgt darüber, dass die 
Partnerländer offenbar unterschiedliche
Fortschritte machen; fordert eine konkrete 
Bewertung der Wirkungen der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik; fordert eine 
einheitliche Umsetzung des differenzierten 
Ansatzes und des Grundsatzes „mehr für 
mehr“ – und möglicherweise „weniger für 
weniger“ – der ein Eckpfeiler der neu 
konzipierten Nachbarschaftspolitik ist;

3. erklärt sich besorgt darüber, dass die 
Partnerländer unterschiedlich rasch 
Fortschritte machen; fordert eine konkrete 
Bewertung der Wirkungen der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik; fordert eine 
einheitliche Umsetzung des differenzierten 
Ansatzes und des Grundsatzes „mehr für 
mehr“ – und möglicherweise „weniger für 
weniger“ – der ein Eckpfeiler der neu 
konzipierten Nachbarschaftspolitik ist;

Or. bg

Änderungsantrag 112
Eduard Kukan, Franziska Katharina Brantner

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 3

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

3. erklärt sich besorgt darüber, dass die 
Partnerländer offenbar unterschiedliche 
Fortschritte machen; fordert eine konkrete 
Bewertung der Wirkungen der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik; fordert eine
einheitliche Umsetzung des differenzierten
Ansatzes und des Grundsatzes „mehr für 
mehr“ – und möglicherweise „weniger für 
weniger“ – der ein Eckpfeiler der neu 
konzipierten Nachbarschaftspolitik ist;

3. fordert eine konkrete Bewertung der 
Wirkungen der neu konzipierten 
Europäischen Nachbarschaftspolitik;
fordert die einheitliche Umsetzung der 
anreizorientierten und differenzierten
Ansätze und des Grundsatzes „mehr für 
mehr“ als Eckpfeiler der neu konzipierten 
Nachbarschaftspolitik, der auf der 
Würdigung der Anstrengungen der 
Partnerländer beim Aufbau einer 
vertieften und tragfähigen Demokratie 
basiert; weist darauf hin, dass der 
anreizorientierte Ansatz die Möglichkeit 
eines „weniger für weniger“ vorsieht und 
eine regelmäßige Bewertung der 
Bemühungen der Partnerländer 
erforderlich macht;

Or. en



AM\1001977DE.doc 61/129 PE516.932v01-00

DE

Änderungsantrag 113
Willy Meyer

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 3

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

3. erklärt sich besorgt darüber, dass die 
Partnerländer offenbar unterschiedliche 
Fortschritte machen; fordert eine konkrete 
Bewertung der Wirkungen der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik; fordert eine 
einheitliche Umsetzung des 
differenzierten Ansatzes und des 
Grundsatzes „mehr für mehr“ – und 
möglicherweise „weniger für weniger“ –
der ein Eckpfeiler der neu konzipierten 
Nachbarschaftspolitik ist;

3. erklärt sich besorgt darüber, dass die 
Partnerländer offenbar unterschiedliche 
Fortschritte machen; fordert eine konkrete 
Bewertung der Wirkungen der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik;

Or. es

Änderungsantrag 114
Marietje Schaake

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 3

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

3. erklärt sich besorgt darüber, dass die 
Partnerländer offenbar unterschiedliche 
Fortschritte machen; fordert eine konkrete 
Bewertung der Wirkungen der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik; fordert eine 
einheitliche Umsetzung des differenzierten 
Ansatzes und des Grundsatzes „mehr für 
mehr“ – und möglicherweise „weniger für 
weniger“ – der ein Eckpfeiler der neu 
konzipierten Nachbarschaftspolitik ist;

3. erklärt sich besorgt darüber, dass die 
Partnerländer offenbar unterschiedliche 
Fortschritte machen; fordert eine konkrete 
Bewertung der Wirkungen der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik; bedauert, dass es 
der Kommission und dem EAD nicht 
gelingt, den anreizorientierten Ansatz 
anzuwenden und seine Bedeutung klar zu 
erläutern; fordert eine tatsächliche und
einheitliche Umsetzung des differenzierten 
Ansatzes und des Grundsatzes „mehr für 
mehr“ – und möglicherweise „weniger für 
weniger“ – der ein Eckpfeiler der neu 
konzipierten Nachbarschaftspolitik sein 
könnte;
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Or. en

Änderungsantrag 115
Cristian Dan Preda

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 3

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

3. erklärt sich besorgt darüber, dass die 
Partnerländer offenbar unterschiedliche 
Fortschritte machen; fordert eine konkrete 
Bewertung der Wirkungen der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik; fordert eine 
einheitliche Umsetzung des differenzierten 
Ansatzes und des Grundsatzes „mehr für 
mehr“ – und möglicherweise „weniger für 
weniger“ – der ein Eckpfeiler der neu 
konzipierten Nachbarschaftspolitik ist;

3. erklärt sich besorgt darüber, dass die 
Partnerländer offenbar unterschiedliche 
Fortschritte machen; fordert eine konkrete 
Bewertung der Wirkungen der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik; betont, dass der im 
Rahmen der neu konzipierten 
Nachbarschaftspolitik vorgeschlagene 
„umfassende Ansatz“ nach wie vor eine 
Herausforderung darstellt; fordert 
größere Anstrengungen im Hinblick auf 
den kohärenten Einsatz aller Instrumente 
und Strategien der Union im Rahmen der 
Nachbarschaftspolitik; fordert eine 
einheitliche Umsetzung des differenzierten 
Ansatzes und des Grundsatzes „mehr für 
mehr“ – und möglicherweise „weniger für 
weniger“ – der ein Eckpfeiler der neu 
konzipierten Nachbarschaftspolitik ist;

Or. en

Änderungsantrag 116
Francisco José Millán Mon

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 3

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

3. erklärt sich besorgt darüber, dass die 
Partnerländer offenbar unterschiedliche 
Fortschritte machen; fordert eine konkrete 
Bewertung der Wirkungen der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik; fordert eine 
einheitliche Umsetzung des differenzierten 
Ansatzes und des Grundsatzes „mehr für 

3. erklärt sich besorgt darüber, dass die 
Partnerländer offenbar unterschiedliche 
Fortschritte machen; fordert eine konkrete 
Bewertung der Wirkungen der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik; fordert eine 
einheitliche Umsetzung des differenzierten 
Ansatzes und des Grundsatzes „mehr für 
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mehr“ – und möglicherweise „weniger für 
weniger“ – der ein Eckpfeiler der neu 
konzipierten Nachbarschaftspolitik ist;

mehr“, der ein Eckpfeiler der neu 
konzipierten Nachbarschaftspolitik ist;

Or. en

Änderungsantrag 117
Libor Rouček, Marek Siwiec

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 3

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

3. erklärt sich besorgt darüber, dass die 
Partnerländer offenbar unterschiedliche 
Fortschritte machen; fordert eine konkrete 
Bewertung der Wirkungen der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik; fordert eine 
einheitliche Umsetzung des differenzierten 
Ansatzes und des Grundsatzes „mehr für 
mehr“ – und möglicherweise „weniger für 
weniger“ – der ein Eckpfeiler der neu 
konzipierten Nachbarschaftspolitik ist;

3. erklärt sich besorgt darüber, dass die 
Partnerländer offenbar unterschiedliche 
Fortschritte machen; fordert eine konkrete 
Bewertung der Wirkungen der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik; fordert eine 
einheitliche Umsetzung des differenzierten 
Ansatzes und des Grundsatzes „mehr für 
mehr“ und „weniger für weniger“, der ein 
Eckpfeiler der neu konzipierten 
Nachbarschaftspolitik ist;

Or. en

Änderungsantrag 118
Pier Antonio Panzeri

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 3

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

3. erklärt sich besorgt darüber, dass die 
Partnerländer offenbar unterschiedliche 
Fortschritte machen; fordert eine konkrete 
Bewertung der Wirkungen der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik; fordert eine 
einheitliche Umsetzung des differenzierten 
Ansatzes und des Grundsatzes „mehr für 
mehr“ – und möglicherweise „weniger für 
weniger“ – der ein Eckpfeiler der neu 
konzipierten Nachbarschaftspolitik ist;

3. erklärt sich besorgt darüber, dass die 
Partnerländer offenbar unterschiedliche 
Fortschritte machen; fordert eine konkrete 
Bewertung der Wirkungen der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik; fordert eine 
einheitliche Umsetzung des differenzierten 
Ansatzes und des Grundsatzes „mehr für 
mehr“ – und möglicherweise „weniger für 
weniger“ – der ein Eckpfeiler der neu 
konzipierten Nachbarschaftspolitik ist;
betont, dass die Unterstützung der Union 
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auch den entwicklungsbezogenen 
Bedürfnissen der Partnerländer 
Rechnung trägt;

Or. en

Änderungsantrag 119
Marek Siwiec, Libor Rouček, Knut Fleckenstein, Evgeni Kirilov

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 3

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

3. erklärt sich besorgt darüber, dass die 
Partnerländer offenbar unterschiedliche 
Fortschritte machen; fordert eine konkrete 
Bewertung der Wirkungen der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik; fordert eine 
einheitliche Umsetzung des differenzierten 
Ansatzes und des Grundsatzes „mehr für 
mehr“ – und möglicherweise „weniger für 
weniger“ – der ein Eckpfeiler der neu 
konzipierten Nachbarschaftspolitik ist;

3. erklärt sich besorgt darüber, dass die 
Partnerländer offenbar unterschiedliche 
Fortschritte machen; fordert eine konkrete 
Bewertung der Wirkungen der neu 
konzipierten Europäischen 
Nachbarschaftspolitik; fordert eine 
einheitliche Umsetzung des differenzierten 
Ansatzes und des Grundsatzes „mehr für 
mehr“ und „weniger für weniger“, der ein 
Eckpfeiler der neu konzipierten 
Nachbarschaftspolitik ist;

Or. en

Änderungsantrag 120
Pier Antonio Panzeri

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 3 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

3a. weist nachdrücklich darauf hin, dass 
die Achtung der allgemeinen 
Menschenrechte und der Grundfreiheiten 
ein Grundprinzip der Außenpolitik der 
EU ist; vertritt die Auffassung, dass die 
Unterstützung der Zivilgesellschaft der 
Eckpfeiler der überarbeiteten 
Nachbarschaftspolitik ist, und empfiehlt 
daher, entsprechende Hilfsleistungen für 
die Zivilgesellschaft, darunter auch die 
Sozialpartner, bereitzustellen und für eine 
sorgfältige Abstimmung mit dem 
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Europäischen Demokratiefonds in dieser 
Hinsicht zu sorgen;

Or. fr

Änderungsantrag 121
Marusya Lyubcheva

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4. vertritt die Auffassung, dass zur
Unterstützung der
Demokratisierungsprozesse vor allem die
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut und die 
politischen Parteien unterstützt werden 
sollten, und fordert die Union und die 
Mitgliedstaaten auf, verstärkt 
Partnerschaftsprojekte mit einzelstaatlichen 
Behörden durchzuführen;

4. hält es für erforderlich, die
Unterstützung auf die Steigerung der 
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen auszurichten, und fordert die 
Union und die Mitgliedstaaten auf, 
verstärkt Partnerschaftsprojekte mit 
einzelstaatlichen Behörden durchzuführen;

Or. bg

Änderungsantrag 122
Willy Meyer

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4. vertritt die Auffassung, dass zur 
Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut und die
politischen Parteien unterstützt werden 
sollten, und fordert die Union und die 
Mitgliedstaaten auf, verstärkt 
Partnerschaftsprojekte mit 
einzelstaatlichen Behörden 
durchzuführen;

4. vertritt die Auffassung, dass zur 
Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die
Realisierung der Forderungen der Völker 
gehört: Verbesserungen auf den Gebieten 
der Wirtschaft, des Sozialen, der 
Beschäftigung, der Menschenrechte und
der öffentlichen Dienstleistungen wie der 
Bereitstellung von Bildung und 
Gesundheitsversorgung, damit die
verbrüderten Völker ein glückliches 
Leben führen können;
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Or. es

Änderungsantrag 123
Francisco José Millán Mon

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4. vertritt die Auffassung, dass zur 
Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die 
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut und die politischen 
Parteien unterstützt werden sollten, und 
fordert die Union und die Mitgliedstaaten 
auf, verstärkt Partnerschaftsprojekte mit 
einzelstaatlichen Behörden durchzuführen;

(Betrifft nicht die deutsche Fassung.)

Or. en

Änderungsantrag 124
Raimon Obiols

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4. vertritt die Auffassung, dass zur 
Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die 
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut und die politischen 
Parteien unterstützt werden sollten, und 
fordert die Union und die Mitgliedstaaten 
auf, verstärkt Partnerschaftsprojekte mit 
einzelstaatlichen Behörden durchzuführen;

4. vertritt die Auffassung, dass zur 
Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die 
Menschenrechte geschützt, die 
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut und die politischen 
Parteien unterstützt werden sollten, und 
fordert die Union und die Mitgliedstaaten 
auf, verstärkt Partnerschaftsprojekte mit 
einzelstaatlichen Behörden durchzuführen;

Or. en

Änderungsantrag 125
Jacek Saryusz-Wolski

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4
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Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4. vertritt die Auffassung, dass zur 
Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut und die politischen 
Parteien unterstützt werden sollten, und
fordert die Union und die Mitgliedstaaten 
auf, verstärkt Partnerschaftsprojekte mit 
einzelstaatlichen Behörden 
durchzuführen;

4. vertritt die Auffassung, dass zur 
Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die 
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut, die politischen 
Parteien unterstützt und die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
insbesondere die Vereinigungsfreiheit, die 
Meinungsfreiheit, die 
Versammlungsfreiheit und die Presse-
und Medienfreiheit, in den Gesellschaften 
der Partnerländer verankert werden 
sollten; fordert die Union und die 
Mitgliedstaaten auf, Partnerschaften 
zwischen verschiedenen Organisationen 
und Bereichen der Gesellschaft zu 
fördern, um ihnen die Verantwortung für 
den europäischen Nachbarschaftsprozess 
zu übertragen; bekräftigt, dass dazu unter 
anderem horizontale Beziehungen 
zwischen verschiedenen 
gesellschaftlichen Akteuren auf der
Grundlage von Partnerschaften zwischen 
Akteuren (nichtstaatliche Organisationen, 
Schulen, Hochschulen, KMU, Medien, 
Gewerkschaften, Wirtschaftsverbände, 
politische Parteien, 
Unternehmensvertreter, 
Selbstverwaltungsorgane, 
Jugendorganisationen usw.) der ENP-
Länder mit ihren Pendants in der EU 
aufgebaut werden sollten;

Or. en

Änderungsantrag 126
Charles Tannock, Tomasz Piotr Poręba, Ryszard Antoni Legutko, Paweł Robert Kowal
im Namen der ECR-Fraktion

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4. vertritt die Auffassung, dass zur 4. vertritt die Auffassung, dass zur 
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Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die 
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut und die politischen 
Parteien unterstützt werden sollten, und 
fordert die Union und die Mitgliedstaaten 
auf, verstärkt Partnerschaftsprojekte mit 
einzelstaatlichen Behörden durchzuführen;

Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die 
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut und die politischen 
Parteien unterstützt werden sollten, und 
fordert die Union und die Mitgliedstaaten 
auf, verstärkt Hilfsprojekte in diesen 
Bereichen sowie Partnerschaftsprojekte 
mit einzelstaatlichen Behörden 
durchzuführen;

Or. en

Änderungsantrag 127
Libor Rouček, Marek Siwiec

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4. vertritt die Auffassung, dass zur 
Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die 
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut und die politischen 
Parteien unterstützt werden sollten, und 
fordert die Union und die Mitgliedstaaten 
auf, verstärkt Partnerschaftsprojekte mit 
einzelstaatlichen Behörden durchzuführen;

4. vertritt die Auffassung, dass zur 
Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die 
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut und die
Zivilgesellschaft unterstützt werden sollte, 
und fordert die Union und die 
Mitgliedstaaten auf, verstärkt 
Partnerschaftsprojekte mit einzelstaatlichen 
Behörden durchzuführen, und zwar auf 
transparente Weise und gemeinsam mit 
den zivilgesellschaftlichen 
Organisationen;

Or. en

Änderungsantrag 128
Hélène Flautre, Werner Schulz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4. vertritt die Auffassung, dass zur 
Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die 

4. vertritt die Auffassung, dass zur 
Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die 
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Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut und die politischen 
Parteien unterstützt werden sollten, und 
fordert die Union und die Mitgliedstaaten 
auf, verstärkt Partnerschaftsprojekte mit 
einzelstaatlichen Behörden durchzuführen;

Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut und die
Zivilgesellschaft und die demokratischen 
Kräfte unterstützt werden sollten, und 
fordert die Union und die Mitgliedstaaten 
auf, verstärkt Partnerschaftsprojekte mit 
einzelstaatlichen Behörden durchzuführen;

Or. en

Änderungsantrag 129
Eduard Kukan

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4. vertritt die Auffassung, dass zur 
Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die 
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut und die politischen 
Parteien unterstützt werden sollten, und 
fordert die Union und die Mitgliedstaaten 
auf, verstärkt Partnerschaftsprojekte mit 
einzelstaatlichen Behörden durchzuführen;

4. vertritt die Auffassung, dass zur 
Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die 
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut, die 
Rechtsstaatlichkeit gewährleistet, die 
Menschenrechte geschützt und die 
Zivilgesellschaft und die politischen 
Parteien unterstützt werden sollten, und 
fordert die Union und die Mitgliedstaaten 
auf, verstärkt Partnerschaftsprojekte mit 
einzelstaatlichen Behörden durchzuführen;

Or. en

Änderungsantrag 130
Renate Weber

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4. vertritt die Auffassung, dass zur 
Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die 
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut und die politischen 
Parteien unterstützt werden sollten, und 
fordert die Union und die Mitgliedstaaten 

4. vertritt die Auffassung, dass zur 
Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die 
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut, die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
insbesondere die Vereinigungsfreiheit, die 
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auf, verstärkt Partnerschaftsprojekte mit 
einzelstaatlichen Behörden durchzuführen;

Meinungsfreiheit, die 
Versammlungsfreiheit und die Presse-
und Medienfreiheit, in den Gesellschaften 
der Partnerländer verankert und die 
politischen Parteien sowie die 
Zivilgesellschaft unterstützt werden 
sollten, und fordert die Union und die 
Mitgliedstaaten auf, verstärkt 
Partnerschaftsprojekte mit einzelstaatlichen 
Behörden durchzuführen;

Or. en

Änderungsantrag 131
Marietje Schaake

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4. vertritt die Auffassung, dass zur 
Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die 
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut und die politischen 
Parteien unterstützt werden sollten, und 
fordert die Union und die Mitgliedstaaten 
auf, verstärkt Partnerschaftsprojekte mit 
einzelstaatlichen Behörden durchzuführen;

4. vertritt die Auffassung, dass zur 
Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die 
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut und die politischen 
Parteien, die Zivilgesellschaft sowie die 
Rechte von Frauen und Minderheiten
unterstützt werden sollten, und fordert die 
Union und die Mitgliedstaaten auf, 
verstärkt Partnerschaftsprojekte mit 
einzelstaatlichen Behörden durchzuführen;

Or. en

Änderungsantrag 132
Marek Siwiec, Libor Rouček, Knut Fleckenstein, Justas Vincas Paleckis, Evgeni Kirilov

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4. vertritt die Auffassung, dass zur 
Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die 
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut und die politischen 

4. vertritt die Auffassung, dass zur 
Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die 
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut und die politischen 
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Parteien unterstützt werden sollten, und 
fordert die Union und die Mitgliedstaaten 
auf, verstärkt Partnerschaftsprojekte mit 
einzelstaatlichen Behörden durchzuführen;

Parteien und die Zivilgesellschaft
unterstützt werden sollten, und fordert die 
Union und die Mitgliedstaaten auf, 
verstärkt Partnerschaftsprojekte mit 
einzelstaatlichen Behörden durchzuführen, 
und zwar auf transparente Weise und 
gemeinsam mit den zivilgesellschaftlichen 
Organisationen;

Or. en

Änderungsantrag 133
Mário David

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4. vertritt die Auffassung, dass zur 
Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die 
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut und die politischen 
Parteien unterstützt werden sollten, und 
fordert die Union und die Mitgliedstaaten 
auf, verstärkt Partnerschaftsprojekte mit 
einzelstaatlichen Behörden durchzuführen;

4. vertritt die Auffassung, dass zur 
Unterstützung der 
Demokratisierungsprozesse vor allem die 
Leistungsfähigkeit der demokratischen 
Institutionen ausgebaut und die politischen 
Parteien unterstützt werden sollten, und 
fordert die Union und die Mitgliedstaaten 
auf, verstärkt Partnerschaftsprojekte mit 
einzelstaatlichen Behörden durchzuführen; 
weist in diesem Zusammenhang darauf 
hin, dass die EU nicht anstrebt, ein 
Modell oder ein Patentrezept für 
politische Reformen vorzuschreiben, und 
betont, dass sich die ENP auf gemeinsame 
Werte, gemeinsame Verantwortung, 
gegenseitige Rechenschaftspflicht und 
Respekt sowie das Eintreten für 
Demokratie, Menschenrechte, 
Rechtsstaatlichkeit, 
Korruptionsbekämpfung, Marktwirtschaft 
und verantwortungsvolle 
Regierungsführung stützt;

Or. en

Änderungsantrag 134
Göran Färm
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Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4a. ist der Ansicht, dass in den 
Fortschrittsberichten durchweg eine 
angemessene geschlechterbezogene 
Analyse durchgeführt werden sollte;
betont, dass die Stärkung von 
Arbeitnehmer- und 
Gewerkschaftsrechten, die Maßnahmen 
zur durchgängigen Einbeziehung der 
Gleichstellung der Geschlechter als 
Querschnittsthema und die 
Zusammenarbeit und der Dialog mit 
nichtstaatlichen Organisationen, 
Gewerkschaften und weiteren 
zivilgesellschaftlichen Organisationen 
stärker in den Mittelpunkt der neu 
konzipierten Nachbarschaftspolitik 
gerückt werden müssen;

Or. en

Änderungsantrag 135
Helmut Scholz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4a. Stellt mit Besorgnis fest, dass die 
tiefgreifenden Transformationsprozesse 
der letzten Jahrzehnte zu enormen 
sozialen Problemen und Spannungen, zu 
Arbeitslosigkeit und Armut sowie zu einer 
erheblichen Abwanderung qualifizierter 
Menschen aus den Nachbarländern in die 
EU-Mitgliedstaaten geführt haben und 
unterstreicht in diesem Zusammenhang 
das Erfordernis, dass die 
Nachbarschaftspolitik auf die 
Entwicklung und Stärkung der 
Entwicklungspotentiale der Partnerländer 
ausgerichtet sein muss und die 
Kommission im Rahmen ihrer 
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Transformationsprogramme der Lösung 
dieser Probleme eine hohe Priorität 
einräumen muss;

Or. de

Änderungsantrag 136
Tunne Kelam

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4a. fordert die Union auf, auf ihre bessere 
Sichtbarkeit und Wahrnehmbarkeit in 
den ENP-Ländern hinzuarbeiten und sich 
aktiver um den Kontakt zu der 
Gesellschaft zu bemühen, um den Ruf 
und die Akzeptanz der Union bei den 
Bürgern der ENP-Länder zu verbessern; 

Or. en

Änderungsantrag 137
Boris Zala

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4a. ist der Ansicht, dass die multilateralen 
Strukturen der ENP gefestigt werden 
sollten und deren Entwicklung 
strategischer ausgerichtet werden sollte; 
vertritt angesichts der zentralen 
Bedeutung eines „wirksamen 
Multilateralismus“ in der Außenpolitik 
der Union den Standpunkt, dass die 
Kommission und der EAD erwägen 
sollten, ob die multilaterale Komponente 
der ENP als Rahmen für die Gestaltung 
politischer Beziehungen im größeren 
Europa geeignet ist; fordert die 
Kommission und den EAD des Weiteren 
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auf, Möglichkeiten für eine institutionelle 
Verbindung zwischen der ENP und der 
Nachbarschaftspolitik der wichtigsten 
regionalen Akteure, wie der Türkei, bzw. 
der strategischen Partner der EU, wie der 
Vereinigten Staaten, zu sondieren;

Or. en

Änderungsantrag 138
Mário David

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4a. betont, dass die Meinungsfreiheit, der 
Pluralismus und die Unabhängigkeit der 
Medien Eckpfeiler der Demokratie sind; 
betont daher, dass die EU unabhängige, 
zukunftsfähige und 
rechenschaftspflichtige öffentliche 
Mediendienste unterstützen muss, damit 
anspruchsvolle, pluralistische und 
vielgestaltige Inhalte bereitgestellt 
werden, und weist darauf hin, dass freie 
und unabhängige öffentliche Medien stets 
eine entscheidende Rolle spielen, wenn es 
darum geht, die Demokratie zu vertiefen, 
die Zivilgesellschaft in größtmöglichem 
Maße in die öffentlichen Angelegenheiten 
einzubeziehen und die 
Handlungskompetenz der Bürger auf dem 
Weg zur Demokratie zu stärken;

Or. en

Änderungsantrag 139
Hélène Flautre, Werner Schulz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4 a (neu)
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Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4a. empfiehlt, dass die Union a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ 
ausgewogener anwendet und zudem einen 
positiven Wettbewerb zwischen den 
Partnerländern (das sogenannte 
Startlinienmodell) fördert, b) auf der 
einen Seite anspruchsvoll gegenüber den 
Regierungen der Partnerländer in der 
Nachbarschaft und auf der anderen Seite 
offen, großzügig und verbindlich 
gegenüber deren Bürgern auftritt, c) die 
Bürger und alle Elemente dieser 
Gesellschaften dazu ermuntert, für 
europäische Werte, Normen und 
Reformen einzutreten und als eine den 
Wandel betreibende, inklusive und 
normative Kraft aufzutreten, d) eine 
langfristige Strategie für eine 
gesellschaftliche Europäisierung entwirft, 
die interne Veränderungen und die 
Bestrebungen der Gesellschaften nach 
Freiheit und Wohlstand integriert, indem 
z. B. eine maßgeschneiderte, eigene 
Kommunikationsstrategie mit Blick auf 
die gesamte Bevölkerung ausgearbeitet 
wird, e) die Partnerländer dezentralisiert, 
indem sie im Rahmen von horizontalen 
Partnerschaften den Kontakt zu 
öffentlichen Akteuren und 
nichtstaatlichen Organisationen beider 
Seiten pflegt und ihnen Verantwortung 
überträgt, verbunden mit einer 
verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht 
auf ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, f) gemeinsam mit den 
östlichen Partnerländern die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren 
unverzügliche – in Abhängigkeit von der 
Zustimmung durch das EP zunächst 
vorläufige – Inkraftsetzung vor Ablauf 
der gegenwärtigen Amtszeit des 
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Europäischen Parlaments und der 
Kommission einsetzt, sofern die 
Bedingungen und Voraussetzungen dafür 
erfüllt sind, und g) seine Unterstützung, 
seine Beratungsrolle und seine 
Kontrollfunktion verstärkt und durch 
konkrete finanzielle und politische 
Hilfeleistungen ergänzt, um dem 
negativen Druck und den Maßnahmen 
von Drittländern gegenüber den 
Partnerländern zu begegnen;

Or. en

Änderungsantrag 140
Eduard Kukan, Franziska Katharina Brantner

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4a. hebt die bedeutende Rolle der 
Zivilgesellschaft in Übergangs- und 
Reformprozessen sowie dem politischen 
Dialog in den Ländern der Nachbarschaft 
hervor, fordert die EU auf, die 
Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft 
in den Ländern der Nachbarschaft zu 
verstärken und sie mittels einer Reihe 
verschiedener Finanzierungsinstrumente 
zu unterstützen;

Or. en

Änderungsantrag 141
Renate Weber

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4a. erkennt an, wie wichtig freie und faire 
Wahlen für den Übergang zur 
Demokratie sind, und hebt die Rolle 
unabhängiger Medien, insbesondere 
öffentlich-rechtlicher Medien, für die 
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transparente, glaubwürdige und 
demokratische Durchführung des 
Wahlverfahrens hervor; fordert die 
Kommission und den EAD auf, die 
demokratische Durchführung der 
bevorstehenden Wahlen in den 
Partnerländern weiterhin und nach 
Möglichkeit noch aktiver zu unterstützen, 
wobei auch die Medienfreiheit und der 
Pluralismus zu stärken sind;

Or. en

Änderungsantrag 142
Jacek Saryusz-Wolski

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4a. bedauert, dass im Vorfeld des 
Gipfeltreffens der Östlichen Partnerschaft 
in Vilnius zunehmender, vielfältiger 
Druck auf die Länder der Östlichen 
Partnerschaft ausgeübt wird, die in die 
letzte Etappe der Verhandlungen über die 
Unterzeichnung oder Paraphierung ihrer 
Assoziierungsabkommen eintreten; hält 
diesen Druck für nicht hinnehmbar und 
fordert Russland dazu auf, von 
Verfahrensweisen, die eindeutig gegen die 
Grundsätze von Helsinki verstoßen, 
Abstand zu nehmen; betont 
nachdrücklich, dass die Länder der 
Östlichen Partnerschaft aufgrund der von 
ihnen getroffenen freien Entscheidungen, 
die dem Handel mit Russland in keiner 
Weise abträglich sind, nicht Folgen 
ausgesetzt sein sollten, die unter anderem 
handelspolitische Maßnahmen, die 
Visumpolitik, die Mobilität von 
Arbeitnehmern und die Einmischung in 
festgefahrene Konflikte betreffen; fordert 
die Kommission und den EAD auf, diese 
bedauerlichen Entwicklungen über rein 
handelspolitische Gesichtspunkte 
hinausgehend zu betrachten, da diese 
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lediglich den offenkundigen politischen 
Druck verdecken, tätig zu werden und 
zum Schutz der Partnerländer der Union 
eine deutliche Botschaft auszusenden, in 
der sie ihre Unterstützung aller Länder 
der Östlichen Partnerschaft bei der 
Verwirklichung ihrer europäischen Ziele 
und Entscheidungen zum Ausdruck 
bringen; verweist darauf, dass das 
Angebot und die Verhandlung der 
Assoziierungsabkommen mit unseren 
osteuropäischen Partnern dazu geführt 
haben, dass diese offenem, 
beunruhigendem und zunehmendem 
Druck seitens Russlands ausgesetzt sind, 
um sie von der Assoziation mit der EU 
abzuhalten, was wiederum die EU in die 
Verantwortung nimmt, sich zu engagieren 
und diese Länder zu schützen;

Or. en

Änderungsantrag 143
Mário David

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 4 b (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

4b. fordert die Kommission auf, die 
Sichtbarkeit der im Rahmen der ENP 
geförderten oder unterstützten Projekte in 
den Partnerländern zu verbessern, indem 
sie für deren Bürger sichtbarer und 
verständlicher gemacht werden, d. h. 
indem Medienkampagnen organsiert 
werden und insbesondere gezeigt wird, 
welchen zusätzlichen Nutzen die 
Zusammenarbeit mit der EU birgt;

Or. en

Änderungsantrag 144
Hélène Flautre, Werner Schulz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 5
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Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

5. empfiehlt, dass die Union a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ 
ausgewogener anwendet und zudem einen 
positiven Wettbewerb zwischen den 
Partnerländern (das so genannte 
Startlinienmodell) fördert, b) auf der 
einen Seite anspruchsvoll gegenüber den 
Regierungen der östlichen Partnerländer 
und auf der anderen Seite offen, 
großzügig und verbindlich gegenüber 
deren Bürgern auftritt, c) die Bürger dazu 
ermuntert, für europäische Werte, 
Normen und Reformen einzutreten, und 
als den Wandel betreibende, normative 
Kraft agiert, d) eine langfristige Strategie 
für eine gesellschaftliche Europäisierung 
entwirft, die interne Veränderungen und 
die Bestrebungen der Gesellschaften nach 
Freiheit und Wohlstand integriert, e) die 
Europäische Partnerschaftspolitik 
dezentralisiert, indem sie öffentlichen 
Akteuren beider Seiten im Rahmen von 
horizontalen Partnerschaften 
Verantwortung überträgt, verbunden mit 
einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht 
auf ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, und f) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte 
– zunächst vorläufige und dann 
endgültige – Inkraftsetzung vor Ablauf 
der gegenwärtigen Amtszeit des 
Europäischen Parlaments und der 
Kommission einsetzt, sofern die 
Bedingungen und Voraussetzungen dafür 
erfüllt sind;

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 145
Marusya Lyubcheva
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Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 5

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

5. empfiehlt, dass die Union а) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ ausgewogener 
anwendet und zudem einen positiven 
Wettbewerb zwischen den Partnerländern 
(das so genannte Startlinienmodell)
fördert, b) auf der einen Seite 
anspruchsvoll gegenüber den Regierungen
der östlichen Partnerländer und auf der 
anderen Seite offen, großzügig und 
verbindlich gegenüber deren Bürgern 
auftritt, c) die Bürger dazu ermuntert, für 
europäische Werte, Normen und Reformen 
einzutreten, und als den Wandel 
betreibende, normative Kraft agiert, d) eine 
langfristige Strategie für eine 
gesellschaftliche Europäisierung entwirft, 
die interne Veränderungen und die 
Bestrebungen der Gesellschaften nach 
Freiheit und Wohlstand integriert, e) die 
Europäische Partnerschaftspolitik 
dezentralisiert, indem sie öffentlichen 
Akteuren beider Seiten im Rahmen von 
horizontalen Partnerschaften 
Verantwortung überträgt, verbunden mit 
einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, und f) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 
Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind;

5. empfiehlt, dass die Union а) die 
Anwendung des Grundsatzes „mehr für 
mehr“ bewertet und durch Maßnahmen 
zur Förderung der Motivation der 
Partnerländer ergänzt, b) hinsichtlich 
ihrer Beziehungen zu den Partnerländern 
einen auf gemeinsamen Grundsätzen 
beruhenden Ansatz anwendet, wobei sie 
anspruchsvoll gegenüber den Regierungen 
und gleichzeitig offen, großzügig und 
verbindlich gegenüber den Bürgern auftritt,
c) die Bürger dazu ermuntert, für 
europäische Werte, Normen und Reformen 
einzutreten und als eine den Wandel 
betreibende, normative Kraft aufzutreten,
d) eine langfristige Strategie für die 
Partnerschaft und die Einbindung in die 
Politik der EU entwirft, die interne 
Veränderungen und die Bestrebungen der 
Gesellschaften nach Freiheit und 
Wohlstand integriert, e) ein Modell für die 
Einbeziehung und Mitwirkung von
öffentlichen Einrichtungen und Akteuren
und für eine Partnerschaft auf mehreren 
Ebenen entwickelt, verbunden mit einer 
verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, und f) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 
Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind;

Or. bg
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Änderungsantrag 146
Eduard Kukan

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 5

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

5. empfiehlt, dass die Union a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ ausgewogener
anwendet und zudem einen positiven 
Wettbewerb zwischen den Partnerländern
(das so genannte Startlinienmodell)
fördert, b) auf der einen Seite 
anspruchsvoll gegenüber den Regierungen 
der östlichen Partnerländer und auf der 
anderen Seite offen, großzügig und 
verbindlich gegenüber deren Bürgern 
auftritt, c) die Bürger dazu ermuntert, für 
europäische Werte, Normen und Reformen 
einzutreten, und als den Wandel 
betreibende, normative Kraft agiert, d) eine 
langfristige Strategie für eine 
gesellschaftliche Europäisierung entwirft, 
die interne Veränderungen und die 
Bestrebungen der Gesellschaften nach 
Freiheit und Wohlstand integriert, e) die 
Europäische Partnerschaftspolitik 
dezentralisiert, indem sie öffentlichen 
Akteuren beider Seiten im Rahmen von 
horizontalen Partnerschaften 
Verantwortung überträgt, verbunden mit 
einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, und f) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 
Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind;

5. empfiehlt, dass die Union a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ verstärkt
anwendet und einen positiven Wettbewerb
und die Zusammenarbeit zwischen den 
Partnerländern fördert, b) auf der einen 
Seite anspruchsvoll gegenüber den 
Regierungen der östlichen Partnerländer 
und auf der anderen Seite offen, großzügig 
und verbindlich gegenüber deren Bürgern 
auftritt, c) die Bürger dazu ermuntert, für 
europäische Werte, Normen und Reformen 
einzutreten und als eine den Wandel 
betreibende, normative Kraft aufzutreten, 
d) eine langfristige Strategie für eine 
gesellschaftliche Europäisierung entwirft, 
die interne Veränderungen und die 
Bestrebungen der Gesellschaften nach 
Freiheit und Wohlstand integriert, e) die 
Europäische Partnerschaftspolitik 
dezentralisiert, indem sie öffentlichen 
Akteuren beider Seiten im Rahmen von 
horizontalen Partnerschaften 
Verantwortung überträgt, verbunden mit 
einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, und f) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 
Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind;

Or. en
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Änderungsantrag 147
Evgeni Kirilov

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 5

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

5. empfiehlt, dass die Union a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ ausgewogener 
anwendet und zudem einen positiven
Wettbewerb zwischen den Partnerländern
(das so genannte Startlinienmodell) 
fördert, b) auf der einen Seite 
anspruchsvoll gegenüber den Regierungen 
der östlichen Partnerländer und auf der 
anderen Seite offen, großzügig und 
verbindlich gegenüber deren Bürgern 
auftritt, c) die Bürger dazu ermuntert, für 
europäische Werte, Normen und Reformen 
einzutreten, und als den Wandel 
betreibende, normative Kraft agiert, d) eine 
langfristige Strategie für eine 
gesellschaftliche Europäisierung entwirft, 
die interne Veränderungen und die 
Bestrebungen der Gesellschaften nach 
Freiheit und Wohlstand integriert, e) die 
Europäische Partnerschaftspolitik 
dezentralisiert, indem sie öffentlichen 
Akteuren beider Seiten im Rahmen von 
horizontalen Partnerschaften 
Verantwortung überträgt, verbunden mit 
einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, und f) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 
Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind;

5. empfiehlt, dass die Union a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ ausgewogener 
anwendet und zudem einen positiven 
Wettbewerb zwischen den Partnerländern
(das sogenannte Startlinienmodell) fördert,
aa) sich stärker dafür einsetzt, die Lösung 
festgefahrener Konflikte zu begünstigen, 
b) auf der einen Seite anspruchsvoll 
gegenüber den Regierungen der östlichen 
Partnerländer und auf der anderen Seite 
offen, großzügig und verbindlich 
gegenüber deren Bürgern auftritt, c) die 
Bürger dazu ermuntert, für europäische 
Werte, Normen und Reformen einzutreten 
und als eine den Wandel betreibende, 
normative Kraft aufzutreten, d) eine 
langfristige Strategie für eine 
gesellschaftliche Europäisierung entwirft, 
die interne Veränderungen und die 
Bestrebungen der Gesellschaften nach 
Freiheit und Wohlstand integriert, e) die 
Europäische Partnerschaftspolitik 
dezentralisiert, indem sie öffentlichen 
Akteuren beider Seiten im Rahmen von 
horizontalen Partnerschaften 
Verantwortung überträgt, verbunden mit 
einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, und f) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 
Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind;
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Or. en

Änderungsantrag 148
Jerzy Buzek

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 5

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

5. empfiehlt, dass die Union a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ ausgewogener 
anwendet und zudem einen positiven 
Wettbewerb zwischen den Partnerländern
(das so genannte Startlinienmodell) 
fördert, b) auf der einen Seite 
anspruchsvoll gegenüber den Regierungen 
der östlichen Partnerländer und auf der 
anderen Seite offen, großzügig und 
verbindlich gegenüber deren Bürgern 
auftritt, c) die Bürger dazu ermuntert, für 
europäische Werte, Normen und Reformen 
einzutreten, und als den Wandel 
betreibende, normative Kraft agiert, d) eine 
langfristige Strategie für eine 
gesellschaftliche Europäisierung entwirft, 
die interne Veränderungen und die 
Bestrebungen der Gesellschaften nach 
Freiheit und Wohlstand integriert, (e) die 
Europäische Partnerschaftspolitik 
dezentralisiert, indem sie öffentlichen 
Akteuren beider Seiten im Rahmen von 
horizontalen Partnerschaften 
Verantwortung überträgt, verbunden mit 
einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, und f) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 
Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind;

5. empfiehlt, dass die Union a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ ausgewogener 
anwendet und zudem einen positiven 
Wettbewerb zwischen den Partnerländern
(das sogenannte Startlinienmodell) fördert,
aa) den Ländern der Östlichen 
Partnerschaft, die sich bei der Umsetzung 
des gemeinschaftlichen Besitzstandes dem 
Druck von Drittländern ausgesetzt sehen, 
die erforderliche Unterstützung zum 
Ausdruck bringt, b) auf der einen Seite
anspruchsvoll gegenüber den Regierungen 
der östlichen Partnerländer und auf der 
anderen Seite offen, großzügig und 
verbindlich gegenüber deren Bürgern 
auftritt, c) die Bürger dazu ermuntert, für 
europäische Werte, Normen und Reformen 
einzutreten und als eine den Wandel 
betreibende, normative Kraft aufzutreten, 
d) eine langfristige Strategie für eine 
gesellschaftliche Europäisierung entwirft, 
die interne Veränderungen und die 
Bestrebungen der Gesellschaften nach 
Freiheit und Wohlstand integriert, e) die 
Europäische Partnerschaftspolitik 
dezentralisiert, indem sie öffentlichen 
Akteuren beider Seiten im Rahmen von 
horizontalen Partnerschaften 
Verantwortung überträgt, verbunden mit 
einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, und f) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
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Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 
Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind;

Or. en

Änderungsantrag 149
Charles Tannock
im Namen der ECR-Fraktion

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 5

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

5. empfiehlt, dass die Union a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ ausgewogener 
anwendet und zudem einen positiven 
Wettbewerb zwischen den Partnerländern
(das so genannte Startlinienmodell) 
fördert, b) auf der einen Seite 
anspruchsvoll gegenüber den Regierungen 
der östlichen Partnerländer und auf der 
anderen Seite offen, großzügig und 
verbindlich gegenüber deren Bürgern 
auftritt, c) die Bürger dazu ermuntert, für 
europäische Werte, Normen und Reformen 
einzutreten, und als den Wandel 
betreibende, normative Kraft agiert, d) eine 
langfristige Strategie für eine 
gesellschaftliche Europäisierung entwirft, 
die interne Veränderungen und die 
Bestrebungen der Gesellschaften nach 
Freiheit und Wohlstand integriert, e) die 
Europäische Partnerschaftspolitik 
dezentralisiert, indem sie öffentlichen 
Akteuren beider Seiten im Rahmen von 
horizontalen Partnerschaften 
Verantwortung überträgt, verbunden mit 
einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, und f) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 

5. empfiehlt, dass die Union a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ ausgewogener 
anwendet und zudem einen positiven 
Wettbewerb zwischen den Partnerländern
(das sogenannte Startlinienmodell) fördert,
b) auf der einen Seite anspruchsvoll 
gegenüber den Regierungen der östlichen 
Partnerländer und auf der anderen Seite 
offen, großzügig und verbindlich 
gegenüber deren Bürgern auftritt, ba) die 
vertrauensbildenden Initiativen 
durchführt und den EAD an der 
Ausarbeitung der Strategien beteiligt, die 
auf die Auflegung neuer Programme 
ausgerichtet sind, an denen auch 
Mitglieder der Zivilgesellschaft und De-
facto-Behörden der abtrünnigen Gebiete 
mitwirken sollen, c) die Bürger dazu 
ermuntert, für europäische Werte, Normen 
und Reformen einzutreten und als eine den 
Wandel betreibende, normative Kraft
aufzutreten, d) eine langfristige Strategie 
für eine gesellschaftliche Europäisierung 
entwirft, die interne Veränderungen und 
die Bestrebungen der Gesellschaften nach 
Freiheit und Wohlstand integriert, e) die 
Europäische Partnerschaftspolitik 
dezentralisiert, indem sie öffentlichen 
Akteuren beider Seiten im Rahmen von 
horizontalen Partnerschaften 
Verantwortung überträgt, verbunden mit 
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unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 
Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind;

einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, und f) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 
Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind;

Or. en

Änderungsantrag 150
Mário David

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 5

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

5. empfiehlt, dass die Union a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ ausgewogener 
anwendet und zudem einen positiven 
Wettbewerb zwischen den Partnerländern
(das so genannte Startlinienmodell) 
fördert, b) auf der einen Seite 
anspruchsvoll gegenüber den Regierungen
der östlichen Partnerländer und auf der 
anderen Seite offen, großzügig und 
verbindlich gegenüber deren Bürgern 
auftritt, c) die Bürger dazu ermuntert, für
europäische Werte, Normen und 
Reformen einzutreten, und als den 
Wandel betreibende, normative Kraft 
agiert, d) eine langfristige Strategie für 
eine gesellschaftliche Europäisierung 
entwirft, die interne Veränderungen und 
die Bestrebungen der Gesellschaften nach 
Freiheit und Wohlstand integriert, e) die 
Europäische Partnerschaftspolitik 
dezentralisiert, indem sie öffentlichen 
Akteuren beider Seiten im Rahmen von 
horizontalen Partnerschaften 

5. empfiehlt, dass die Union a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ ausgewogener 
anwendet und zudem einen positiven 
Wettbewerb zwischen den Partnerländern
(das sogenannte Startlinienmodell) fördert,
b) in Bezug auf die Beziehungen zu 
unseren Partnerländern einen „Bottom-
up“-Ansatz anwendet, wobei sie 
berücksichtigt, wie wichtig die Bürger 
und ihre Organisationen sowie die 
lokalen und regionalen Behörden sind, 
wenn es darum geht, ihre Regierungen in 
die Pflicht zu nehmen, c) die Bürger
unserer Partnerländer dazu ermuntert, für
die universellen Werte einzutreten, auf 
denen die EU beruht, d. h. Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Achtung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
indem sie sich für deren Förderung 
einsetzen, sodass die Umgestaltung der 
normsetzenden Gewalt hauptsächlich von 
ihnen ausgeht, d) die Europäische 
Partnerschaftspolitik dezentralisiert, indem 
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Verantwortung überträgt, verbunden mit 
einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, und f) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 
Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind;

sie öffentlichen Akteuren beider Seiten im 
Rahmen von horizontalen Partnerschaften 
Verantwortung überträgt, verbunden mit 
einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, und e) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 
Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind;

Or. en

Änderungsantrag 151
Libor Rouček, Marek Siwiec

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 5

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

5. empfiehlt, dass die Union a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ ausgewogener 
anwendet und zudem einen positiven 
Wettbewerb zwischen den Partnerländern
(das so genannte Startlinienmodell) 
fördert, b) auf der einen Seite 
anspruchsvoll gegenüber den Regierungen 
der östlichen Partnerländer und auf der 
anderen Seite offen, großzügig und 
verbindlich gegenüber deren Bürgern 
auftritt, c) die Bürger dazu ermuntert, für 
europäische Werte, Normen und Reformen 
einzutreten, und als den Wandel 
betreibende, normative Kraft agiert, d) eine 
langfristige Strategie für eine 
gesellschaftliche Europäisierung entwirft, 
die interne Veränderungen und die 
Bestrebungen der Gesellschaften nach 
Freiheit und Wohlstand integriert, e) die 
Europäische Partnerschaftspolitik 

5. empfiehlt, dass die Union a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ ausgewogener 
anwendet und zudem einen positiven 
Wettbewerb zwischen den Partnerländern
(das sogenannte Startlinienmodell) fördert,
b) auf der einen Seite anspruchsvoll 
gegenüber den Regierungen der östlichen 
Partnerländer und auf der anderen Seite 
offen, großzügig und verbindlich 
gegenüber deren Bürgern auftritt, c) die 
Bürger dazu ermuntert, für europäische 
Werte, Normen und Reformen einzutreten 
und als eine den Wandel betreibende, 
normative Kraft aufzutreten, d) eine 
langfristige Strategie für die Förderung 
der europäischen Werte, der 
Menschenrechte und der Demokratie
entwirft und gleichzeitig das Gefühl der 
Eigenverantwortung dieser 
Gesellschaften uneingeschränkt achtet 
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dezentralisiert, indem sie öffentlichen 
Akteuren beider Seiten im Rahmen von 
horizontalen Partnerschaften 
Verantwortung überträgt, verbunden mit 
einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, und f) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 
Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind;

und begünstigt, da) die multilaterale 
Komponente der Politik weiter stärkt, um 
ein Klima der Zusammenarbeit und der 
guten nachbarschaftlichen Beziehungen 
zwischen den Partnerländern zu fördern, 
e) die Europäische Partnerschaftspolitik 
dezentralisiert, indem sie öffentlichen 
Akteuren beider Seiten im Rahmen von 
horizontalen Partnerschaften 
Verantwortung überträgt, verbunden mit 
einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, und f) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 
Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind;

Or. en

Änderungsantrag 152
Marek Siwiec, Libor Rouček, Knut Fleckenstein, Justas Vincas Paleckis, Evgeni Kirilov

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 5

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

5. empfiehlt, dass die Union a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ ausgewogener 
anwendet und zudem einen positiven 
Wettbewerb zwischen den Partnerländern
(das so genannte Startlinienmodell) 
fördert, b) auf der einen Seite 
anspruchsvoll gegenüber den Regierungen 
der östlichen Partnerländer und auf der 
anderen Seite offen, großzügig und 
verbindlich gegenüber deren Bürgern 
auftritt, c) die Bürger dazu ermuntert, für 
europäische Werte, Normen und Reformen 
einzutreten, und als den Wandel 

5. empfiehlt, dass die Union a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ ausgewogener 
anwendet und zudem einen positiven 
Wettbewerb zwischen den Partnerländern
(das sogenannte Startlinienmodell) fördert,
b) auf der einen Seite anspruchsvoll 
gegenüber den Regierungen der östlichen 
Partnerländer und auf der anderen Seite 
offen, großzügig und verbindlich 
gegenüber deren Bürgern auftritt, c) die 
Bürger dazu ermuntert, für europäische 
Werte, Normen und Reformen einzutreten 
und als eine den Wandel betreibende, 
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betreibende, normative Kraft agiert, d) eine 
langfristige Strategie für eine 
gesellschaftliche Europäisierung entwirft, 
die interne Veränderungen und die 
Bestrebungen der Gesellschaften nach 
Freiheit und Wohlstand integriert, e) die 
Europäische Partnerschaftspolitik 
dezentralisiert, indem sie öffentlichen 
Akteuren beider Seiten im Rahmen von 
horizontalen Partnerschaften 
Verantwortung überträgt, verbunden mit 
einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, und f) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 
Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind;

normative Kraft aufzutreten, d) eine 
langfristige Strategie für die Förderung 
der europäischen Werte, der 
Menschenrechte und der Demokratie
entwirft und gleichzeitig das Gefühl der 
Eigenverantwortung dieser 
Gesellschaften uneingeschränkt achtet 
und begünstigt, da) die multilaterale 
Komponente der Politik weiter stärkt, um 
ein Klima der Zusammenarbeit und der 
guten nachbarschaftlichen Beziehungen 
zwischen den Partnerländern zu fördern,
e) die Europäische Partnerschaftspolitik 
dezentralisiert, indem sie öffentlichen 
Akteuren beider Seiten im Rahmen von 
horizontalen Partnerschaften 
Verantwortung überträgt, verbunden mit 
einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, und f) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 
Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind;

Or. en

Änderungsantrag 153
Renate Weber

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 5

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

5. empfiehlt, dass die Union a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ ausgewogener 
anwendet und zudem einen positiven 
Wettbewerb zwischen den Partnerländern 
(das so genannte Startlinienmodell) fördert, 
b) auf der einen Seite anspruchsvoll 

5. empfiehlt, dass die Union a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ ausgewogener 
anwendet und zudem einen positiven 
Wettbewerb zwischen den Partnerländern 
(das so genannte Startlinienmodell) fördert, 
b) auf der einen Seite anspruchsvoll 
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gegenüber den Regierungen der östlichen 
Partnerländer und auf der anderen Seite 
offen, großzügig und verbindlich 
gegenüber deren Bürgern auftritt, c) die 
Bürger dazu ermuntert, für europäische 
Werte, Normen und Reformen einzutreten, 
und als den Wandel betreibende, normative 
Kraft agiert, d) eine langfristige Strategie 
für eine gesellschaftliche Europäisierung 
entwirft, die interne Veränderungen und 
die Bestrebungen der Gesellschaften nach 
Freiheit und Wohlstand integriert, e) die 
Europäische Partnerschaftspolitik 
dezentralisiert, indem sie öffentlichen 
Akteuren beider Seiten im Rahmen von 
horizontalen Partnerschaften 
Verantwortung überträgt, verbunden mit 
einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, und f) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 
Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind;

gegenüber den Regierungen der östlichen 
Partnerländer und auf der anderen Seite 
offen, großzügig und verbindlich 
gegenüber deren Bürgern auftritt, c) die 
Bürger dazu ermuntert, für europäische 
Werte, Normen und Reformen einzutreten, 
und als den Wandel betreibende, normative 
Kraft agiert, d) eine langfristige Strategie 
für eine gesellschaftliche Europäisierung 
entwirft, die interne Veränderungen und 
die Bestrebungen der Gesellschaften nach 
Freiheit und Wohlstand integriert, e) die
Europäische Partnerschaftspolitik 
dezentralisiert, indem sie öffentlichen 
Akteuren beider Seiten im Rahmen von 
horizontalen Partnerschaften 
Verantwortung überträgt, verbunden mit 
einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, f) den Dialog zwischen 
Regionen, die an festgefahrenen 
Konflikten beteiligt sind, anregt, fördert 
und daran teilnimmt und dabei vor allem 
auf diplomatische Beziehungen und 
zwischenmenschliche Kontakte, 
Austausch und Mobilität setzt, und g) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 
Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind;

Or. en

Änderungsantrag 154
Paweł Zalewski, Krzysztof Lisek

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 5
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Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

5. empfiehlt, dass die Union a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ ausgewogener 
anwendet und zudem einen positiven 
Wettbewerb zwischen den Partnerländern 
(das so genannte Startlinienmodell) fördert, 
b) auf der einen Seite anspruchsvoll 
gegenüber den Regierungen der östlichen 
Partnerländer und auf der anderen Seite 
offen, großzügig und verbindlich 
gegenüber deren Bürgern auftritt, c) die 
Bürger dazu ermuntert, für europäische 
Werte, Normen und Reformen einzutreten, 
und als den Wandel betreibende, normative 
Kraft agiert, d) eine langfristige Strategie 
für eine gesellschaftliche Europäisierung 
entwirft, die interne Veränderungen und 
die Bestrebungen der Gesellschaften nach 
Freiheit und Wohlstand integriert, e) die 
Europäische Partnerschaftspolitik 
dezentralisiert, indem sie öffentlichen 
Akteuren beider Seiten im Rahmen von 
horizontalen Partnerschaften 
Verantwortung überträgt, verbunden mit 
einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, und f) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 
Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind;

5. empfiehlt, dass die Union (a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ ausgewogener 
anwendet und zudem einen positiven 
Wettbewerb zwischen den Partnerländern 
(das so genannte Startlinienmodell) fördert, 
(b) auf der einen Seite anspruchsvoll 
gegenüber den Regierungen der östlichen 
Partnerländer und auf der anderen Seite 
offen, großzügig und verbindlich 
gegenüber deren Bürgern und der 
Zivilgesellschaft auftritt, (c) die Bürger 
dazu ermuntert, für europäische Werte, 
Normen und Reformen einzutreten, und als 
den Wandel betreibende, normative Kraft 
agiert, d) eine langfristige Strategie für eine 
gesellschaftliche Europäisierung entwirft, 
die interne Veränderungen und die 
Bestrebungen der Gesellschaften nach 
Freiheit und Wohlstand integriert, (e) die 
Europäische Partnerschaftspolitik 
dezentralisiert, indem sie öffentlichen 
Akteuren beider Seiten im Rahmen von 
horizontalen Partnerschaften 
Verantwortung überträgt, verbunden mit 
einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, f) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 
Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind, und g) 
darauf drängt, dass vertiefte und 
umfassende Freihandelsabkommen 
vorübergehend angewendet werden, um 
die Wirtschaft anzukurbeln und eine 
Erholung von der Finanzkrise zu 
ermöglichen, wobei die Entscheidung 
über Freihandelsabkommen nicht 
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zwingend von der politischen Lage in den 
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
abhängig gemacht werden sollte;

Or. en

Änderungsantrag 155
Andrey Kovatchev

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 5

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

5. empfiehlt, dass die Union a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ ausgewogener 
anwendet und zudem einen positiven 
Wettbewerb zwischen den Partnerländern 
(das so genannte Startlinienmodell) fördert, 
b) auf der einen Seite anspruchsvoll 
gegenüber den Regierungen der östlichen 
Partnerländer und auf der anderen Seite 
offen, großzügig und verbindlich 
gegenüber deren Bürgern auftritt, c) die 
Bürger dazu ermuntert, für europäische 
Werte, Normen und Reformen einzutreten, 
und als den Wandel betreibende, normative 
Kraft agiert, d) eine langfristige Strategie 
für eine gesellschaftliche Europäisierung 
entwirft, die interne Veränderungen und 
die Bestrebungen der Gesellschaften nach 
Freiheit und Wohlstand integriert, e) die 
Europäische Partnerschaftspolitik 
dezentralisiert, indem sie öffentlichen 
Akteuren beider Seiten im Rahmen von 
horizontalen Partnerschaften 
Verantwortung überträgt, verbunden mit 
einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, und f) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 

5. empfiehlt, dass die Union a) den 
Grundsatz „mehr für mehr“ ausgewogener 
anwendet und zudem einen positiven 
Wettbewerb zwischen den Partnerländern 
(das so genannte Startlinienmodell) fördert, 
b) auf der einen Seite anspruchsvoll 
gegenüber den Regierungen der östlichen 
Partnerländer und auf der anderen Seite 
offen, großzügig und verbindlich
gegenüber deren Bürgern auftritt, c) die 
Bürger dazu ermuntert, für europäische 
Werte, Normen und Reformen einzutreten, 
und als den Wandel betreibende, normative 
Kraft agiert, d) eine langfristige Strategie 
für eine gesellschaftliche Europäisierung 
entwirft, die interne Veränderungen und 
die Bestrebungen der Gesellschaften nach 
Freiheit und Wohlstand integriert, e) die 
Europäische Partnerschaftspolitik 
dezentralisiert, indem sie öffentlichen 
Akteuren beider Seiten im Rahmen von 
horizontalen Partnerschaften
Verantwortung überträgt, verbunden mit 
einer verbesserten Mobilität, 
zwischenmenschlichen Kontakten, 
Visumerleichterungen und der Aussicht auf 
ein visumfreies System, wobei den 
Nachbarländern Vorrang eingeräumt 
werden sollte, f) die 
Assoziierungsabkommen paraphiert oder 
unterzeichnet und sich für deren prompte –
zunächst vorläufige und dann endgültige –
Inkraftsetzung vor Ablauf der 
gegenwärtigen Amtszeit des Europäischen 
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Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind;

Parlaments und der Kommission einsetzt, 
sofern die Bedingungen und 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind, und g) 
allen beteiligten Parteien eindeutig zu 
verstehen gibt, dass der Druck Russlands, 
mit dem die Länder der Östlichen 
Partnerschaft von ihrem auf die EU 
ausgerichteten Weg abgebracht werden 
sollen, nicht hinnehmbar ist;

Or. en

Änderungsantrag 156
Charles Tannock, Tomasz Piotr Poręba, Ryszard Antoni Legutko, Paweł Robert Kowal
im Namen der ECR-Fraktion

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 5 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

5a. bekennt sich weiterhin dazu, die 
Parlamentarische Versammlung Euronest 
als das wichtigste Forum für die 
multilaterale interparlamentarische 
Zusammenarbeit mit den Ländern der 
Östlichen Partnerschaft 
weiterzuentwickeln;

Or. en

Änderungsantrag 157
Paweł Robert Kowal

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 5 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

5a. betont, dass die Aufhebung der 
Visumpflicht eine konkrete Geste 
gegenüber den Ländern der Östlichen 
Partnerschaft wäre und wirklich zur 
Annäherung an die EU-Mitgliedstaaten 
beitrüge; 

Or. pl
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Änderungsantrag 158
Göran Färm

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6. empfiehlt, dass die östlichen 
Partnerländer a) ihre Anstrengungen für die 
Erfüllung der politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Kriterien neu ausrichten 
und verstärken, b) die Grundwerte der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und
Menschenrechte in ihren Gesellschaften 
verankern, c) den gesellschaftlichen 
Wandel, die Reformprozesse und die 
systemische Verbesserung öffentlicher 
Normen und der Verwaltung weiter 
vorantreiben und die europäische 
Integration als zivilisatorische 
Entscheidung und nicht nur als 
wirtschaftliche und administrative Aufgabe 
begreifen, d) die Lücke zwischen 
Absichtsbekundungen und praktischer 
Umsetzung schließen, e) der multilateralen 
Struktur der Östlichen Partnerschaft mehr 
Aufmerksamkeit schenken und aus 
bewährten Verfahren lernen, f) bei 
regionalen Konflikten den Geist und die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit der 
europäischen Integration zur Geltung 
kommen lassen; g) die Bürger einbeziehen, 
öffentliche Akteure an horizontalen 
Partnerschaften mit den entsprechenden 
Vertretern der Union beteiligen und die 
Gesellschaft und die jüngere Generation als 
treibende Kraft für den Wandel einbinden;

6. empfiehlt, dass die östlichen 
Partnerländer a) ihre Anstrengungen für die 
Erfüllung der politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Kriterien neu ausrichten 
und verstärken, b) die Grundwerte der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, 
Menschenrechte und Gleichstellung der 
Geschlechter in ihren Gesellschaften 
verankern, c) den gesellschaftlichen 
Wandel, die Reformprozesse und die 
systemische Verbesserung öffentlicher 
Normen und der Verwaltung weiter 
vorantreiben und die europäische 
Integration als zivilisatorische 
Entscheidung und nicht nur als 
wirtschaftliche und administrative Aufgabe 
begreifen, d) die Lücke zwischen 
Absichtsbekundungen und praktischer 
Umsetzung schließen, e) der multilateralen 
Struktur der Östlichen Partnerschaft mehr 
Aufmerksamkeit schenken und aus 
bewährten Verfahren lernen, f) bei 
regionalen Konflikten den Geist und die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit der 
europäischen Integration zur Geltung 
kommen lassen, g) die Bürger einbeziehen, 
öffentliche Akteure an horizontalen 
Partnerschaften mit den entsprechenden 
Vertretern der Union beteiligen und die 
Gesellschaft und die jüngere Generation als 
treibende Kraft für den Wandel einbinden;

Or. en

Änderungsantrag 159
Libor Rouček, Marek Siwiec

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6
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Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6. empfiehlt, dass die östlichen 
Partnerländer a) ihre Anstrengungen für die 
Erfüllung der politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Kriterien neu ausrichten 
und verstärken, b) die Grundwerte der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechte in ihren Gesellschaften 
verankern, c) den gesellschaftlichen 
Wandel, die Reformprozesse und die 
systemische Verbesserung öffentlicher 
Normen und der Verwaltung weiter 
vorantreiben und die europäische 
Integration als zivilisatorische
Entscheidung und nicht nur als 
wirtschaftliche und administrative Aufgabe 
begreifen, d) die Lücke zwischen 
Absichtsbekundungen und praktischer 
Umsetzung schließen, e) der multilateralen 
Struktur der Östlichen Partnerschaft mehr 
Aufmerksamkeit schenken und aus 
bewährten Verfahren lernen, f) bei 
regionalen Konflikten den Geist und die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit der 
europäischen Integration zur Geltung 
kommen lassen; g) die Bürger einbeziehen, 
öffentliche Akteure an horizontalen 
Partnerschaften mit den entsprechenden 
Vertretern der Union beteiligen und die 
Gesellschaft und die jüngere Generation als
treibende Kraft für den Wandel einbinden;

6. empfiehlt, dass die östlichen 
Partnerländer a) ihre Anstrengungen für die 
Erfüllung der politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Kriterien neu ausrichten 
und verstärken, b) die Grundwerte der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechte in ihren Gesellschaften 
verankern, c) den gesellschaftlichen 
Wandel, die Reformprozesse und die 
systemische Verbesserung öffentlicher 
Normen und der Verwaltung weiter 
vorantreiben und die europäische 
Integration als langfristige strategische
Entscheidung und nicht nur als 
wirtschaftliche und administrative Aufgabe 
begreifen, d) die Lücke zwischen 
Absichtsbekundungen und praktischer 
Umsetzung schließen, e) der multilateralen 
Struktur der Östlichen Partnerschaft mehr 
Aufmerksamkeit schenken und aus 
bewährten Verfahren lernen, f) bei 
regionalen Konflikten den Geist und die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit der 
europäischen Integration zur Geltung 
kommen lassen, g) die Bürger einbeziehen, 
öffentliche Akteure an horizontalen 
Partnerschaften mit den entsprechenden 
Vertretern der Union beteiligen und die 
Gesellschaft und die jüngere Generation als 
treibende Kraft für den Wandel einbinden;

Or. en

Änderungsantrag 160
Marek Siwiec, Libor Rouček, Knut Fleckenstein, Evgeni Kirilov

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6. empfiehlt, dass die östlichen 
Partnerländer a) ihre Anstrengungen für die 
Erfüllung der politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Kriterien neu ausrichten 

6. empfiehlt, dass die östlichen 
Partnerländer a) ihre Anstrengungen für die 
Erfüllung der politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Kriterien neu ausrichten 
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und verstärken, b) die Grundwerte der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechte in ihren Gesellschaften 
verankern, c) den gesellschaftlichen 
Wandel, die Reformprozesse und die 
systemische Verbesserung öffentlicher 
Normen und der Verwaltung weiter 
vorantreiben und die europäische 
Integration als zivilisatorische
Entscheidung und nicht nur als 
wirtschaftliche und administrative Aufgabe 
begreifen, d) die Lücke zwischen 
Absichtsbekundungen und praktischer 
Umsetzung schließen, e) der multilateralen 
Struktur der Östlichen Partnerschaft mehr 
Aufmerksamkeit schenken und aus 
bewährten Verfahren lernen, f) bei 
regionalen Konflikten den Geist und die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit der 
europäischen Integration zur Geltung 
kommen lassen; g) die Bürger einbeziehen, 
öffentliche Akteure an horizontalen 
Partnerschaften mit den entsprechenden 
Vertretern der Union beteiligen und die 
Gesellschaft und die jüngere Generation als 
treibende Kraft für den Wandel einbinden;

und verstärken, b) die Grundwerte der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechte in ihren Gesellschaften 
verankern, c) den gesellschaftlichen 
Wandel, die Reformprozesse und die 
systemische Verbesserung öffentlicher 
Normen und der Verwaltung weiter 
vorantreiben und die europäische 
Integration als langfristige strategische
Entscheidung und nicht nur als 
wirtschaftliche und administrative Aufgabe 
begreifen, d) die Lücke zwischen 
Absichtsbekundungen und praktischer 
Umsetzung schließen, e) der multilateralen 
Struktur der Östlichen Partnerschaft mehr 
Aufmerksamkeit schenken und aus 
bewährten Verfahren lernen, f) bei 
regionalen Konflikten den Geist und die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit der 
europäischen Integration zur Geltung 
kommen lassen, g) die Bürger einbeziehen, 
öffentliche Akteure an horizontalen 
Partnerschaften mit den entsprechenden 
Vertretern der Union beteiligen und die 
Gesellschaft und die jüngere Generation als 
treibende Kraft für den Wandel einbinden;

Or. en

Änderungsantrag 161
Marusya Lyubcheva

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6. empfiehlt, dass die östlichen 
Partnerländer а) ihre Anstrengungen für die 
Erfüllung der politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Kriterien neu ausrichten 
und verstärken, b) die Grundwerte der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechte in ihren Gesellschaften 
verankern, c) den gesellschaftlichen 
Wandel, die Reformprozesse und die 
systemische Verbesserung öffentlicher 
Normen und der Verwaltung weiter 

6. empfiehlt, dass die östlichen 
Partnerländer а) ihre Anstrengungen für die 
Erfüllung der politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Kriterien neu ausrichten 
und verstärken, b) die Grundwerte der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechte in ihren Gesellschaften 
verankern, c) den gesellschaftlichen 
Wandel, die Reformprozesse und die 
systemische Verbesserung öffentlicher 
Normen und der Verwaltung weiter 
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vorantreiben und die europäische 
Integration als zivilisatorische 
Entscheidung und nicht nur als 
wirtschaftliche und administrative Aufgabe 
begreifen, d) die Lücke zwischen 
Absichtsbekundungen und praktischer 
Umsetzung schließen, e) der multilateralen 
Struktur der Östlichen Partnerschaft mehr 
Aufmerksamkeit schenken und aus 
bewährten Verfahren lernen, f) bei 
regionalen Konflikten den Geist und die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit der 
europäischen Integration zur Geltung 
kommen lassen; g) die Bürger einbeziehen, 
öffentliche Akteure an horizontalen 
Partnerschaften mit den entsprechenden 
Vertretern der Union beteiligen und die 
Gesellschaft und die jüngere Generation als 
treibende Kraft für den Wandel einbinden;

vorantreiben und die europäische 
Integration als eine Frage von 
strategischer Bedeutung und nicht nur als 
wirtschaftliche und administrative Aufgabe 
begreifen, d) die Lücke zwischen 
Absichtsbekundungen und praktischer 
Umsetzung schließen, e) der multilateralen 
Struktur der Östlichen Partnerschaft mehr 
Aufmerksamkeit schenken und aus 
bewährten Verfahren lernen, f) bei 
regionalen Konflikten den Geist und die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit der 
europäischen Integration zur Geltung 
kommen lassen, g) die Bürger einbeziehen, 
öffentliche Akteure an horizontalen 
Partnerschaften mit den entsprechenden 
Vertretern der Union beteiligen und die 
Gesellschaft und die jüngere Generation als 
treibende Kraft für den Wandel einbinden;

Or. bg

Änderungsantrag 162
Jerzy Buzek

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6. empfiehlt, dass die östlichen 
Partnerländer a) ihre Anstrengungen für die 
Erfüllung der politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Kriterien neu ausrichten 
und verstärken, b) die Grundwerte der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechte in ihren Gesellschaften 
verankern, c) den gesellschaftlichen 
Wandel, die Reformprozesse und die 
systemische Verbesserung öffentlicher 
Normen und der Verwaltung weiter 
vorantreiben und die europäische 
Integration als zivilisatorische 
Entscheidung und nicht nur als 
wirtschaftliche und administrative Aufgabe 
begreifen, d) die Lücke zwischen 
Absichtsbekundungen und praktischer 
Umsetzung schließen, e) der multilateralen 

6. empfiehlt, dass die östlichen 
Partnerländer a) ihre Anstrengungen für die 
Erfüllung der politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Kriterien neu ausrichten 
und verstärken, b) die Grundwerte der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechte in ihren Gesellschaften 
verankern, c) den gesellschaftlichen 
Wandel, die Reformprozesse und die 
systemische Verbesserung öffentlicher 
Normen und der Verwaltung weiter 
vorantreiben und die europäische 
Integration als zivilisatorische 
Entscheidung und nicht nur als 
wirtschaftliche und administrative Aufgabe 
begreifen, d) die Lücke zwischen 
Absichtsbekundungen und praktischer 
Umsetzung schließen, e) der multilateralen 
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Struktur der Östlichen Partnerschaft mehr 
Aufmerksamkeit schenken und aus 
bewährten Verfahren lernen, f) bei 
regionalen Konflikten den Geist und die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit der 
europäischen Integration zur Geltung 
kommen lassen; g) die Bürger einbeziehen, 
öffentliche Akteure an horizontalen 
Partnerschaften mit den entsprechenden 
Vertretern der Union beteiligen und die 
Gesellschaft und die jüngere Generation als 
treibende Kraft für den Wandel einbinden;

Struktur der Östlichen Partnerschaft mehr 
Aufmerksamkeit schenken und aus 
bewährten Verfahren lernen, f1) ihre 
regionale politische und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit verbessern, f) bei 
regionalen Konflikten den Geist und die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit der 
europäischen Integration zur Geltung 
kommen lassen, g) die Bürger einbeziehen, 
öffentliche Akteure an horizontalen 
Partnerschaften mit den entsprechenden 
Vertretern der Union beteiligen und die 
Gesellschaft und die jüngere Generation als 
treibende Kraft für den Wandel einbinden;

Or. en

Änderungsantrag 163
Hélène Flautre, Werner Schulz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6 

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6. empfiehlt, dass die östlichen 
Partnerländer a) ihre Anstrengungen für die 
Erfüllung der politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Kriterien neu ausrichten 
und verstärken, b) die Grundwerte der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechte in ihren Gesellschaften 
verankern, c) den gesellschaftlichen 
Wandel, die Reformprozesse und die 
systemische Verbesserung öffentlicher 
Normen und der Verwaltung weiter 
vorantreiben und die europäische 
Integration als zivilisatorische 
Entscheidung und nicht nur als 
wirtschaftliche und administrative Aufgabe 
begreifen, d) die Lücke zwischen 
Absichtsbekundungen und praktischer 
Umsetzung schließen, e) der multilateralen 
Struktur der Östlichen Partnerschaft mehr 
Aufmerksamkeit schenken und aus 
bewährten Verfahren lernen, f) bei 
regionalen Konflikten den Geist und die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit der 

6. empfiehlt, dass die östlichen 
Partnerländer a) ihre Anstrengungen für die 
Erfüllung der politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Kriterien neu ausrichten 
und verstärken, b) die Grundwerte der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechte in ihren Gesellschaften 
verankern, c) den gesellschaftlichen 
Wandel, die Reformprozesse und die 
systemische Verbesserung öffentlicher 
Normen und der Verwaltung weiter 
vorantreiben und die europäische 
Integration als zivilisatorische 
Entscheidung und nicht nur als 
wirtschaftliche und administrative Aufgabe 
begreifen, d) die Lücke zwischen 
Absichtsbekundungen und praktischer 
Umsetzung schließen, e) der multilateralen 
Struktur der Östlichen Partnerschaft mehr 
Aufmerksamkeit schenken und aus 
bewährten Verfahren lernen, f) bei 
regionalen Konflikten den Geist und die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit der 
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europäischen Integration zur Geltung 
kommen lassen; g) die Bürger einbeziehen, 
öffentliche Akteure an horizontalen 
Partnerschaften mit den entsprechenden 
Vertretern der Union beteiligen und die 
Gesellschaft und die jüngere Generation als 
treibende Kraft für den Wandel einbinden;

europäischen Integration zur Geltung 
kommen lassen, da bilaterale 
Angelegenheiten friedlich gelöst werden 
müssen und gutnachbarschaftliche 
Beziehungen sowie die regionale 
Zusammenarbeit grundlegende Elemente 
der Östlichen Partnerschaft sind, und g) 
die Bürger einbeziehen, öffentliche 
Akteure an horizontalen Partnerschaften 
mit den entsprechenden Vertretern der 
Union beteiligen und die Gesellschaft und 
die jüngere Generation als treibende Kraft 
für den Wandel einbinden;

Or. en

Änderungsantrag 164
Paweł Zalewski, Krzysztof Lisek

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6. empfiehlt, dass die östlichen 
Partnerländer a) ihre Anstrengungen für die 
Erfüllung der politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Kriterien neu ausrichten 
und verstärken, b) die Grundwerte der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechte in ihren Gesellschaften 
verankern, c) den gesellschaftlichen 
Wandel, die Reformprozesse und die 
systemische Verbesserung öffentlicher 
Normen und der Verwaltung weiter 
vorantreiben und die europäische 
Integration als zivilisatorische 
Entscheidung und nicht nur als 
wirtschaftliche und administrative Aufgabe 
begreifen, d) die Lücke zwischen 
Absichtsbekundungen und praktischer 
Umsetzung schließen, e) der multilateralen 
Struktur der Östlichen Partnerschaft mehr 
Aufmerksamkeit schenken und aus 
bewährten Verfahren lernen, f) bei 
regionalen Konflikten den Geist und die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit der 
europäischen Integration zur Geltung 

6. empfiehlt, dass die östlichen 
Partnerländer a) ihre Anstrengungen für die 
Erfüllung der politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Kriterien neu ausrichten 
und verstärken, b) die Grundwerte der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechte in ihren Gesellschaften 
verankern, c) den gesellschaftlichen 
Wandel, die Reformprozesse und die 
systemische Verbesserung öffentlicher 
Normen und der Verwaltung weiter 
vorantreiben und die europäische 
Integration als zivilisatorische 
Entscheidung und nicht nur als 
wirtschaftliche und administrative Aufgabe 
begreifen, d) die Lücke zwischen 
Absichtsbekundungen und praktischer 
Umsetzung schließen, e) der multilateralen 
Struktur der Östlichen Partnerschaft mehr 
Aufmerksamkeit schenken und aus 
bewährten Verfahren lernen, f) bei 
regionalen Konflikten den Geist und die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit der 
europäischen Integration zur Geltung 
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kommen lassen; g) die Bürger einbeziehen, 
öffentliche Akteure an horizontalen 
Partnerschaften mit den entsprechenden 
Vertretern der Union beteiligen und die 
Gesellschaft und die jüngere Generation 
als treibende Kraft für den Wandel 
einbinden;

kommen lassen, g) die Bürger einbeziehen, 
öffentliche Akteure an horizontalen 
Partnerschaften mit den entsprechenden 
Vertretern der Union beteiligen und die 
Zivilgesellschaft und die jüngere 
Generation als treibende Kraft für den 
Wandel einbinden;

Or. en

Änderungsantrag 165
Maria Eleni Koppa

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6. empfiehlt, dass die östlichen 
Partnerländer a) ihre Anstrengungen für die 
Erfüllung der politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Kriterien neu ausrichten 
und verstärken, b) die Grundwerte der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechte in ihren Gesellschaften 
verankern, c) den gesellschaftlichen 
Wandel, die Reformprozesse und die 
systemische Verbesserung öffentlicher 
Normen und der Verwaltung weiter 
vorantreiben und die europäische 
Integration als zivilisatorische 
Entscheidung und nicht nur als 
wirtschaftliche und administrative Aufgabe 
begreifen, d) die Lücke zwischen 
Absichtsbekundungen und praktischer 
Umsetzung schließen, e) der multilateralen 
Struktur der Östlichen Partnerschaft mehr 
Aufmerksamkeit schenken und aus 
bewährten Verfahren lernen, f) bei 
regionalen Konflikten den Geist und die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit der 
europäischen Integration zur Geltung 
kommen lassen; g) die Bürger einbeziehen, 
öffentliche Akteure an horizontalen 
Partnerschaften mit den entsprechenden 
Vertretern der Union beteiligen und die 
Gesellschaft und die jüngere Generation als 

6. empfiehlt, dass die östlichen 
Partnerländer a) ihre Anstrengungen für die 
Erfüllung der politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Kriterien neu ausrichten 
und verstärken, b) die Grundwerte der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechte sowie die Bekämpfung 
der Korruption in ihren Gesellschaften 
verankern, c) den gesellschaftlichen 
Wandel, die Reformprozesse und die 
systemische Verbesserung öffentlicher 
Normen und der Verwaltung weiter 
vorantreiben und die europäische 
Integration als zivilisatorische 
Entscheidung und nicht nur als 
wirtschaftliche und administrative Aufgabe 
begreifen, d) die Lücke zwischen 
Absichtsbekundungen und praktischer 
Umsetzung schließen, e) der multilateralen 
Struktur der Östlichen Partnerschaft mehr 
Aufmerksamkeit schenken und aus 
bewährten Verfahren lernen, f) bei 
regionalen Konflikten den Geist und die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit der 
europäischen Integration zur Geltung 
kommen lassen, g) die Bürger einbeziehen, 
öffentliche Akteure an horizontalen 
Partnerschaften mit den entsprechenden 
Vertretern der Union beteiligen und die 
Gesellschaft und die jüngere Generation als 
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treibende Kraft für den Wandel einbinden; treibende Kraft für den Wandel einbinden; 
h) die Europäische Union sollte den 
Meinungsaustausch mit der gesamten 
Gesellschaft durch eine verstärkte 
auswärtige Öffentlichkeitsarbeit suchen;

Or. en

Änderungsantrag 166
Bernd Posselt

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6. empfiehlt, dass die östlichen 
Partnerländer a) ihre Anstrengungen für die 
Erfüllung der politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Kriterien neu ausrichten 
und verstärken, b) die Grundwerte der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechte in ihren Gesellschaften 
verankern, c) den gesellschaftlichen 
Wandel, die Reformprozesse und die 
systemische Verbesserung öffentlicher 
Normen und der Verwaltung weiter 
vorantreiben und die europäische 
Integration als zivilisatorische 
Entscheidung und nicht nur als 
wirtschaftliche und administrative Aufgabe 
begreifen, d) die Lücke zwischen 
Absichtsbekundungen und praktischer 
Umsetzung schließen, e) der multilateralen 
Struktur der Östlichen Partnerschaft mehr 
Aufmerksamkeit schenken und aus 
bewährten Verfahren lernen, f) bei 
regionalen Konflikten den Geist und die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit der 
europäischen Integration zur Geltung 
kommen lassen; g) die Bürger einbeziehen, 
öffentliche Akteure an horizontalen 
Partnerschaften mit den entsprechenden 
Vertretern der Union beteiligen und die 
Gesellschaft und die jüngere Generation als 
treibende Kraft für den Wandel einbinden;

6. empfiehlt, dass die östlichen 
Partnerländer a) ihre Anstrengungen für die 
Erfüllung der politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Kriterien neu ausrichten 
und verstärken, b) die Grundwerte der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechte in ihren Gesellschaften 
verankern, c) den gesellschaftlichen 
Wandel, die Reformprozesse und die 
systemische Verbesserung öffentlicher 
Normen und der Verwaltung weiter 
vorantreiben und die europäische 
Integration als zivilisatorische 
Entscheidung und nicht nur als 
wirtschaftliche und administrative Aufgabe 
begreifen, d) die Lücke zwischen 
Absichtsbekundungen und praktischer 
Umsetzung schließen, e) der multilateralen 
Struktur der Östlichen Partnerschaft mehr 
Aufmerksamkeit schenken und aus 
bewährten Verfahren lernen, f) bei 
regionalen Konflikten den Geist und die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit der 
europäischen Integration zur Geltung 
kommen lassen, g) die Bürger einbeziehen, 
öffentliche Akteure an horizontalen 
Partnerschaften mit den entsprechenden 
Vertretern der Union beteiligen und die 
Gesellschaft und die jüngere Generation als 
treibende Kraft für den Wandel einbinden, 
und h) als Voraussetzung für die 
Ratifizierung eines 
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Assoziierungsabkommens alle 
internationalen Normen und Grundsätze 
anerkennen und befolgen;

Or. en

Änderungsantrag 167
Andrey Kovatchev

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6. empfiehlt, dass die östlichen 
Partnerländer a) ihre Anstrengungen für die 
Erfüllung der politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Kriterien neu ausrichten 
und verstärken, b) die Grundwerte der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechte in ihren Gesellschaften 
verankern, c) den gesellschaftlichen 
Wandel, die Reformprozesse und die 
systemische Verbesserung öffentlicher 
Normen und der Verwaltung weiter 
vorantreiben und die europäische 
Integration als zivilisatorische 
Entscheidung und nicht nur als 
wirtschaftliche und administrative Aufgabe 
begreifen, d) die Lücke zwischen 
Absichtsbekundungen und praktischer 
Umsetzung schließen, e) der multilateralen 
Struktur der Östlichen Partnerschaft mehr 
Aufmerksamkeit schenken und aus 
bewährten Verfahren lernen, f) bei 
regionalen Konflikten den Geist und die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit der 
europäischen Integration zur Geltung 
kommen lassen; g) die Bürger einbeziehen, 
öffentliche Akteure an horizontalen 
Partnerschaften mit den entsprechenden 
Vertretern der Union beteiligen und die 
Gesellschaft und die jüngere Generation als 
treibende Kraft für den Wandel einbinden;

6. empfiehlt, dass die östlichen 
Partnerländer a) ihre Anstrengungen für die 
Erfüllung der politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Kriterien neu ausrichten 
und verstärken, b) die Grundwerte der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechte in ihren Gesellschaften 
verankern, c) den gesellschaftlichen 
Wandel, die Reformprozesse und die 
systemische Verbesserung öffentlicher
Normen und der Verwaltung weiter 
vorantreiben und die europäische 
Integration als zivilisatorische 
Entscheidung und nicht nur als 
wirtschaftliche und administrative Aufgabe 
begreifen, d) die Lücke zwischen 
Absichtsbekundungen und praktischer 
Umsetzung schließen, e) der multilateralen 
Struktur der Östlichen Partnerschaft mehr 
Aufmerksamkeit schenken und aus 
bewährten Verfahren lernen, f) bei 
regionalen Konflikten den Geist und die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit der 
europäischen Integration zur Geltung 
kommen lassen, g) die Bürger einbeziehen, 
öffentliche Akteure an horizontalen 
Partnerschaften mit den entsprechenden 
Vertretern der Union beteiligen und die 
Gesellschaft und die jüngere Generation als 
treibende Kraft für den Wandel einbinden, 
und h) bei der Lösung von 
Auseinandersetzungen in der Region von 
jeglicher Gewaltanwendung oder 
Gewaltandrohung absehen und betonen, 
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dass der einzig mögliche Weg zur 
Konfliktbeilegung in der Region in 
Verhandlungen im international 
anerkannten Rahmen auf der Grundlage 
des Völkerrechts besteht;

Or. en

Änderungsantrag 168
Fiorello Provera

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6a. betont, dass die anhaltenden Konflikte 
in den Ländern der Östlichen 
Partnerschaft so schnell wie möglich auf 
der Grundlage der völkerrechtlichen 
Grundsätze und Normen sowie der in 
diesem Rahmen gebilligten Beschlüsse 
und Dokumente friedlich beigelegt 
werden müssen;

Or. en

Änderungsantrag 169
Tunne Kelam

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6a. bedauert die Tatsache, dass Russland 
die Länder der Östlichen Partnerschaft 
bedrängt, der Eurasischen Union 
beizutreten, statt die Verflechtung mit der 
EU auszubauen; fordert die EU auf, den 
Dialog mit den Ländern der Östlichen 
Partnerschaft zu intensivieren, und weist 
auf die Erfahrungen der 28 EU-
Mitgliedstaaten hin, die unzweifelhaft 
belegen, dass die europäische Integration 
der einzig verlässliche Weg zu Demokratie 
und Wohlstand ist;
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Or. en

Änderungsantrag 170
Helmut Scholz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6a. fordert die Europäische Kommission 
auf, sich aktiv dafür einzusetzen, dass der 
am 28. und 29. November in Vilnius 
stattfindende Gipfel der Östlichen 
Nachbarschaft einen konstruktiven 
Beitrag zur Neuausrichtung der 
Nachbarschaftspolitik leistet; 
unterstreicht seine Überzeugung, dass für 
die Entwicklung einer zukünftig vertieften 
Zusammenarbeit mit den östlichen 
Nachbarn diese dauerhaft am 
gegenseitigen Vorteil und auf die 
Stärkung der Entwicklungspotenziale 
dieser Länder ausgerichtet werden sollte 
und schnelle, pragmatische Lösungen in 
den Bereichen Visa und gegenseitige 
Anerkennung der Studien- und 
Ausbildungsabschlüsse einer solchen 
Ausrichtung förderlich wären; hebt 
hervor, dass die östliche 
Nachbarschaftspolitik durch eine aktive 
Politik gegenüber der Russischen 
Föderation begleitet werden sollte, welche 
darauf zielt, die Rivalität und das 
gegenseitige Misstrauen in den 
Beziehungen sowie die Konkurrenz um 
den Einfluss auf die östliche 
Nachbarschaft zu reduzieren; 

Or. de

Änderungsantrag 171
Renate Weber

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6 a (neu)
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Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6a. bedauert die vorgeschlagenen 
Kürzungen der Haushaltslinien für die 
Europäische Nachbarschaftspolitik im 
mehrjährigen Finanzrahmen 2014–2020, 
da mit diesen Haushaltslinien verstärkt 
Maßnahmen und Projekte mit dem Ziel 
unterstützt werden sollten, den 
demokratischen Aufbau, die 
Rechtstaatlichkeit und die Achtung der 
Menschenrechte zu fördern;

Or. en

Änderungsantrag 172
Inese Vaidere

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6a. rät allen Ländern der Östlichen 
Partnerschaft zu einer engen 
Zusammenarbeit mit der EU und im 
Rahmen der Östlichen Partnerschaft;

Or. en

Änderungsantrag 173
Charles Tannock, Tomasz Piotr Poręba, Ryszard Antoni Legutko, Paweł Robert Kowal
im Namen der ECR-Fraktion

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6a. verurteilt die Einflussnahme der 
Russischen Föderation, die Armenien und 
andere Länder der Östlichen 
Partnerschaft von einer weiteren 
Verflechtung mit der Europäischen 
Union und insbesondere von der 
Unterzeichnung von 
Assoziierungsabkommen abhält, und 
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fordert die Hohe Vertreterin und 
Vizepräsidentin der Kommission und den 
Europäischen Auswärtigen Dienst auf, in 
dieser Angelegenheit unverzüglich tätig 
zu werden;

Or. en

Änderungsantrag 174
Libor Rouček, Marek Siwiec, Boris Zala

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6a. ist besorgt über Maßnahmen 
vonseiten Russlands, mit denen die 
Partnerländer von einer politischen und 
wirtschaftlichen Assoziierung mit der EU 
abgehalten werden sollen; bekräftigt das 
souveräne Recht eines jeden Staates, 
seine politischen und Handelspartner 
selbst zu wählen; ist ferner der Ansicht, 
dass die fortschreitende Verflechtung der 
Partnerländer mit der EU mit ihrem 
Wunsch nach freundschaftlichen 
Beziehungen zu Russland vollkommen 
vereinbar ist; lehnt es ab, die 
Beziehungen der EU und Russlands mit 
den Partnerländern als Nullsummenspiel 
aufzufassen;

Or. en

Änderungsantrag 175
Andrey Kovatchev

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6a. bekräftigt, dass jede unabhängige 
Nation das Recht hat, ihre 
außenpolitische Ausrichtung frei zu 
wählen und ohne Druck von außen und 
unzulässige Einflussnahme bilaterale und 
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multilaterale Abkommen zu schließen;

Or. en

Änderungsantrag 176
Marek Siwiec, Libor Rouček, Knut Fleckenstein, Boris Zala, Evgeni Kirilov

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6a. ist besorgt über Maßnahmen 
vonseiten Russlands, mit denen die 
Partnerländer von einer politischen und 
wirtschaftlichen Assoziierung mit der EU 
abgehalten werden sollen; bekräftigt das 
souveräne Recht eines jeden Staates, 
seine politischen und Handelspartner 
selbst zu wählen; ist ferner der Ansicht, 
dass die fortschreitende Verflechtung der 
Partnerstaaten mit der EU mit ihrem 
Wunsch nach freundschaftlichen 
Beziehungen zu Russland vollkommen 
vereinbar ist; lehnt es ab, die 
Beziehungen der EU und Russlands mit 
den Partnerländern als Nullsummenspiel 
aufzufassen;

Or. en

Änderungsantrag 177
Jacek Saryusz-Wolski

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6a. bekräftigt die Notwendigkeit, sich für 
regionale Stabilität und Sicherheit 
einzusetzen, ohne die die Ziele der 
Östlichen Partnerschaft, auch bei einer 
weiteren Verflechtung mit der EU, nicht 
erreicht werden können; fordert 
nachdrücklich weitere Anstrengungen für 
eine Beilegung der territorialen Konflikte 
in Georgien, Aserbaidschan, Armenien 
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und Moldau; bekräftigt in diesem 
Zusammenhang seinen Standpunkt, dass 
der Abschluss der 
Assoziierungsabkommen der EU mit 
Armenien und Aserbaidschan gemäß den 
Resolutionen Nr. 822, 853, 874 und 884 
des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen von 1993 und den in der 
gemeinsamen Erklärung von L’Aquila 
vom 10. Juli 2009 verankerten 
Grundsätzen der Minsker OSZE-Gruppe 
an Fortschritte bei der Beilegung des 
Konflikts um Bergkarabach geknüpft sein 
sollte;

Or. en

Änderungsantrag 178
Jacek Protasiewicz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6a. bedauert den erhöhten Druck, den 
Russland in wirtschaftlicher, sozialer und 
sonstiger Hinsicht auf die Länder der 
Östlichen Partnerschaft ausübt, um deren 
außenpolitische Ausrichtung auf einen 
Beitritt zur Zollunion zu lenken; betont 
gleichwohl, dass Assoziierungsabkommen 
oder vertieftte und umfassende 
Freihandelsabkommen kein 
Nullsummenspiel, sondern eine 
Triebfeder für Reformen sind, die allen 
zugutekommen, und dass sie einer 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedern der Gemeinschaft 
Unabhängiger Staaten nicht 
entgegenstehen müssten;

Or. en

Änderungsantrag 179
Jacek Saryusz-Wolski
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Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6 b (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6b. weist darauf hin, dass eine Zusage zu 
einem Assoziierungsabkommen oder 
einem vertieften und umfassenden 
Freihandelsabkommen eine wie auch 
immer geartete gleichzeitige Beteiligung 
an der Zollunion ausschließt;

Or. en

Änderungsantrag 180
Jacek Saryusz-Wolski

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6 c (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6c. fordert die Mitgliedstaaten der EU und 
die osteuropäischen Partner auf, ihre 
Politik der Waffenausfuhr in die Region 
zu überprüfen und sich auf die Abrüstung 
und Entmilitarisierung von 
Konfliktgebieten zu verständigen; fordert 
Russland auf, dies in konstruktiver Weise 
zu respektieren, dabei die Souveränität 
der Länder der Region uneingeschränkt 
zu achten und von Maßnahmen 
abzusehen, die die regionale Stabilität 
gefährden könnten;

Or. en

Änderungsantrag 181
Jacek Saryusz-Wolski

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6 d (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6d. bedauert, dass die Rubrik 4 des 
mehrjährigen Finanzrahmens 2014–2030 
im Vergleich zu dem ursprünglichen 
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Vorschlag der Kommission stark gekürzt 
wurde; betont, dass eine umfangreiche 
Finanzierung der Östlichen Partnerschaft 
für weitere Reformfortschritte sowie für 
den Erfahrungsaustausch über bewährte 
Verfahren und den Aufbau bzw. die 
Bewahrung vollentwickelter 
funktionierender Demokratien in der 
östlichen Nachbarschaft der EU 
unerlässlich ist und dass dies für die EU 
von existenzieller Bedeutung ist; ist 
außerdem der Überzeugung, dass das 
derzeitige Gleichgewicht zwischen der 
östlichen und der südlichen Europäischen 
Nachbarschaftspolitik beibehalten werden 
sollte und dabei die bisher geltenden 
Grundsätze der Differenzierung und der 
einzelfallabhängigen Vorgehensweise 
uneingeschränkt befolgt werden sollten; 
fordert ausdrücklich, dass den 
zuständigen Haushaltsbehörden 
regelmäßig die aktuellen Indikatoren und 
Richtlinien, die der Beschlussfassung 
über die Haushaltsunterstützung 
zugrunde liegen, mitgeteilt werden und 
dass das Europäische Parlament an der 
Mittelzuteilung oder -streichung nach 
dem Grundsatz „mehr für mehr“ bzw. 
„weniger für weniger“ beteiligt wird;

Or. en

Änderungsantrag 182
Jacek Saryusz-Wolski

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6 e (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6e. hebt hervor, dass die EU und die 
osteuropäischen Partner vor 
gemeinsamen politischen 
Herausforderungen stehen, um eine 
zuverlässige und sichere 
Energieversorgung zu gewährleisten; 
verweist darauf, dass die Zusammenarbeit 
zur Sicherung der Energieversorgung 
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eine klar definierte Priorität der Östlichen 
Partnerschaft und der 
Nachbarschaftspolitik 2014–2020 ist; 
erwartet, dass das dritte Gipfeltreffen zur 
Östlichen Partnerschaft in Vilnius der 
Zusammenarbeit im Energiebereich 
Impulse gibt und zu einer höheren 
Energieversorgungssicherheit auf beiden 
Seiten beiträgt;

Or. en

Änderungsantrag 183
Jacek Saryusz-Wolski

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6 f (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6f. weist darauf hin, dass der Vertrag zur 
Gründung der Energiegemeinschaft die 
Grundlage für die Schaffung eines 
vollständig integrierten regionalen 
Energiemarktes bildet, der Wachstum, 
Investitionen und einen stabilen 
rechtlichen Rahmen begünstigt; empfiehlt 
zu diesem Zweck, die Vertragslaufzeit 
über 2016 hinaus zu verlängern und die 
vertragsgemäßen 
Entscheidungsbefugnisse an künftige 
Aufgaben anzupassen, u. a. durch die 
Schaffung von rechtlichen 
Kontrollmechanismen, damit im Falle 
einer ungenügenden Umsetzung des 
Besitzstands reagiert werden kann, und 
von Solidaritätsmechanismen; begrüßt 
den Antrag Georgiens, das der 
Energiegemeinschaft als drittes Land der 
Östlichen Partnerschaft nach der Ukraine 
und Moldau beitreten möchte; fordert 
eine weitere Ausdehnung der 
Energiegemeinschaft im Rahmen der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik 
gemäß den Zielen der 
Energiegemeinschaft auf der Grundlage 
gegenseitiger Interessen; hebt hervor, 
dass die Regulierungsintegration mit 
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gemeinsamen Investitionen in 
Verbindungskapazitäten und 
Infrastruktur sowie erneuerbare 
Energieträger, Energieeffizienz und neue 
Technologien einhergehen sollte; hebt die 
zentrale Bedeutung einer weiteren 
Diversifizierung der Versorgungs- und 
Transitrouten hervor;

Or. en

Änderungsantrag 184
Jacek Saryusz-Wolski

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 6 g (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

6g. fordert, dass in jeden Vertrag mit den 
Ländern der Östlichen Partnerschaft eine 
Energiesicherheitsklausel aufgenommen 
wird, um die uneingeschränkte 
Beachtung der Gesetze des EU-
Energiebinnenmarktes zu gewährleisten, 
dass in diesen Verträgen zudem ein 
Frühwarnmechanismus vereinbart wird, 
damit potenzielle Risiken und Probleme 
beim Energietransit und bei der 
Energieversorgung aus Drittländern 
frühzeitig eingeschätzt werden können, 
und dass ein gemeinsamer Rahmen für 
die gegenseitige Unterstützung, 
Solidarität und Streitbeilegung geschaffen 
wird;

Or. en

Änderungsantrag 185
Pino Arlacchi, Ivo Vajgl

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 7

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

7. erkennt die Fortschritte bei den 
demokratischen Normen und der 

7. bekräftigt seine Haltung, dass der 
Abschluss des Assoziierungsabkommens 
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Erfüllung der Bedingungen des 
Assoziierungsabkommens an, weist 
jedoch auch auf anhaltende Mängel in 
Bezug auf die Demokratie hin;

zwischen der EU und Armenien an 
Fortschritte bei der Lösung des Konflikts 
um Bergkarabach geknüpft sein sollte, 
und weist nachdrücklich darauf hin, dass 
die Umsetzung der Resolutionen Nr. 822, 
853, 874 und 884 des Sicherheitsrats der 
Vereinten Nationen und der Beginn des 
Abzugs der armenischen Streitkräfte aus 
allen besetzten Gebieten in Aserbaidschan 
grundlegende Voraussetzungen für die 
endgültige Zustimmung des Europäischen 
Parlaments zu dem 
Assoziierungsabkommen mit Armenien 
sind;

Or. en

Änderungsantrag 186
Marietta Giannakou, Eleni Theocharous

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 7

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

7. erkennt die Fortschritte bei den 
demokratischen Normen und der Erfüllung 
der Bedingungen des 
Assoziierungsabkommens an, weist jedoch 
auch auf anhaltende Mängel in Bezug auf 
die Demokratie hin;

7. erkennt die Fortschritte bei den 
demokratischen Normen und der Erfüllung 
der Bedingungen des 
Assoziierungsabkommens an und weist 
darauf hin, dass die 
Reformanstrengungen intensiviert werden 
müssen, um die Mängel in Bezug auf die 
Demokratie zu beheben;

Or. en

Änderungsantrag 187
Diogo Feio

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 7

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

7. erkennt die Fortschritte bei den 
demokratischen Normen und der Erfüllung 
der Bedingungen des 
Assoziierungsabkommens an, weist jedoch 

7. erkennt die Fortschritte bei den 
demokratischen Normen und der Erfüllung 
der Bedingungen des 
Assoziierungsabkommens an, betont
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auch auf anhaltende Mängel in Bezug auf 
die Demokratie hin;

jedoch auch die anhaltenden Mängel in 
Bezug auf die Demokratie hin;

Or. pt

Änderungsantrag 188
Tomasz Piotr Poręba, Charles Tannock, Ryszard Antoni Legutko, Paweł Robert Kowal
im Namen der ECR-Fraktion

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 7

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

7. erkennt die Fortschritte bei den 
demokratischen Normen und der Erfüllung 
der Bedingungen des 
Assoziierungsabkommens an, weist jedoch 
auch auf anhaltende Mängel in Bezug auf 
die Demokratie hin;

7. erkennt die Fortschritte bei den 
demokratischen Normen und der Erfüllung 
der Bedingungen des 
Assoziierungsabkommens an, weist jedoch 
auch auf anhaltende Mängel hin, die zu 
beheben sind;

Or. en

Änderungsantrag 189
Hélène Flautre, Werner Schulz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 7

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

7. erkennt die Fortschritte bei den 
demokratischen Normen und der Erfüllung 
der Bedingungen des 
Assoziierungsabkommens an, weist jedoch 
auch auf anhaltende Mängel in Bezug auf 
die Demokratie hin;

7. erkennt die Fortschritte bei den 
demokratischen Normen und der Erfüllung 
der Bedingungen des 
Assoziierungsabkommens an, weist jedoch 
auch auf anhaltende strukturelle Mängel in 
Bezug auf die Demokratie und 
Menschenrechte hin und bedauert den 
Stillstand bei den Versuchen, den Konflikt 
um Bergkarabach zu lösen;

Or. en

Änderungsantrag 190
Laima Liucija Andrikienė

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 7
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Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

7. erkennt die Fortschritte bei den 
demokratischen Normen und der Erfüllung 
der Bedingungen des 
Assoziierungsabkommens an, weist jedoch 
auch auf anhaltende Mängel in Bezug auf 
die Demokratie hin;

7. erkennt die Fortschritte bei den 
demokratischen Normen und der Erfüllung 
der Bedingungen des 
Assoziierungsabkommens an, weist jedoch 
auch auf anhaltende Mängel in Bezug auf 
die Demokratie und die Notwendigkeit 
weiterer Fortschritte bei Reformen der 
Staatsführung, u. a. im Bereich der 
Strafverfolgung, der Gerichtssysteme und 
der Korruptionsbekämpfung hin;

Or. en

Änderungsantrag 191
Tunne Kelam

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 7

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

7. erkennt die Fortschritte bei den 
demokratischen Normen und der Erfüllung 
der Bedingungen des 
Assoziierungsabkommens an, weist jedoch 
auch auf anhaltende Mängel in Bezug auf 
die Demokratie hin;

7. erkennt die Fortschritte bei den 
demokratischen Normen und der Erfüllung 
der Bedingungen des 
Assoziierungsabkommens an, weist jedoch 
auch auf anhaltende Mängel in Bezug auf 
die Demokratie hin; bedauert den jüngsten 
Schritt des armenischen Präsidenten, der 
einer Zollunion unter russischer Führung 
zustimmte, und bezweifelt die 
Vereinbarkeit dieser Haltung mit 
Verhandlungen über das 
Assoziierungsabkommen mit der EU und 
den Bedingungen dafür;

Or. en

Änderungsantrag 192
Bernd Posselt

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 7
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Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

7. erkennt die Fortschritte bei den 
demokratischen Normen und der Erfüllung 
der Bedingungen des 
Assoziierungsabkommens an, weist jedoch 
auch auf anhaltende Mängel in Bezug auf 
die Demokratie hin;

7. erkennt die Fortschritte bei den 
demokratischen Normen und der Erfüllung 
der Bedingungen des 
Assoziierungsabkommens an, weist jedoch 
auch auf anhaltende Mängel in Bezug auf 
die Demokratie hin; verweist auf seine 
Empfehlung P7_TA(2012)0128 und seine 
Entschließung P7_TA(2010)0193 und 
stellt nachdrücklich fest, dass die 
Umsetzung der Resolutionen Nr. 822, 
853, 874 und 884 des Sicherheitsrats der 
Vereinen Nationen von 1993 sowie der 
bedingungslose und vollständige Abzug 
der armenischen Streitkräfte aus allen 
besetzten Gebieten in Aserbaidschan 
grundlegende Voraussetzungen für die 
endgültige Zustimmung des Europäischen 
Parlaments zu dem 
Assoziierungsabkommen mit Armenien 
sind;

Or. en

Änderungsantrag 193
Paweł Zalewski, Krzysztof Lisek

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 7

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

7. erkennt die Fortschritte bei den 
demokratischen Normen und der Erfüllung 
der Bedingungen des 
Assoziierungsabkommens an, weist jedoch 
auch auf anhaltende Mängel in Bezug auf 
die Demokratie hin;

7. erkennt die Fortschritte bei den 
demokratischen Normen und der Erfüllung 
der Bedingungen des 
Assoziierungsabkommens an, weist jedoch 
auch auf anhaltende Mängel in Bezug auf 
die Demokratie hin; bedauert die 
Entscheidung der armenischen 
Regierung, der Zollunion beizutreten, da 
dies die Gefahr birgt, dass die 
demokratischen Reformen in Armenien 
nicht weitergeführt werden, und die 
Verflechtung mit der EU ernsthaft in 
Frage stellt;
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Or. en

Änderungsantrag 194
Adam Bielan

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 7

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

7. erkennt die Fortschritte bei den 
demokratischen Normen und der Erfüllung 
der Bedingungen des 
Assoziierungsabkommens an, weist jedoch 
auch auf anhaltende Mängel in Bezug auf 
die Demokratie hin;

7. erkennt die Fortschritte bei den 
demokratischen Normen und der Erfüllung 
der Bedingungen des 
Assoziierungsabkommens an, weist jedoch 
auch auf anhaltende Mängel in Bezug auf 
die Demokratie hin; räumt jedoch ein, 
dass die verstärkte wirtschaftliche 
Zusammenarbeit mit der Russischen 
Föderation im Rahmen eines 
gemeinsamen Zollgebiets insbesondere im 
Zusammenhang mit der möglichen 
Paraphierung des 
Assoziierungsabkommens Anlass zur 
Sorge bereitet;

Or. pl

Änderungsantrag 195
Laima Liucija Andrikienė

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 7 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

7a. unterstreicht insbesondere die raschen 
Fortschritte des von der EU angeregten 
Reformprogramms, insbesondere der 
Reformen im öffentlichen 
Beschaffungswesen, und fordert die EU 
auf, weitergehende Unterstützung für eine 
schnellere Umsetzung der Reformen in 
der Republik Armenien zu leisten, eine 
von der EU finanzierte Geberkonferenz zu 
veranstalten und die Zusagen der EU 
gegenüber diesem europäischen Staat 
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einzuhalten;

Or. en

Änderungsantrag 196
Adrian Severin

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 7 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

7a. stellt fest, dass Armenien nach den 
Erfahrungen mit dem EU-
Integrationsprozess im Rahmen der 
Östlichen Partnerschaft beschlossen hat, 
der Eurasischen Union beizutreten;

Or. en

Änderungsantrag 197
Inese Vaidere

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 7 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

7a. empfiehlt, dass die Verhandlungen 
über die Assoziierungsabkommen 
zwischen der EU und Armenien an 
glaubwürdige Zusagen bezüglich 
wesentlicher Fortschritte bei der Lösung 
des Konflikts um Bergkarabach geknüpft 
werden; die politische Beilegung des 
Konflikts muss sich auf die 
völkerrechtlichen Grundsätze und 
Normen und die Anerkennung der 
territorialen Integrität Aserbaidschans 
stützen, was auch den Abzug der 
armenischen Streitkräfte aus den 
besetzten Gebieten um Bergkarabach 
bedeutet;

Or. en

Änderungsantrag 198
Tomasz Piotr Poręba, Charles Tannock, Ryszard Antoni Legutko, Paweł Robert Kowal
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im Namen der ECR-Fraktion

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 7 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

7a. bedauert die vom armenischen 
Präsidenten geäußerte Absicht, der 
Zollunion beizutreten, und sich an der 
Gründung der Eurasischen Union zu 
beteiligen; erinnert die armenische 
Regierung daran, dass eine solche Politik 
mit dem Assoziierungsabkommen 
unvereinbar ist; 

Or. en

Änderungsantrag 199
Andrey Kovatchev

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 7 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

7a. empfiehlt, die Unterstützung 
Armeniens und der auf Europa 
gerichteten Interessen des armenischen 
Volkes durch eine aktive Einbindung in 
europäische politische und wirtschaftliche 
Initiativen zu intensivieren und dem Land 
damit zu helfen, dem Druck von außen zu 
widerstehen;

Or. en

Änderungsantrag 200
Jacek Protasiewicz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 7 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

7a. zeigt sich besorgt über den jüngst 
gefassten Beschluss Armeniens, der 
Zollunion mit Russland, Belarus und 



AM\1001977DE.doc 119/129 PE516.932v01-00

DE

Kasachstan beizutreten, durch den weitere 
Bestrebungen zur Assoziierung mit der 
Europäischen Union gebremst werden 
könnten; hofft in diesem Zusammenhang, 
dass Armenien die EU-bezogenen 
Reformen weiterführt, die dem Land zu 
Wohlstand und zur Lösung der dort 
weiterhins herrschenden 
sozioökonomischen und politischen 
Probleme verhelfen könnten;

Or. en

Änderungsantrag 201
Jacek Saryusz-Wolski

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 7 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

7a. bedauert angesichts aller bisherigen 
Fortschritte die Absichtserklärung 
Armeniens, der Eurasischen Zollunion 
beizutreten, die mit einem 
Assoziierungsabkommen bzw. einem 
vertieften und umfassenden 
Freihandelsabkommen mit der EU nicht 
vereinbar ist, und fordert, den Kurs der 
europäischen Integration 
weiterzuverfolgen, den die EU in Gänze 
zu unterstützen bereit ist;

Or. en

Änderungsantrag 202
Tomasz Piotr Poręba, Charles Tannock, Ryszard Antoni Legutko, Paweł Robert Kowal
im Namen der ECR-Fraktion

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 7 b (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

7b. unterstreicht die Bereitschaft der EU, 
die Beziehungen zu Armenien auf allen 
möglichen Gebieten zu festigen und 
auszubauen, unter anderem im Bereich 
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der politischen Integration sowie der 
Unterstützung interner Reformen und der 
Intensivierung zwischenmenschlicher 
Kontakte;

Or. en

Änderungsantrag 203
Charles Tannock, Tomasz Piotr Poręba, Ryszard Antoni Legutko, Paweł Robert Kowal

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 7 c (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

7c. erinnert Armenien an seine 
Demokratisierungszusagen und empfiehlt 
der armenischen Regierung, vor der 
Verpflichtung zur Vollmitgliedschaft in 
der einen oder anderen regionalen 
Wirtschaftsgemeinschaft ein Referendum 
abzuhalten;

Or. en

Änderungsantrag 204
Jacek Saryusz-Wolski, Tomasz Piotr Poręba

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 7 d (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

7d. begrüßt die solide makroökonomische 
Politik und die Strukturreformen in
Armenien sowie die weiteren Fortschritte 
im Hinblick auf die Ziele des 
Aktionsplans;

Or. en

Änderungsantrag 205
Adrian Severin

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 8
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Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

8. bedauert, dass in Bezug auf 
Assoziierungsabkommen oder 
tiefgreifende und umfassende 
Freihandelsabkommen immer noch 
unklare Vorstellungen und 
Zurückhaltung herrschen und erhebliche 
Mängel auf dem Gebiet der Demokratie 
und der Menschenrechte bestehen;

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 206
Fiorello Provera

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 8

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

8. bedauert, dass in Bezug auf 
Assoziierungsabkommen oder 
tiefgreifende und umfassende 
Freihandelsabkommen immer noch 
unklare Vorstellungen und 
Zurückhaltung herrschen und erhebliche 
Mängel auf dem Gebiet der Demokratie
und der Menschenrechte bestehen;

8. empfiehlt Aserbaidschan, die 
Verhandlungen über das
Assoziierungsabkommen mit der EU zu 
beschleunigen, und betont, dass es 
ernsthafterer politischer Reformen auf 
dem Gebiet der Grundfreiheiten und der
Demokratie bedarf;

Or. en

Änderungsantrag 207
Anneli Jäätteenmäki

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 8

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

8. bedauert, dass in Bezug auf 
Assoziierungsabkommen oder 
tiefgreifende und umfassende 
Freihandelsabkommen immer noch 
unklare Vorstellungen und 
Zurückhaltung herrschen und erhebliche 
Mängel auf dem Gebiet der Demokratie 

8. betont das wirtschaftliche Potenzial der 
Beziehungen zwischen der EU und 
Aserbaidschan, ist jedoch besorgt über die 
Mängel auf dem Gebiet der Demokratie, 
der Rechtsstaatlichkeit und der 
Menschenrechte; vertritt die Auffassung, 
dass Aserbaidschan sein Engagement 
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und der Menschenrechte bestehen; zeigen sollte, indem es seine 
entsprechenden Standards erhöht und der 
demokratischen Opposition ihre Rechte 
gewährt, und appelliert an 
Aserbaidschan, die Präsidentschaftswahl 
nach Möglichkeit als Gelegenheit dafür 
zu nutzen, diese Erwartungen zu erfüllen;

Or. en

Änderungsantrag 208
Libor Rouček, Marek Siwiec

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 8

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

8. bedauert, dass in Bezug auf
Assoziierungsabkommen oder
tiefgreifende und umfassende 
Freihandelsabkommen immer noch 
unklare Vorstellungen und 
Zurückhaltung herrschen und erhebliche 
Mängel auf dem Gebiet der Demokratie 
und der Menschenrechte bestehen;

8. stellt fest, dass die Verhandlungen über 
das Assoziierungsabkommen und das
vertiefte und umfassende 
Freihandelsabkommen schleppend 
verlaufen und erhebliche Mängel auf dem 
Gebiet der Demokratie und der 
Menschenrechte bestehen; ist der 
Überzeugung, dass die derzeit zwischen 
der EU und Aserbaidschan verhandelte 
strategische 
Modernisierungspartnerschaft eine gute 
Gelegenheit bieten kann, die 
stagnierenden bilateralen Beziehungen 
wieder zu beleben; weist in diesem 
Zusammenhang nachdrücklich darauf 
hin, dass eine freie und faire 
Präsidentschaftswahl am 9. Oktober 2013, 
die Entlassung der politischen 
Gefangenen und das Ende der 
Drangsalierung politischer Aktivisten, 
Menschenrechtsverteidiger und 
Journalisten notwendige 
Voraussetzungen für ein Abkommen über 
eine strategische 
Modernisierungspartnerschaft mit 
Aserbaidschan sind;

Or. en
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Änderungsantrag 209
Marek Siwiec, Libor Rouček, Knut Fleckenstein, Justas Vincas Paleckis

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 8

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

8. bedauert, dass in Bezug auf
Assoziierungsabkommen oder
tiefgreifende und umfassende 
Freihandelsabkommen immer noch 
unklare Vorstellungen und 
Zurückhaltung herrschen und erhebliche 
Mängel auf dem Gebiet der Demokratie 
und der Menschenrechte bestehen;

8. stellt fest, dass die Verhandlungen über 
das Assoziierungsabkommen und das
vertiefte und umfassende 
Freihandelsabkommen schleppend 
verlaufen und erhebliche Mängel auf dem 
Gebiet der Demokratie und der 
Menschenrechte bestehen; ist der 
Überzeugung, dass die derzeit zwischen 
der EU und Aserbaidschan verhandelte 
strategische 
Modernisierungspartnerschaft eine gute 
Gelegenheit bieten kann, um die 
stagnierenden bilateralen Beziehungen 
wieder zu beleben; weist in diesem 
Zusammenhang nachdrücklich darauf 
hin, dass eine freie und faire 
Präsidentschaftswahl am 9. Oktober 2013, 
die Entlassung der politischen 
Gefangenen und das Ende der 
Drangsalierung politischer Aktivisten, 
Menschenrechtsverteidiger und 
Journalisten notwendige 
Voraussetzungen für ein Abkommen über 
eine strategische 
Modernisierungspartnerschaft mit 
Aserbaidschan sind;

Or. en

Änderungsantrag 210
Evgeni Kirilov

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 8

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

8. bedauert, dass in Bezug auf
Assoziierungsabkommen oder 
tiefgreifende und umfassende

8. fordert die aserbaidschanische 
Regierung eindringlich auf, ihr 
Engagement gegenüber der Europäischen 
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Freihandelsabkommen immer noch 
unklare Vorstellungen und 
Zurückhaltung herrschen und erhebliche
Mängel auf dem Gebiet der Demokratie 
und der Menschenrechte bestehen;

Union durch eine Intensivierung der 
Verhandlungen über ein
Assoziierungsabkommen und ein vertieftes
und umfassendes Freihandelsabkommen 
zu vertiefen, den Willen zur Beseitigung 
der erheblichen Mängel auf dem Gebiet 
der Demokratie und der schwerwiegenden 
Menschenrechtsverletzungen zu zeigen 
und konkrete Maßnahmen dafür zu 
ergreifen; erwartet, dass die vorgesehene 
Einleitung der Verhandlungen über ein 
Visumerleichterungs- und 
Rücknahmeabkommen zu engeren 
zwischenmenschlichen Kontakten und 
besseren Beziehungen führen wird;

Or. en

Änderungsantrag 211
Jacek Saryusz-Wolski

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 8

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

8. bedauert, dass in Bezug auf
Assoziierungsabkommen oder 
tiefgreifende und umfassende 
Freihandelsabkommen immer noch 
unklare Vorstellungen und Zurückhaltung 
herrschen und erhebliche Mängel auf dem 
Gebiet der Demokratie und der 
Menschenrechte bestehen;

8. bedauert, dass über den Einsatz 
Aserbaidschans für ein
Assoziierungsabkommen immer noch 
unklare Vorstellungen und Zurückhaltung 
herrschen; ist besorgt über erhebliche 
Mängel auf dem Gebiet der Demokratie 
und der Menschenrechte; weist deshalb 
eindringlich darauf hin, dass 
Aserbaidschan sein Engagement beweisen 
sollte, indem es seine entsprechenden 
Standards – darunter die Rede- und 
Vereinigungsfreiheit – erhöht und der 
demokratischen Opposition ihre Rechte 
gewährt, und appelliert an 
Aserbaidschan, die Präsidentschaftswahl 
nach Möglichkeit als Gelegenheit dafür 
zu nutzen, diese Erwartungen zu erfüllen;

Or. en

Änderungsantrag 212
Nikola Vuljanić
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Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 8

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

8. bedauert, dass in Bezug auf 
Assoziierungsabkommen oder 
tiefgreifende und umfassende 
Freihandelsabkommen immer noch unklare 
Vorstellungen und Zurückhaltung 
herrschen und erhebliche Mängel auf dem 
Gebiet der Demokratie und der 
Menschenrechte bestehen;

8. bedauert, dass in Bezug auf 
Assoziierungsabkommen oder vertiefte und 
umfassende Freihandelsabkommen immer 
noch unklare Vorstellungen und 
Zurückhaltung herrschen und erhebliche 
Mängel auf dem Gebiet der Demokratie 
sowie schwerwiegende 
Menschenrechtsverletzungen zu 
verzeichnen sind;

Or. en

Änderungsantrag 213
Pino Arlacchi, Ivo Vajgl

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 8

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

8. bedauert, dass in Bezug auf 
Assoziierungsabkommen oder 
tiefgreifende und umfassende 
Freihandelsabkommen immer noch unklare 
Vorstellungen und Zurückhaltung 
herrschen und erhebliche Mängel auf dem 
Gebiet der Demokratie und der 
Menschenrechte bestehen;

8. bedauert, dass in Bezug auf 
Assoziierungsabkommen oder vertiefte und 
umfassende Freihandelsabkommen immer 
noch unklare Vorstellungen und 
Zurückhaltung herrschen und erhebliche 
Mängel auf dem Gebiet der Demokratie 
und der Menschenrechte bestehen; betont, 
dass es beträchtlicher Fortschritte bei der 
Lösung des Konflikts um Bergkarabach 
bedarf, einschließlich vertrauensbildender 
Maßnahmen und Verfahren zur aktiven 
Verhütung von Zwischenfällen an der 
Kontaktlinie, wie in den Grundsätzen der 
Minsker OSZE-Gruppe dargelegt;

Or. en

Änderungsantrag 214
Maria Eleni Koppa

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 8
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Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

8. bedauert, dass in Bezug auf 
Assoziierungsabkommen oder 
tiefgreifende und umfassende 
Freihandelsabkommen immer noch unklare 
Vorstellungen und Zurückhaltung 
herrschen und erhebliche Mängel auf dem 
Gebiet der Demokratie und der 
Menschenrechte bestehen;

8. bedauert, dass in Bezug auf 
Assoziierungsabkommen oder vertiefte und 
umfassende Freihandelsabkommen immer 
noch unklare Vorstellungen und 
Zurückhaltung herrschen und erhebliche 
Mängel auf dem Gebiet der Demokratie 
und der Menschenrechte bestehen; hebt 
hervor, wie wichtig es ist, dass 
Aserbaidschan sein Engagement für den 
Schutz der Menschenrechte verstärkt;

Or. en

Änderungsantrag 215
Adam Bielan

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 8

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

8. bedauert, dass in Bezug auf 
Assoziierungsabkommen oder 
tiefgreifende und umfassende 
Freihandelsabkommen immer noch unklare 
Vorstellungen und Zurückhaltung 
herrschen und erhebliche Mängel auf dem 
Gebiet der Demokratie und der
Menschenrechte bestehen;

8. bedauert, dass in Bezug auf 
Assoziierungsabkommen oder 
tiefgreifende und umfassende 
Freihandelsabkommen immer noch unklare 
Vorstellungen und Zurückhaltung 
herrschen und erhebliche Mängel auf dem 
Gebiet der Demokratie, der 
Menschenrechte und der freien 
Meinungsäußerung bestehen; hofft auf 
eine gerechte und demokratische 
Durchführung der bevorstehenden 
Präsidentschaftswahlen;

Or. pl

Änderungsantrag 216
Hélène Flautre, Werner Schulz

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 8

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

8. bedauert, dass in Bezug auf 8. bedauert, dass in Bezug auf 
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Assoziierungsabkommen oder 
tiefgreifende und umfassende 
Freihandelsabkommen immer noch unklare 
Vorstellungen und Zurückhaltung 
herrschen und erhebliche Mängel auf dem 
Gebiet der Demokratie und der 
Menschenrechte bestehen;

Assoziierungsabkommen oder vertiefte und 
umfassende Freihandelsabkommen immer 
noch unklare Vorstellungen und 
Zurückhaltung herrschen und anhaltende 
schwerwiegende Verstöße auf dem Gebiet 
der Demokratie und der Menschenrechte
sowie eine schleichende Unterdrückung 
der oppositionellen Kräfte und 
nichtstaatlichen Organisationen zu 
verzeichnen sind; bedauert den Stillstand 
bei der Lösung des Konflikts um 
Bergkarabach;

Or. en

Änderungsantrag 217
Graham Watson, Gerben-Jan Gerbrandy

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 8 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

8a. bedauert die Missachtung 
internationaler Normen im Vorfeld der 
Präsidentschaftswahl am 9. Oktober, 
beispielsweise die Ablehnung von 
Bewerbern aus Verfahrensgründen, und 
fordert die sofortige und bedingungslose 
Freilassung der 14 aserbaidschanischen 
Oppositionspolitiker, Journalisten und 
Menschenrechtsaktivisten, die in den 
letzten Monaten festgenommen wurden, 
darunter Tofiq Yaqublu und Ilgar 
Mammadov1; 
__________________
1 gemäß der Entschließung des 
Europäischen Parlaments vom 13. Juni 
2013 zu Aserbaidschan: der Fall Ilgar 
Mammadov (2013/2668(RSP))

Or. en

Änderungsantrag 218
Inese Vaidere
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Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 8 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

8a. begrüßt die erste Einigung über 
Visumerleichterungen und 
Rückübernahmen zwischen 
Aserbaidschan und der Europäischen 
Union; empfiehlt der Union, für einen 
raschen Abschluss der Verhandlungen zu 
sorgen, damit das Abkommen beim 
Gipfeltreffen zur Östlichen Partnerschaft 
im November in Vilnius unterzeichnet 
werden kann, zumal die Abkommen über 
Visumerleichterungen mit den anderen 
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
(außer Belarus) bereits in Kraft sind;

Or. en

Änderungsantrag 219
Adrian Severin

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 8 a (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

8a. bedauert die fehlende Weitsicht und 
die zögerliche Haltung der Europäischen 
Union im Hinblick auf die 
Assoziierungsabkommen und vertieften 
und umfassenden Freihandelsabkommen 
in Verkennung der strategischen 
Bedeutung Aserbaidschans in 
wirtschaftlicher, geopolitischer und 
kultureller Hinsicht;

Or. en

Änderungsantrag 220
Charles Tannock

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 8 a (neu)
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Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

8a. bedauert die Missachtung 
internationaler Normen im Vorfeld der 
Präsidentschaftswahl am 9. Oktober und 
fordert die sofortige und bedingungslose 
Freilassung der 14 aserbaidschanischen 
Oppositionspolitiker, Journalisten und 
Menschenrechtsaktivisten, die vor der 
Wahl festgenommen wurden;

Or. en

Änderungsantrag 221
Inese Vaidere

Entwurf eines Entschließungsantrags
Ziffer 8 b (neu)

Entwurf eines Entschließungsantrags Geänderter Text

8b. unterstreicht die Bedeutung der 
Zusammenarbeit zwischen der EU und 
Aserbaidschan im Energiebereich im 
Hinblick auf die Diversifizierung der 
Energieversorgungsquellen und der 
Lieferrouten nach Europa; begrüßt die 
Entscheidung, die Projekte der 
Transanatolischen und der 
Transadriatischen Pipeline 
weiterzuführen und damit die 
Energiesicherheit in der EU erheblich zu 
stärken;

Or. en


